
Zweites Kapitel: 
NSDAP und wirtschaftliche Verfolgung 

I. Parteirevolution „von unten" 

Ideologischer Fanatismus entlud sich in Bayern bereits in den Märztagen des Jah-
res 1933 in gewaltsamen Ausschreitungen, die, in wellenförmigem Verlauf, immer 
wieder die jüdische Wirtschaftstätigkeit erschütterten. Die sogenannte Parteirevo-
lution von unten, die im Frühjahr 1933 nicht nur Süddeutschland, sondern das 
gesamte Reichsgebiet erfasste, lässt bereits zu Beginn der NS-Herrschaft Grund-
muster erkennen, die die wirtschaftliche Verfolgung bis zur endgültigen „Aus-
schaltung" im Jahr 1938 prägen sollten.1 Der Expansionsdrang der N S D A P zur 
Erweiterung des eigenen Machtbereichs und der umfassenden Kontrolle über die 
„Volksgemeinschaft" manifestierte sich besonders deutlich in den frühen Bestre-
bungen der Partei zur „Ausschaltung" der Juden aus dem Wirtschaftsleben.2 Die 
berufliche Verdrängung und Ausplünderung war nicht nur von hoher ideologi-
scher Bedeutung, sie war für regionale Parteigliederungen auch Mittel zur Aus-
weitung des eigenen Kompetenzbereiches. Denn die ideologisch motivierte Stoß-
richtung des Vorgehens gegen jüdische Wirtschaftstätigkeit verband sich mit de-
ren Intention, durch das Mittel der „Gegnerbekämpfung" die alte legale Ordnung 
auszuhebeln, eigene radikale Zielsetzungen durchzusetzen und sich gegebenen-
falls durch Exklusion der Juden selbst wieder einen Platz auf dem Arbeitsmarkt 
zu sichern. 

1. München und Nürnberg 

Die „Parteirevolution von unten" war daher im Bereich der wirtschaftlichen Ver-
folgung kein Phänomen von kurzer Dauer. Beispielhaft für die lang anhaltenden 
gewaltsamen Ubergriffe sind die Boykottaktionen in München und Nürnberg. Sie 
verweisen nicht nur auf die von den regionalen NSDAP-Gliederungen ausge-
hende Dynamik, sondern auch auf Gemeinsamkeiten, die für den Verfolgungs-
prozess über Stadtgrenzen hinweg bestimmend waren. Zwar ist eine gleichmäßige 
Erfassung wegen der uneinheitlichen Quellenlage nicht möglich. Die nachweis-

' Longer ich , Pol i t ik , S. 27; B o p f , „Aris ierung" , S. 34 ff.; Ba johr , „Aris ierung" in H a m b u r g , 
S. 2 7 f f . ; Gensche l , Verdrängung, S. 43 ff.; B r u n s - W ü s t e f e l d , Geschäf te , S. 62; Fiehtl , W i r t -
schaft , S. 36 ff. D e r Begri f f „Parte irevolut ion von unten" wurde durch Mart in Broszat 
geprägt, der der D y n a m i k der Parteibasis besondere Bedeutung zumaß; Broszat , Staat, 
S. 442 . Mart in Broszats funktional is t ische Interpretat ion des „Dr i t ten R e i c h e s " wird bei 
N o l z e n , B r o s z a t analysiert . 

2 Zu den frühen Expans ionsbes t rebungen der N S D A P vgl. Arbogas t , Herrschaf ts ins tan-
zen, S. 31 ff.; N o l z e n , Legit imation, S. 504 und 515 ; ders., Organisa t ion , S. 68; H e i n z , 
N S D A P , S. 6. 
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baren Aktionen weisen jedoch Ähnlichkeiten der Verfolgungspraxis in den beiden 
größten bayerischen Städten auf. Wie im gesamten Reichsgebiet richteten sich die 
Angriffe vor allem gegen jüdische Warenhäuser und Einheitspreisgeschäfte. Mit-
glieder von NS-Organisationen stellten vor jüdischen Geschäften Posten auf, die 
Inhaber und Kunden anpöbelten, manchmal auch fotografierten, um die Fotos 
anschließend im „Stürmer" veröffentlichen zu lassen.3 Im Frühjahr 1935 eska-
lierte die Situation in der Münchner Innenstadt, als eine allgemeine Boykottwel le 
die Juden in ganz Bayern und im gesamten Reichsgebiet erfasste.4 Vorangetrieben 
durch die Propaganda von „Stürmer"-Verkäufern und die Unterstützung der 
Deutschen Arbeitsfront mobilisierten organisierte SA- und SS-Trupps Angriffe 
auf prominente jüdische Geschäfte. Im Mai sammelten sich erste Menschenmen-
gen vor den Kaufhäusern Uhlfelder und Epa, den Textilhäusern Isidor Bach, Bam-
berger Sc Hertz sowie bei der ELKO GmbH. Als NS-Schlägertrupps Kunden an-
pöbelten und verletzten und gleichzeitig in die Geschäfte eindringende Parteige-
nossen die sofortige Schließung verlangten, wurde die Polizei zu Hilfe gerufen. 
Bereits einige Tage später lebten die Unruhen erneut auf. Ziel der Attacken waren 
wieder die großen jüdischen Geschäfte in prominenter Lage.5 Ab 15 Uhr drangen 
organisierte Gruppen in die Geschäfte ein, warfen die Kunden raus und erzwan-
gen mit Gewalt die Schließung der Läden und Unternehmen. Nachdem die Poli-
zei zunächst tatenlos zugesehen hatte, griff sie erst am frühen Abend ein. Als die 
Beamten einige der Aktivisten verhaften wollten, kam es zu handgreiflichen Aus-
einandersetzungen. Erst gegen 19 Uhr konnte die Ruhe in der Münchner Fußgän-
gerzone wieder hergestellt werden.6 

Auch in Nürnberg waren besonders die Warenhäuser und Einheitspreisge-
schäfte Ziel verschiedener Übergriffe der Parteigliederungen. So verhaftete etwa 
der durch die NS-Hago eingesetzte kommissarische Betriebsrat des Kaufhauses 
Schocken im April 1933 zusammen mit der SA und einem Beauftragten der Na-
tionalsozialistischen Betriebszellenorganisation die Direktion des Betriebes, und 
der kommissarische Betriebsrat übernahm die Leitung des Unternehmens. Pro-
teste des Kaufhauses beim Regierungspräsidium blieben erfolglos, da dieses sich 
für nicht zuständig erklärte.7 Ständigen Boykotten waren auch die Kaufhäuser 
Weißer Turm, Tietz und Zum Strauß ausgesetzt, deren Inhaberin ebenfalls Jüdin 
war. Bereits 1933 war daher die Belegschaft der Kaufhäuser an ihren Mann mit der 
Bitte herangetreten, als „Arier" die Kaufhäuser zu übernehmen, um der rund 700-

3 Zu der reichsweiten Entwicklung vgl. v. a. Longerich, Politik, S. 27; für München siehe 
Schreiben der Polizeidirektion München an das bayerische Innenministerium vom 26. 5. 
1935; BayHStAM/StK/6411. 

4 Der gut dokumentierte Boykott in München im Mai 1935 hat relativ breiten Eingang in 
die Literatur gefunden; Rappl, „Arisierungen" in München, S. 35 ff.; Hanke, Geschichte, 
S. 127 ff.; Kershaw, Antisemitismus. Zur Zerstörung der Israelitischen Kultusgemeinde 
München vgl. auch den kurz vor der Drucklegung der vorliegenden Studie erschienenen 
Aufsatz von Stefanie Hajak, Adresse. 

5 Brief der SA an das bayerische Innenministerium vom 29. 5. 1935; BayHStAM/StK/5618. 
6 Briefe der Polizeidirektion an das bayerische Innenministerium vom 20. und 26. 5. 1935; 

BayHStAM/StK/6411; Vernehmung des SS-Hauptsturmführers Friedrich Walter Müller 
vom 28. 5. 1935; BayHStAM/StK/5618. 

7 Uhlig, Warenhäuser, S. 87. 
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köpfigen Belegschaft die Arbeitsplätze zu erhalten. Entsprechende Verträge wur-
den dann aber durch die Gauleitung boykottiert , da die Partei ihn als „Renomier-
g o y " und „Judenfreund" einstufte.8 

Die durch Boykot te und diffamierende Kennzeichnung jüdischer Erwerbstä-
tigkeit vorangetriebene Stigmatisierung und Isolierung im Frühjahr 1933 bildete 
auch in Nürnberg nur den Scheitelpunkt einer antisemitischen Welle, die wieder-
holt über die jüdische Bevölkerung hereinbrach. Insbesondere das einträgliche 
Weihnachtsgeschäft, also die traditionell umsatzstärkste Zeit für den Einzelhan-
del, bot der Nürnberger Parteispitze die Möglichkeit , jüdische Unternehmen 
nachhaltig zu schädigen. Im Dezember 1934 organisierte etwa Gauleiter Julius 
Streicher einen ausgedehnten B o y k o t t jüdischer Geschäfte, den nicht nur die Par-
tei, sondern offensichtlich auch die Polizei mittrug.9 Hieran beteiligten sich nicht 
nur die Gauleitungen, SA und SS sowie NS-Mittelstandsorganisationen wie die 
N S - H a g o und der „Kampfbund für den gewerblichen Mittelstand"1 0 , sondern 
auch Ortsgruppen, Blockleiter sowie die NS-Bauernschaft und das N S K K . " 

Wie sich die „Parteirevolution von unten" auf das Interaktionsverhältnis von 
Partei und staatlicher Verwaltung bei der wirtschaftlichen Verfolgung auswirkte, 
lässt sich ebenfalls anhand der beiden Gauhauptstädte München und Nürnberg 
verdeutlichen: Lokale Funktionsträger der N S D A P drängten zum einen frühzei-
tig in die Schlüsselpositionen der Regierungs- und Kommunalverwaltung, sie 
etablierten zum anderen Parallelverwaltungen und traten durch eigenmächtige 
Aktionen in Konkurrenz zu den staatlichen Autoritäten vor Or t . 

Beispielhaft für die frühe Machtusurpation der N S D A P - F u n k t i o n ä r e und die 
damit verbundenen Gewaltaktionen ist das Vorgehen gegen Juden auf Messen und 
Märkten. Die Eingriffe sind hier im Rahmen der reichsweit zahlreich agierenden 
Sonderbeauftragten und -kommissare zu sehen, die sich in der Anfangsphase des 
Reiches durch die „Gleichschaltung" und „Nationalisierung" etablieren konn-
ten.1 2 In Bayern hatte sich im März 1933 unter anderem das „Staatskommissariat 

8 Verhandlungen vor der G e s t a p o - P r ü f u n g s k o m m i s s i o n wegen der „ H o l z a k t i o n " in N ü r n -
berg vom 20. 2. und 28 . 2. 1939; StAN/Staatspol izeistel le Nürnberg-Für th/Aris ierungsak-
ten/53; Ausführungen eines Rechtsanwalts im Entschädigungsverfahren vom 28. 6. 1950; 
B a v H S t A M / E G / 4 2 3 0 7 . 

9 R u n d b r i e f des R W M Schacht an die Landesregierungen vom 12. 12. 1934; B a v H S t A M / 
StK/6410 . 

10 D e r 1932 von Adrian von Rente ln gegründete „ K a m p f b u n d für den gewerbl ichen Mit te l -
s tand" war nicht nur aktiv an den B o y k o t t a k t i o n e n der Märztage beteiligt, sondern auch 
maßgebl ich in die Gle ichschal tung der Einzelhandelsorganisat ionen involviert . Rente ln 
selber wurde im Mai 1933 Präsident des Industrie- und Handelstages. Im August 1933 
wurde der K a m p f b u n d aufgelöst und in die N S - H a g o überführt ; Broszat , Staat, S. 2 0 8 -
211; E s e n w e i n - R o t h e , Wirtschaftsverbände, S. 25 ff.; Uhl ig , Warenhäuser, S. 8 9 f f . D i e 
frühe K e n n z e i c h n u n g wurde auch in anderen Regionen des Reiches vorangetr ieben, so 
etwa in W ü r t t e m b e r g und H o h e n z o l l e r n , w o 1935 ein Verzeichnis jüdischer Geschäf te 
von der dortigen Industr ie- und H a n d e l s k a m m e r angelegt wurde; W A B W / A 5/Bü 370. 

11 Z u r Rol le der N S K K bei der Judenverfo lgung vgl. Hochstet ter , Motor is ierung, S. 4C3 ff.; 
zur Rol le der O r t s b a u e r n f ü h r e r M ü n k e l , Agrarpol i t ik ; dies., N S - A g r a r p o l i t i k vor O r t . 

12 S o gab es etwa in H a m b u r g einen „Staatskommissar für das Schreber- und Kle ingartcnwe-
sen" ; Ba|ohr, „Aris ierung" in H a m b u r g , S. 71; zu allgemeinen Aspekten auch Rebent i sch , 
Führerstaat , S. 553; Brosza t , Staat, S. 439 . 
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für Landwirtschaft" unter Erwin Luber gebildet. Als eine seiner ersten Amts-
handlungen ordnete Luber ein Verbot für den Ankauf von Waren aller Art aus 
„jüdischer Hand" für das Ministerium und alle ihm untergliederten Stellen an. Im 
April 1933 präzisierte der Staatskommissar seinen Erlass: Größere Aufträge von 
behördlicher Seite bedurften nun seiner Genehmigung, während kleinere Auf-
träge unter strikter Berücksichtigung „arischer" Firmen von den einzelnen Land-
wirtschaftsstellen selbst erteilt werden konnten.1 3 Gleichzeitig trieb Luber die 
Erstellung von Listen nichtjüdischer Lieferanten für landwirtschaftliche Bedarfs-
stoffe voran, die an die genossenschaftlichen Warenzentralen weitergegeben wer-
den konnten.1 4 Für antisemitische Ubergriffe auf den Märkten sorgten dann meist 
die durch Staatskommissar Röhm eingesetzten Sonderbeauftragten der SA. Vor 
allem von März bis Juni 1933 meldeten verschiedene Ortschaften im Münchner 
Umland Aktionen gegen jüdische Händler und spontane Verbote für Juden auf 
Wochenmärkten, Messen und Jahrmärkten.1 5 

Die zahlreichen Sonderrichtlinien verschiedener Behörden über die Vergabe 
von Aufträgen und Erhebungen über den „rassischen Charakter" von Zulieferfir-
men führten zu so gravierenden Stockungen und Stornierungen beim Warenver-
kehr, dass sich die bayerische Staatskanzlei schließlich zum Eingreifen veranlasst 
sah. Die bayerische Regierung hob die Sonderverordnung des Staatskommissars 
für die Landwirtschaft vom März 1933 im September desselben Jahres wieder auf. 
Grundsätzlich sollten zwar „christliche" Firmen bei der Vergabe von Aufträgen 
bevorzugt werden, Entscheidungen hierüber durften aber nur die zuständigen 
amtlichen Stellen treffen. Wörtlich hieß es im bayerischen Staatsanzeiger: 
„Schnüffeleien nach dem wahren Charakter einer Firma haben von Seiten der Ver-
gabestellen auf jeden Fall zu unterbleiben."1 6 

Derartige Konflikte verdeutlichten das bereits früh einsetzende Kompetenzge-
rangel, wenn es um die für die eigene Machtstellung so wichtige Deutungshoheit 
über die „Judenfrage" im deutschen Wirtschaftsleben ging.17 Sie dürfen daher 
auch nicht über durchaus vorhandene antisemitische Intentionen in den zuständi-
gen Ministerien hinwegtäuschen. Zwar war die Intervention der bayerischen Re-

13 Ministerialerlass des Staatskommissars für Landwirtschaft vom 26. 3. 1933 und Schreiben 
des Staatskommissars für die Landwirtschaft an die Landwirtschaftsstelle Regensburg 
vom 3. 4. 1933; BayHStAM/ML/3399. 

14 Schreiben der Genossenschaftlichen Warenzentrale Regensburg des bayerischen Bauern-
vereins an das bayerische Wirtschaftsministerium vom 12. 4. 1933; ebd. 

15 Schreiben des bayerischen Wirtschaftsministeriums an das bayerische Innenministerium 
vom 2 6 . 5 . 1 9 3 3 ; BayHStAM/ML/3399; zu den Übergriffen vgl. auch Schreiben des 
bayerischen Wirtschaftsministeriums an die bayerische Regierung vom 5. 10. 1937; 
BayHStAM/StK/6411; Schreiben des bayerischen Wirtschaftsministeriums an das Innen-
ministerium über die Zustände im März 1933 vom 19. 4. 1933; BayHStAM/ML/3399. 

16 „Bayerischer Staatsanzeiger" Nr. 205 vom 6. 9. 1933; ebd. 
17 Martin Broszat unterscheidet in diesem Zusammenhang einen „ordnungsstaatlichen Flü-

gel" der bayerischen Regierung, u.a. präsentiert durch Ministerpräsident Siebert und 
Reichsstatthalter Epp, die versuchten, die zentralistischen und autoritär-bürokratischen 
Kräfte des neuen Regimes zu stärken, und einen Flügel der „Aktivisten der Bewegung", 
u. a. vertreten durch Himmler und Gauleiter Wagner; Broszat, Reichszentralismus, S. 186; 
Heinz, Gaupartikularismus, S. 214. 
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gierung in diesem Fall aufgrund der „wirtschaftlichen Schwierigkeiten" und des 
„absoluten Vorrangs" des Arbeitslosenproblems vor allen anderen Maßnahmen 
erfolgt. Die inzwischen eingerichtete Abteilung Landwirtschaft des bayerischen 
Wirtschaftsministeriums unter Ministerpräsident Siebert gab aber ihre juden-
feindliche Einstellung nur wenige Monate später klar zu erkennen, als sie die jüdi-
sche Handelssprache auf Messen und Märkten in Bayern verbot. Einzelne Gestüte 
und H ö f e mussten nun Rechenschaftsberichte über ihr Verkaufsgebaren ablegen. 
Zudem unterstützte das Ministerium andere Ressorts beim Vorgehen gegen jüdi-
sche Viehhändler oder forderte sie zu solchen Restriktionen auf.1 8 Auch in den 
Folgejahren forcierte das bayerische Wirtschaftsministerium Angriffe auf die 
jüdische Wirtschaftstätigkeit, etwa bei der Kenntlichmachung jüdischer Ge-
schäfte. 1 9 

Eine weitere Sonderbehörde der N S D A P zur Kennzeichnung jüdischer Ge-
schäftstätigkeit entstand in Bayern unter Federführung des Nürnberger Gaulei-
ters Julius Streicher. Spezielle Verzeichnisse jüdischer Gewerbetreibender hatte 
die Partei bereits in den 1920er Jahren in Franken angelegt, die der Gauleiter als 
Vorsitzender des „Zentralkomitees für den B o y k o t t vom 1. April 1933" nutzte, 
um damit gegen „Tarnungen" und „Täuschungsmanöver" jüdischer Betriebe vor-
gehen zu können. 2 0 Zusammen mit der N S - H a g o erstellte das Zentralkomitee Be-
scheinigungen über den „tatsächlichen Charakter" der Nürnberger Betriebe, die 
nichtjüdischen Firmen vorbehalten blieben.2 1 Daraufhin überprüfte auch die N S -
Hago Firmen und deren Gesellschafter, um sie dann gegebenenfalls als „jüdisch" 
einzustufen.2 2 Zudem unterwarf die Gauleitung jüdische Firmen in Nürnberg 
bereits 1933 einer besonderen Kennzeichnungspflicht. Hierfür verschickte sie 

1 8 So wies das Landwirtschaf tsminis ter ium auf den Viehhändler Emanue l L. hin, der in den 
1920er Jahren eine R e i h e von G r u n d s t ü c k e n durch Zwangsversteigerungsverfahren an 
sich gebracht hatte. D e m Just izminis ter ium wurde wegen des Verdachts des „Kapital -
schmuggels" geraten, das Vermögen des Viehhändlers zu beschlagnahmen; Schreiben des 
bayer ischen Wirtschaf tsminis ter iums, Abte i lung Landwirtschaf t , an das bayerische Jus t iz -
minister ium v o m 8. 9. 1933; zu den M a ß n a h m e n des Minis ter iums siehe auch Schreiben an 
das bayer ische Wirtschaf tsminis ter ium v o m 12. 7. 1933; Schreiben der Abte i lung Land-
wirtschaft des bayer ischen Wirtschaf tsminis ter iums an die Vertretung Bayerns im Reich 
v o m 8. 9. 1933 und Schreiben der Abte i lung Landwirtschaf t an die staatlichen Lehranstal -
ten für Wein- und O b s t b a u , Neustadt an der Haardt und Vei tshöchheim, vom 16. 5. 1936; 
B a y H S t A M / M L / 3 3 9 9 . 

1 9 Schreiben des Referats I an das Referat II im bayerischen Wirtschaf tsminis ter ium über 
Sonderbeze ichnungen der als jüdisch identifizierten Einzelhandelsgeschäfte vom 16. 12. 
1936; B a y H S t A M / M W i / 3 7 . 

2 0 Verzeichnisse in S t A N / N S - M i s c h b e s t a n d / S a m m l u n g S t re icher /140 . 
2 1 Schreiben der N S D A P - G a u l e i t u n g Franken an das Zentra lkomitee für die B o v k o t t b e w e -

gung; ebd.; Schreiben eines O b m a n n e s der N S - H a g o an den Vors i tzenden des „Zentral-
komitees zur B e k ä m p f u n g der jüdischen G r e u e l - und B o y k o t t h e t z e " v o m 5. 2. 1934; ebd. 

2 2 E ine lange Auseinandersetzung zog sich etwa Anfang 1934 um den „ C h a r a k t e r " der Fa. 
H . und S. A G hin. D e r dortige Be t r iebsze l lenobmann weigerte sich, die F i rma als „arisch" 
einzustufen, da einer der persönl ich haftenden Gesel lschaf ter und zwei leitende Ange-
stellte J u d e n waren. D e r Be t r iebsze l lenobmann war gleichzeitig O b m a n n der N S - H a g o , 
weshalb die Angelegenhei t dann auch beim Zentra lkomi tee besprochen wurde; Br ie f -
wechsel in ebd. 
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Judensterne, die die Geschäftsinhaber an den Schaufenstern anbringen sollten.23 

Derartige Kennzeichnungen forcierte die NS-Hago im Rahmen der Reichspartei-
tage auch in den Folgejahren. Sie vergab als eine Art nationalsozialistisches Güte-
siegel Schilder mit der Aufschrift „Deutsches Geschäft", um die dann ein regel-
rechter, von Denunziationen begleiteter Wettkampf des Einzelhandels einsetzte.24 

Von März bis April 1934 kam es darüber hinaus im Zuge der Werbewoche der 
NS-Hago zu Boykottaktionen gegen jüdische Geschäfte in Franken, die die natio-
nalsozialistischen Aktivisten mit Aufenthaltsbeschränkungen für Juden in ver-
schiedenen fränkischen Ortschaften verbanden.25 Wie im gesamten Reichsgebiet 
hatten Mitglieder der NS-Hago auch hier bereits seit dem Frühjahr 1933 Boykotte 
organisiert, die vor allem während der in Nürnberg zelebrierten Reichsparteitage 
extreme Ausmaße annahmen.26 Im März 1934 beschwerte sich daraufhin der Ver-
band der deutschen Wäscheindustrie, Bezirksgruppe Bayern, in einem Schreiben 
an die IHK München über kursierende Gerüchte, denen zufolge Käufer in jüdi-
schen Geschäften fotografiert würden, weswegen Warenbestellungen aus Nürn-
berg bereits annulliert worden seien.27 Auch die jüdische Kultusgemeinde führte 
Klage darüber, dass die Werbewoche der NS-Hago zum Zweck des Boykotts ge-
gen jüdische Geschäfte missbraucht werde.28 Die IHK erhob daraufhin Einspruch 
und forderte in einem Rundschreiben von März 1934 die Kreis- und Ortsgrup-
penamtsleiter dazu auf, die Boykottaktionen gegen Juden einzustellen.29 

Das sich hier bereits andeutende, noch sehr spannungsreiche Verhältnis von 
Partei und ordnungsstaatlicher Verwaltung führte letztlich zu einer wechselseiti-
gen Beeinflussung, an deren Ende nicht nur ein institutioneller Wandel, sondern 
auch eine Veränderung der sozialen Praxis der Funktionsträger auf beiden Seiten 
stand.30 Auf Seiten der Partei machte der rasche Versuch der „Machtusurpation 
der NSDAP von der Straße aus" bereits im Frühjahr 1933 deutlich, dass die „Ent-
judung" der Wirtschaft wie kaum eine andere Unterdrückungsmaßnahme eine lo-
kale Relevanz erlangte.31 Das Beispiel Nürnberg veranschaulicht darüber hinaus 
in besonderem Maße die integrierende Wirkung der NS-Ideologie, die eine Ver-
bindung antisemitischer und antikapitalistischer Vorstellungen mit der Hoffnung 

23 Erinnerungen des jüdischen Geschäftsmannes Kurt Aufochs; StadtAN/F5/QNG/544. 
24 Vgl. etwa die Querelen um einen nichtjüdischen Metzger, dem im Rahmen der Reichspar-

teitage auf Druck der Konkurrenz hin das Schild „Deutsches Geschäft" verweigert wurde 
und der daraufhin Boykotten ausgesetzt war; Schreiben des bayerischen Wirtschaftsmi-
nisteriums an die bayerische Staatskanzlei vom 7. 2. 1936; BayHStAM/StK/6411. 

25 Schreiben des RWM Schacht an die Regierung von Ansbach vom 26. 3. 1934; BayHStAM/ 
StK/6410; Schreiben des Wirtschaftsministeriums an die bayerische Staatskanzlei vom 
3. 12. 1934; ebd. 

26 Schreiben des Reichswirtschaftsministeriums an die bayerische Staatskanzlei vom 7. 2. 
1936; BayHStAM/StK/6411. 

2 7 Schreiben des Verbands der Wäscheindustrie vom 14. 3. 1934; BWA/Kl/XXI 16a/l. Akte. 
28 Schreiben des bayerischen Wirtschaftsministeriums vom 26. 3. 1934; ebd. 
2 9 Rundschreiben der NS-Hago 13/34; ebd. 
30 Nolzen, Broszat, S. 443 ff.; Broszat, Staat, S. 438f. Broszat ging davon aus, dass die An-

griffe der NSDAP letztlich zu einer Auflösung des bürokratischen Verwaltungshandelns 
geführt hätten. 

31 Neigenfind, Kreiswirtschaftsberater, S. 385. 
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auf Verbesserung der eigenen wirtschaftl ichen Situation ermöglichte. D i e k o m b i -
nierte Vorstellung einer ökonomischen und „rassischen" Gesundung des „Volks-
körpers" durch Exklus ion der J u d e n entfaltete bei den Parteiaktivisten schon im 
Früh jahr 1933 ihre Wirkung. D e n n unverzüglich nutzte die Partei die Judenver-
folgung auch zur Verfolgung ö k o n o m i s c h e r Zielsetzungen. So forderte die 
N S D A P die Inhaber der Kaufhäuser dazu auf, monatl ich 2 0 0 0 Reichsmark an die 
Gauleitung zu zahlen. Sie brandmarkte Einheitspreisgeschäfte und Warenhäuser 
darüber hinaus offiziell als „ jüdisch" und strich demzufolge sämtliche öffentli-
chen Aufträge, um sie dem Einzelhandel vor O r t z u k o m m e n zu lassen. 1934 er-
zwang die Partei schließlich die endgültige Schließung eines Kaufhauses, welches 
die Gauleitung als „nichtarisch" eingestuft hatte. Dabei setzte sich die Nürnberger 
Parteispitze auch über Anweisungen der Reichsregierung hinweg. Die Interven-
tionen des Kaufhausinhabers bei der Landesregierung in M ü n c h e n blieben zu-
nächst erfolglos. A b e r selbst als dieser eine Bestätigung des Reichswirtschaftsmi-
nisteriums in Händen hielt, die seinen Betr ieb als „arisch" einstufte, boykot t ier te 
ihn die Gaulei tung. 3 2 A u c h die Kennzeichnungsaktivitäten des Zentralkomitees 
für den B o y k o t t am 1. April 1933 verbanden sich mit ökonomischen Zielsetzun-
gen, die dann allerdings 1934 zur Einstel lung der Tätigkeiten des Komitees führ-
ten. Korrupt ionsvorwürfe hatte es sowohl gegenüber den Parteigenossen in den 
Betr ieben als auch gegenüber den Funkt ionären des Zentralkomitees gegeben. 
Z u m Ärger der Gaulei tung stellten Mitarbeiter des Komitees beispielsweise jüdi-
schen Betrieben gegen ein entsprechendes Entgeld Bescheinigungen aus, die diese 
als „Deutsche Geschäf te " auswiesen. In ganz erhebl ichem Maße war der Leiter 
des Zentralkomitees , Hans Dol i , in derartige Machenschaften verwickelt , der sich 
vierstellige Beträge auf sein privates K o n t o für entsprechende Bescheinigungen 
hatte überweisen lassen. D e n bei der N S - H a g o hauptamtlich eingestellten Partei-
genossen Göl ler stellte eine „ jüdische" F i rma zum Schutz vor wirtschaftl icher 
Verfolgung als Prokuris ten ein, der daraufhin ebenfalls versuchte, entsprechende 
Bescheinigungen zu erhalten. 3 3 Im Januar 1934 gab die „Fränkische Tageszeitung" 
schließlich bekannt , dass Bescheinigungen vom Zentralkomitee nicht mehr ausge-
stellt und auch keine Gült igkeit mehr besitzen würden. Die Kennzeichnung jüdi-
scher Betr iebe war davon aber nicht betroffen. Stattdessen übernahm die G a u -
amtsleitung der N S - H a g o in N ü r n b e r g die Verantwortung für das F i rmen-Regis -
ter, bei der gegen eine G e b ü h r von 50 Pfennigen der „Charakter " einer F irma er-
fragt werden konnte . 3 4 Im September 1935 wies Julius Streicher zusätzlich die 
Nürnberger Polizeidirektion an, ein Verzeichnis der in N ü r n b e r g lebenden Juden 
zu erstellen. 3 5 

3 2 Verhandlungen vor der G e s t a p o - P r ü f u n g s k o m m i s s i o n wegen der „ H o l z a k t i o n " in N ü r n -
berg v o m 2 0 . 2 . und 2 8 . 2 . 1939; S tAN/Staatspol ize is te l le N ü r n b e r g - F ü r t h / A r i s i e r u n g s -
akten/53 ; Ausführungen eines Rechtsanwalts im Entschädigungsverfahren T h e o d o r H . 
vom 28. 6. 1950; B a y H S t A M / E G / 4 2 3 0 7 . 

3 3 Schreiben der N S - H a g o an das Zentra lkomi tee v o m 5. 2. 1934 und 6. 2. 1934 sowie B e -
richt des Zentra lkomitees über den F u l d - K o n z e r n ; S t A N / N S - M i s c h b e s t a n d / S a m m l u n g 
S t re icher /140 . 

3 4 B e k a n n t m a c h u n g der „Fränkischen Ze i tung" vom 4. 1. 1934. 
3 5 O p h i r / W i e s e m a n n , G e m e i n d e n , S. 210 . 
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Bereicherungsversuche waren nicht nur im Umfeld der Nürnberger Gauleitung 
und der NS-Hago zu verzeichnen. Ein Mitglied eines Münchner SS-Sturms, Wil-
helm R., verdeutlicht exemplarisch die Bereicherungsversuche von Angehörigen 
der Münchner Schutzstaffel. Der SS-Angehörige war Mitte der 1920er Jahre ar-
beitslos geworden und 1929/30 der SS beigetreten. 1933 fand er eine Anstellung 
beim „Völkischen Beobachter". Im April 1933 nahm sein SS-Sturm eigenmächtig 
Hausdurchsuchungen bei Juden vor und bestahl die Betroffenen. Opfer eines der-
artigen Raubzuges war auch ein jüdischer Fabrikbesitzer - der ehemalige Chef des 
SS-Mannes Wilhelm R. - bei dem die Plünderer eindrangen, Schmuck und Bargeld 
entwendeten und den Unternehmer zwangen, in seine Fabrik zu fahren und auch 
noch den dortigen Geldschrank zu leeren.36 

Lassen sich die hier dargestellten Charakteristika der „Parteirevolution von un-
ten" mit den Stichworten Mobilisierung, Machterweiterung sowie Bereicherung 
zusammenfassen, so soll schließlich noch ein weiterer handlungsleitender Faktor 
hervorgehoben werden: Die Erniedrigung der jüdischen Bevölkerung durch will-
kürlichen Raub ihres Vermögens verband sich mit Demütigungen und schweren 
Verletzungen aufgrund körperlicher Gewaltanwendung. Zumindest auf Seiten der 
Parteiaktivisten blieben in den beiden großen bayerischen Städten diejenigen 
Funktionsträger maßgeblich für die „Entjudung" der Wirtschaft verantwortlich, 
die auch die Angriffe auf Leib und Leben der jüdischen Bevölkerung massiv 
vorantrieben. 

Der antisemitische Handlungsdrang dieser Parteiangehörigen schlug sich in 
Nürnberg wie andernorts auch „in eruptiven, pogromartigen Straßenaktionen 
nieder, angeführt von wilden antisemitischen Hetzern wie Julius Streicher und 
durchgeführt von Parteiformationen und SA-Trupps". 3 7 Dass dabei körperliche 
Gewalt stimulierend wirkte, zeigen die von der Nürnberger SA ausgehenden 
Ubergriffe gegen Juden besonders deutlich. Der vor dem Landgericht Nürnberg-
Fürth im Dezember 1948 Angeklagte Philipp Wurzbacher kann dabei als Parade-
beispiel eines fränkischen SA-Führers und deren Methoden gelten. „Er stammt 
aus kleinen Verhältnissen", so die Urteilsbegründung des Landgerichts, „und ist 
durch den Umsturz nach oben gespült worden. Wohl äußerlich an Drill, aber 
nicht an die Maßhaltung gewöhnt, ungeistig, unbeherrscht und grausam ist es er-
klärlich [sie], daß er im Rausch des damaligen Geschehens die erstmalige Situation 
genutzt hat, sich auszutoben. Verroht, jeder menschlichen Regung unzugänglich 
und in der Wahl seiner Mittel ebenso erfinderisch wie sadistisch, stellt er den Typ 
eines rücksichtlosen Kraft- und Gewaltmenschen dar, in seiner Person selbst eine 
Geißel für seine Opfer und noch in ihrer Qual voll Hohn und Spott ." 3 8 Kommu-
nisten, Juden, Kunden jüdischer Geschäfte, sie alle wurden durch SA-Angehörige 
brutal misshandelt, gefoltert und mitunter bis zur Besinnungslosigkeit geprügelt. 

Ein Zentrum ritualisierter Gewaltanwendung der SA war die Nürnberger Kai-
serburg. In mittelalterlicher Manier banden Angehörige der SA hier Gefangene an 

Urteil der 3. Strafkammer des L G München I vom 18. 6. 1954; I f Z / G m 07.94/9. 
3 7 Herbert, Best, S. 204; Fichtl, Wirtschaft, S. 36. 
3 8 Urteilsbegründung des L G Nürnberg-Fürth vom 17. 12. 1948 im Strafverfahren gegen 

den SA-Mann Wurzbacher; StAN/Staatsanwaltschaft beim L G Nürnberg-Fürth/2264. 
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einem in der Luft hängenden, mit zwei Seilen befestigten Brett mit dem Rücken 
nach oben fest. In der Art eines Femegerichts traten mit Kapuzen maskierte SA-
Männer mit Kreuzen auf die O p f e r zu, bevor sie diese brutal folterten. 3 9 Auch an-
dernorts traten sadistische Neigungen deutlich hervor. Im Juni 1933 trieben G e -
walttäter mehrere Dutzend Juden, wohl vor allem Geschäftsleute, die Angehörige 
der B ' N e i B ' R i t h Loge waren, auf einem SA-Brigadesportplatz zusammen. Sie 
zwangen die Opfer, mit dem Mund Gras zu rupfen und zusammenzutragen. An-
dere mussten Gruben schaufeln, die von wieder anderen immer wieder zugeschüt-
tet wurden. Anschließend wurden die jüdischen Geschäftsleute in einem Bara-
ckenlager inhaftiert.4 0 

Die Betonung des Zusammenhangs von Raub und physischen Ubergriffen ist 
vor allem aus drei Gründen für das Verständnis der wirtschaftlichen Verfolgung 
bedeutungsvoll. Für die Betroffenen waren erstens soziale Deprivationserfahrun-
gen, ökonomische Schädigungen und physische Verletzungen Teile eines Erleb-
niszusammenhanges und insofern untrennbar miteinander verbunden. Zweitens 
wirkte auf Seiten der Akteure neben ökonomischen Interessen und antisemiti-
schen Feindbildern auch das ungehemmte Ausleben derartiger Gewaltexzesse als 
nicht zu unterschätzendes integratives und motivierendes Moment . 4 1 Drittens 
waren Ausplünderung, körperliche Ubergriffe, Zerstörungen von Eigentum oder 
Boykot te gegen jüdische Erwerbstätigkeit zusammengehörige Teile einer antise-
mitischen Politik mit durchaus rationalem Kalkül. Dies zeigt sich nicht nur in 
Nürnberg, wo Gauleiter Streicher und dessen Entourage derartige Übergriffe ge-
gen Juden forcierten. Auch in München trieb Gauleiter Wagner Parteiangehörige 
zu Ausschreitungen gegen Juden an. Demzufolge war die Mobilisierung der Par-
teibasis bei den Ausschreitungen im Frühjahr 1933 Auftakt einer bewusst kalku-
lierten Politik der regionalen Parteispitze, die dann - im Einklang mit der Reichs-
leitung - einen Höhepunkt in der Pogromnacht vom 9./10. November 1938 und 

3 9 Urte i l des L G N ü r n b e r g - F ü r t h gegen einen G e s t a p o b e a m t e n v o m 29. 11. 1948; St A N / 
Staatsanwaltschaft be im L G N ü r n b e r g - F ü r t h / 1 4 3 . 

4 0 Zeugenaussagen von ehemals verfolgten Juden ; Feststel lung der K r i p o N ü r n b e r g vom 
15. 11. 1945; S tAN/Staa tsanwal t schaf t beim L G N ü r n b e r g - F ü r t h / 2 2 6 4 ; Er innerungen ei-
nes jüdischen Just izrats ; S t a d t A N / F 5 / 4 9 4 ; Manuskr ipt des ehemaligen Geschäf ts führers 
der Israelit ischen Kultusgemeinde, Bernhard K o l b , über „Die J u d e n in N ü r n b e r g . Tau-
sendjährige Gesch ichte einer J u d e n g e m e i n d e von ihren Anfängen bis zum Einmarsch der 
amerikanischen T r u p p e n " vom 2 0 . 4 . 1945, S. 28; S t a d t A N / F 5 / 4 0 4 a ; veröffentl icht auch 
unter h t t p : / / h o m e . t - o n l i n e . d e / h o m e / R I J O N U E / k o l b 0 4 . h t m l (3. 4. 2004) . 

4 1 D i e neuere F o r s c h u n g hat hinsichtl ich der A n w e n d u n g körperl icher G e w a l t v. a. die 
Wechse lwirkung zwischen Hil f los igkei t des O p f e r s und Machter fahrung des Täters be-
tont ; Popi tz , P h ä n o m e n e , S. 45 ; Sofskv, Traktat , S. 5 6 - 5 8 und 70 ff.; ders., O r d n u n g ; vgl. 
auch die Ü b e r b l i c k e bei N e d e l m a n n , Gewal tsoz io logie ; Popi tz , P h ä n o m e n e ; eine gute 
Ü b e r s i c h t bietet auch Reichardt , der Deprivat ionserfahrungen wie Abst ieg oder Frustra-
t ionen, K o n f o r m i t ä t s d r u c k oder s i tuat ionsbedingte Eigenarten als Analysekri ter ien ein-
bezieht ; Reichardt , K a m p f b ü n d e , S. 3 7 f f . Dabei sollte Gewal t aber of fenbar nicht nur als 
sinnstiftendes E lement für Angehör ige der N S - G l i e d e r u n g e n dienen. Vie lmehr lässt sich 
Gewal t auch als „kollektive soziale Prax is " begreifen, die die Nat ionalsozial is ten bewusst 
einsetzten, um die „Volksgemeinschaf t " durch Exklus ion des „ F r e m d v ö l k i s c h e n " herzu-
stellen; Wildt , Gewal tpol i t ik , S. 25 ff.; ders., Stadt, S. 102. 
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ihren Abschluss in den Gewaltexzessen in den Jahren 1939 bis 1941 fand.42 Die 
wirtschaftliche Verfolgung war damit Teil einer antisemitischen Politik, die von 
Beginn des NS-Regimes an betrieben wurde, um die Realisierung ideologischer 
Zielsetzungen erfüllen und die Entstehung einer breiten Massenbasis fördern zu 
können.43 

2. Die ländlichen Regionen 

Neben den beiden bayerischen Großstädten erstreckten sich die Aktionen zur 
„Ausschaltung" der Juden aus dem Wirtschaftsleben auf die ländlichen Gemein-
den in ganz Bayern und wurden hier, wie im städtischen Umfeld, zu einem großen 
Teil von Angehörigen der NS-Mittelstandsorganisationen initiiert. Dies galt auch 
für die unterfränkische Region Bad Kissingen/Hammelburg. So berichtete etwa 
die Gendarmeriestation Hammelburg an das Bezirksamt der Stadt, dass es immer 
wieder zu Pöbeleien gegen Käufer in jüdischen Geschäften komme. Da der 
„Hauptstänkerer" Reinhard E. Mitglied des „Kampfbundes für den gewerblichen 
Mittelstand" und zugleich SA-Mann sei, traue sich niemand, gegen ihn vorzuge-
hen.44 Die Motivation für derartige Aktionen holten sich die örtlichen Funktio-
näre offensichtlich bei sogenannten Aktionswochen des Kampfbundes bezie-
hungsweise bei der NS-Hago. Im Rahmen einer Werbeaktion für die „zweite Ar-
beitsschlacht" vom 23. März bis 7. April 1933 kam es zu Boykottaktionen gegen 
jüdische Geschäfte. Vor jüdischen Läden wurden Posten aufgestellt und die 
Geschäfte mit Stinkbomben, Sprengkörpern und mitunter sogar mit Tränengas 
attackiert.45 

Neben derartigen gezielten, von der NS-Hago initiierten und durchgeführten 
Aktionen kam es auch im dörflichen Umfeld zur Kennzeichnung jüdischer Er-
werbstätigkeit, um Geschäftsbeziehungen zwischen Juden und Nichtjuden zu 
unterbinden. Im Frühjahr 1934 denunzierte beispielsweise der Lehrer und Orts-
gruppenleiter in Waizenbach Kunden von jüdischen Geschäften auf Plakaten als 
„Volksverräter".46 Auch in einigen anderen Orten bei Bad Kissingen stellten die 
Ortsbauernführer derartige Schilder auf.47 In Dittlofsroda zwangen die örtlichen 
Parteifunktionäre die Bevölkerung, nicht mehr beim jüdischen Fleischer, sondern 
in einer „arisch" geführten Metzgerei des Nachbardorfes einzukaufen. Die Um-

4 2 Siehe hierzu auch Erster Teil, Zweites Kapitel, IV. 1.-3. der vorliegenden Untersuchung. 
4 3 Vgl. hierzu den grundlegenden Aufsatz von Armin Nolzen über die Funktion von Gewalt 

bei der Judenverfolgung 1933-1939; Nolzen, Party, S. 274. 
4 4 Schreiben des Gendarmeriebezirks Hammelburg an das Bezirksamt vom 15.9 . 1933; 

StAW/LRA Hammelburg/5038. 
4 5 Rundschreiben der Regierung von Unterfranken an die Bezirkspolizeidirektionen vom 

26. 3. 1934; StAW/Sammlung Schumacher/9/1. Zu den Aktionen der NS-Hago in Ham-
melburg vgl. auch Schäfer, Eindringen, S. 374 ff. 

4 6 Schreiben der Gendarmeriestation Neuwirtshaus an das Bezirksamt Hammelburg vom 
19. 4. 1934; StAW/LRA Hammelburg/5039. 

4 7 Schreiben der Gendarmeriestation Burkhardroth an das Bezirksamt Bad Kissingen vom 
29. 8. 1935; StAW/Sammlung Schumacher/7/3. 
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satzeinbußen waren so groß, dass die jüdischen Inhaber schon 1935 ihr Geschäft 
schließen mussten. 4 8 

Betrachtet man die Strategien zur Verdrängung jüdischer Erwerbstät iger in U n -
terfranken, so werden im Vergleich zu M ü n c h e n und Nürnberg allerdings auch 
regionale Unterschiede bei der wirtschaftl ichen „Ausschaltung" deutlich. Dies 
gilt zunächst im H i n b l i c k auf physische Übergri f fe , von denen die jüdische Bevöl -
kerung in der Region Bad Kiss ingen/Hammelburg in den ersten Jahren der N S -
Herrschaft offensichtl ich weit weniger betroffen war. Darüber hinaus gilt dies für 
spontane B o y k o t t a k t i o n e n und Kennzeichnungen, die ebenfalls deutlich seltener 
auftraten als in den beiden bayerischen Städten. Derart ige Unterschiede verweisen 
nicht nur auf ein S tadt -Land-Gefä l le bei Quant i tä t und Intensität der Verfolgung. 
Vorhandene Dif ferenzen lassen sich auch beim Vergleich der ländlichen Regionen 
nachweisen. D e n n in zahlreichen Gemeinden in der U m g e b u n g von M ü n c h e n 
griffen D o r f b e w o h n e r früh und oft zu Gewal tmaßnahmen gegen jüdische Vieh-
händler. 4 9 

Zu exzessiven Gewaltausbrüchen kam es vor allem in den mittelfränkischen 
Gemeinden. Welche integrative Wirkung die Mischung aus Angriffen gegen die 
jüdische Wirtschaftstätigkeit und körperl icher Gewal t auch bei Teilen der Bevöl -
kerung entfalten konnte , zeigt das Beispiel der mittelfränkischen Kleinstadt G ü n -
zenhausen, in der etwa 184 Juden w o h n t e n . 5 0 Ein J a h r nach den gewaltsamen U n -
ruhen im Früh jahr 1933 fand hier ein P o g r o m gegen die jüdische Bevölkerung 
statt. N a c h d e m ein S A - F ü h r e r die jüdischen Wirtsleute inhaftiert, misshandelt 
und eine aufpeitschende Rede vor einer Menschenmenge gehalten hatte, kam es zu 
Ausschreitungen, in deren Verlauf sich der O r t am Palmsonntag 1934 zu einem 
wahren „Hexenkesse l " entwickelte. In Gruppen von bis zu 100 Personen zogen 
Gunzenhausener Bürger durch die Stadt, warfen Schaufenster der jüdischen G e -
schäfte ein und beschimpften die jüdische Bevölkerung wüst. D e r M o b zerrte die 
jüdischen Bürger schließlich aus ihren Häusern und misshandelte sie zum Teil 
schwer. Während einige Juden zu Tode geprügelt wurden, wählten andere im A n -
gesicht der johlenden Menge den Freitod. Insgesamt sollen an den brutalen Ü b e r -
griffen etwa 1 0 0 0 - 1 5 0 0 Personen beteiligt gewesen sein, also ein Viertel bis ein 
Fünftel sämtlicher E i n w o h n e r der Kleinstadt. 5 1 

4 8 Eidesstatt l iche Versicherung im Entschädigungsverfahren des Metzgers Moses G . vom 
29. 5. 1957; B a y H S t A M / B E G / 4 8 6 3 6 . 

4 9 Zu den Ubergr i f fen gegen jüdische Erwerbstät ige in den G e m e i n d e n um M ü n c h e n vgl. 
Schre iben des bayer ischen Wirtschaf tsminis tcr iums an das baverische Innenminis ter ium 
v o m 1 9 . 4 . 1933; B a y H S t A M / M L / 3 3 9 9 ; Schreiben der N S D A P - G a u l e i t u n g M ü n c h e n -
O b e r b a y e r n an das Bez i rksamt M ü n c h e n vom 24. 10. 1935; S t A M / L R A / 5 8 1 2 8 ; Schreiben 
eines Rechtsanwalts an das B L E A v o m 7. 2. 1957 und Zeugenvernehmung des A m t s g e -
richts Wolfratshausen am 24. 4. 1963; B a v H S t A M / E G / 9 3 5 8 1 ; Vermerk der Pol ize idirek-
t ion M ü n c h e n vom 6. 7. 1933; S t A M / P o l i z e i d i r e k t i o n / 1 2 5 4 4 . 

5 5 Exempl i f iz ierend wurde das Beispiel G ü n z e n h a u s e n in der Li teratur öfter aufgegriffen; 
vgl. hierzu und im Folgenden v. a.: Kershaw, Ant isemit i smus , S. 295 f.; O p h i r / W i e s e m a n n , 
G e m e i n d e n , S. 189. 

5 1 Allerdings blieb der P o g r o m in G ü n z e n h a u s e n auch im stark antisemitisch geprägten Mi t -
telfranken in seinen exzessiven A u s m a ß e n eine Ausnahmeersche inung. D i e Rädels führer 
der S A wurden sogar vor Ger i ch t gestellt, das sie in der ersten Instanz verurteilte, auf-
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Offensichtlich war die antisemitische Atmosphäre in der unterfränkischen Re-
gion weniger aufgeheizt als in einigen oberbayerischen und mittelfränkischen Ge-
meinden.52 J e nach den regionalen Bedingungen konnte das Pendel also mehr oder 
wenigerstark zuungunsten der jüdischen Bevölkerung ausschlagen. Ausschlagge-
bend war hierfür sicherlich auch die Haltung der Parteispitze und der Garde der 
„Alten Kämpfer". Inwieweit die antisemitische Einstellung der Gauleiter Einfluss 
auf den Radikalisierungsgrad der lokalen Parteifunktionäre hatte, geht aus den 
Quellen zwar nicht eindeutig hervor, sie liefert aber eine Erklärung für die Ge-
waltexzesse in Mittelfranken und die Ubergriffe in unmittelbarer Nähe zur 
„Hauptstadt der Bewegung" München. Die dortigen Parteiführer Streicher und 
Wagner waren nicht nur besonders leidenschaftliche Antisemiten, sie verfügten im 
Gegensatz zum unterfränkischen Gauleiter Hellmuth auch über entscheidenden 
Einfluss in der Parteihierarchie. Das Augenmerk auf einige maßgeblich an dem 
wirtschaftlichen „Ausschaltungsprozess" beteiligte Parteifunktionäre darf aller-
dings nicht zu der Annahme verleiten, die Verfolgung sei nur von wenigen 
NSDAP-Funktionsträgern durchgeführt worden. Wie bereits gezeigt, mobilisier-
ten Boykotte, Übergriffe und Plünderungen zahlreiche Angehörige nahezu aller 
Parteigliederungen. Es führt aber die stark personenbezogene Ausprägung der 
„Ausschaltung" vor Augen, die seit dem Frühjahr 1933 immer wieder zutage trat. 

II. Wirtschaftliche Verfolgung als Mittel 
gauspezifischer Regionalpolitik? 

Zur Bedeutung der Gauleiter und ihrer Entourage 

In allen drei Gauen diente jüdisches Vermögen als ein regionalpolitisches Macht-
mittel in der Hand der Gauleiter. Die durch die Ausplünderung der Juden freige-
wordenen Gelder und Sachwerte galten als eine Möglichkeit zur infrastrukturel-
len Verbesserung der jeweiligen Region. In Unterfranken war es der „Dr. Hell-
muth Plan", der aus dem „tausendjährigen Notstandsgebiet" Rhön durch den An-
bau von Saatgut ein „Kartoffelsanatorium" machen sollte. Über spezielle Konten 
bezuschusste der dortige Gauwirtschaftsberater tatsächlich das Projekt aus „Ari-
sierungsmitteln".53 Ahnliches galt für München und Nürnberg. In beiden Städten 
diente der Raub jüdischen Vermögens nach Darstellung der lokalen Gliederungen 

grund eines Revisionsverfahrens kamen sie aber letztlich auf freien Fuß; Schreiben eines 
R R an einen MinDir. vom 26. 3. 1934; BayHStAM/MA/106410; Schreiben des Bezirks-
amts Günzenhausen an die Bayerische Politische Polizei vom 11. 11. 1935; S tAN/LRA 
Gunzenhausen/Abg. 1961/4603; Halbmonatsbericht des Regierungspräsidenten von 
Ober- und Mittelfranken vom 2 1 . 7 . 1934; Broszat/Fröhlich/Wiesemann, Bayern, S. 440; 
Kershaw, Antisemitismus, S. 295 f. 

52 Die I R S O war der Meinung, die Viehhändler in Oberbayern hätten sich generell keiner 
Beliebtheit erfreut, und diese Tatsache sei dann von den Nazis aufgegriffen worden; 
Schreiben der I R S O an die W B I vom 14. 1. 1952; StAM/WB I/a/3065/Nr. 10. 

5 3 Zur propagandistischen Aufarbeitung vgl. etwa Krauß, Not , S. 301 ff. Zum „Hellmuth-
Plan" allgemein siehe Hohmann, Landvolk; zu „Hellmuth-Plan" und „Arisierung" vgl. 
Erster Teil, Zweites Kapitel, IV.3. der vorliegenden Studie. 
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der N S D A P d e m A u s b a u der Infrastruktur , e twa in F o r m einer G a u - U n i v e r s i t ä t 
oder speziel len G a u s c h u l e n . 5 4 

A u c h w e n n derart ige A n g a b e n ü b e r die V e r w e n d u n g j ü d i s c h e n V e r m ö g e n s of t 
n u r den R a u b z u g zu e igenen G u n s t e n verdecken sol l ten , so verweisen sie d o c h auf 
einen wicht igen A s p e k t der Ver fo lgung : ihre B i n d u n g an k o n k r e t e lokale und 
regionale Z u s a m m e n h ä n g e . Sie erklärt auch die b e s o n d e r e A u f m e r k s a m k e i t , die 
die G a u l e i t e r der wir t schaf t l i chen V e r f o l g u n g s c h e n k t e n . O t t o H e l l m u t h ver-
suchte e b e n s o wie Ju l ius S t re icher und A d o l f W a g n e r auch u m den Preis e rhebl i -
cher K o m p e t e n z ü b e r s c h r e i t u n g e n , die F e d e r f ü h r u n g bei der wir t schaf t l i chen Ver-
fo lgung in den H ä n d e n zu behal ten . D i e Frage , inwiewei t sich die drei G a u l e i t e r 
bei der „ A u s s c h a l t u n g " der J u d e n aus d e m Wir t schaf t s l eben dabei durchse tzen 
k o n n t e n , ist u n t e r m e h r e r e n A s p e k t e n bedeutungsvol l . Z u n ä c h s t zielt sie auf die 
regionale A u s p r ä g u n g der „ J u d e n p o l i t i k " . A n g e s i c h t s der o f tmals als „ B ü r o k r a t i -
s i e rung" b e s c h r i e b e n e n u n d durch M a s s e n z u l a u f g e k e n n z e i c h n e t e n E n t w i c k l u n g 
der N S D A P in den ersten J a h r e n des R e g i m e s waren die F u n k t i o n s t r ä g e r der 
G a u l e i t u n g e n Teil eines k o m p l e x e n , auch innerparte i l ich w i r k s a m e n I n t e r a k t i o n s -
gef lechts r ival is ierender Reg iona l in teressen , in d e m die G a u l e i t e r den e igenen 
M a c h t a n s p r u c h gegen zahlre iche K o n k u r r e n t e n erst e inmal d u r c h s e t z e n m u s s -
t e n . 5 5 E in f luss auf den P r o z e s s der wir t schaf t l i chen Ver fo lgung hatten daher so-
w o h l ihre Stel lung im inst i tut ionel len G e f ü g e des Staates und in der Parte ih ierar -
chie als auch das G e w e b e der N e t z w e r k e aus „Al ten K ä m p f e r n " und G e t r e u e n , 
die sie u m g a b e n . D e r F ü h r u n g s a n s p r u c h der G a u l e i t e r bei der N S - J u d e n v e r f o l -
gung weist darüber hinaus weit ü b e r regionale G r e n z e n hinaus. D e n n die für m e h -
rere G a u e bereits festgestel l te D y n a m i k der regionalen Par te i spi tze im Verfo l -
gungsprozess k o n n t e die G a u l e i t e r auch in K o n f l i k t mit der eher auf wir tschaf t l i -
che R ü c k s i c h t n a h m e bedachten R e i c h s r e g i e r u n g br ingen. D i e M a c h t s t e l l u n g der 
G a u l e i t e r hatte schl ießl ich auch E inf luss auf die V e r w e n d u n g der „Aris ierungsgel -
d e r " . Sie k o n n t e n - je nach D u r c h s e t z u n g s f ä h i g k e i t der Par te ispi tze - v o r w i e g e n d 
der Be f r i ed igung regionaler Sonder in teressen dienen und somit ein gau- o d e r 
or tsspezi f i sches L o k a l k o l o r i t e tab l ie ren . 5 6 

1. Der Gau Franken 

In N ü r n b e r g verbanden sich P e r s o n e n k u l t , J u d e n h a s s und demonstra t ives regio-
nales Se lbs tbewuss tse in in der P e r s o n Ju l ius Stre ichers . In b e s o n d e r e m M a ß e 
zielte die A u ß e n d a r s t e l l u n g hier auf die exponier te Ste l lung F r a n k e n s im N S -
H e r r s c h a f t s s y s t e m , begründet mit den g r o ß e n „Verdiens ten" Stre ichers in der 
„ J u d e n f r a g e " . 5 7 U n t e r s t r i c h e n durch die se lbstgewählte B e z e i c h n u n g „ F r a n k e n -

34 Erster Teil, Zweites Kapitel, IV. 1. und 2. der vorliegenden Studie. 
5 5 Zur Bürokratisierung der Partei in der Anfangsphase des Regimes vgl. Nolzen, Organisa-

tion, S. 68; ders., Funktionäre, S. 70. 
3 6 Zur Diskussion über den „regionalen Blickwinkel" auf die Herrschaft der N S D A P vgl. 

auch Blessing, Diskussionsbeitrag, S. 48; Ziegler, Gaue, S. 139 ff. 
5 7 Preiß, Franken; vgl. aber auch die von Reinhold Schaffer 1936 verfasste Schrift über die 

Geschichte der Juden in Nürnberg; Stadt AN/E/10/25/4 . 
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Führer" präsentierte sich der Nürnberger Gauleiter selbst und nicht den Reichs-
kanzler als Identifikationsfigur und gleichzeitig als Erlöser von der „jüdischen 
Gefahr" . 5 8 Dieses offen zur Schau gestellte regionale Selbstbewusstsein hatte für 
den Prozess der wirtschaftlichen Ausgrenzung einschneidende Folgen. Julius 
Streicher gehörte zum Typ des „Tyrannen", der seine Macht vor allem auf die in 
der „Kampfzeit" erworbenen Meriten stützte.59 

Der 1890 in Fleinhausen bei Nürnberg geborene Gauleiter, von Beruf eigentlich 
Lehrer, hatte 1921 mit der Parteimitgliedsnummer 17 die NSDAP-Ortsgruppe in 
Nürnberg gegründet und sich seitdem immer wieder Verdienste um die „Bewe-
gung" erworben, die Hitler bis Anfang 1940 mit einer Art Nibelungentreue und in 
den 1920er Jahren sogar mit einer Erwähnung in „Mein Kampf" belohnte.60 Seine 
Bedeutung in der Frühphase der N S D A P und die Rückendeckung Hitlers ver-
stärkten Streichers Abgrenzungsbestrebungen gegenüber der Reichsleitung der 
NSDAP. Er hatte daher auch nach der „Machtergreifung" hohe, aber eben nicht 
eines der höchsten Parteiämter inne, obwohl er, wie viele andere Gauleiter auch, 
zu Hitlers Paladinen der ersten Stunde gehörte.61 Diese ambivalente Stellung im 
NS-Herrschaftsgefüge beflügelte seinen wohl pathologisch zu nennenden Anti-
semitismus zusätzlich. Die „Gegnerverfolgung" war für Streicher nicht nur O b -
session, sondern auch Legitimation seiner Macht im Regime. Wie es der Gauleiter 
einmal formulierte, war der „Kampf gegen das Judentum" seine hauptsächliche 
Lebensaufgabe. Nicht nur er selbst, auch andere Parteigrößen des Gaues verwie-
sen auf die besondere Bedeutung Frankens für die „Judenfrage" und leiteten aus 
dieser Tatsache spezielle Befugnisse ab. Nürnberg hatte damit nicht nur als „Stadt 
der Reichsparteitage", sondern auch als „Hauptstadt des Antisemitismus" eine 
zentrale Bedeutung, wodurch sie und ihr Gauleiter sich deutlich von anderen 
Städten des Reiches abhoben.62 

Streichers Sonderstellung äußerte sich auch in seiner besonderen Beziehung zu 
den mittelfränkischen Verwaltungsbehörden. Im Gegensatz zu anderen bayeri-
schen Gauleitern wollte Streicher nach der Machtergreifung kein Staatsamt über-

5 8 Hiemer, Giftpilz, S. 64; Bauer, Bilderbuch; Gotto , Gauleiter, S. 89. 
5 9 Zu den Gauleitern und zur regionalgeschichtlichen Relevanz des N S im Allgemeinen vgl. 

Hüttenberger, Gauleiter; Noakes, Viceroys, S. 118-126; Szejnmann, Verwässerung; 
Schneider, Nationalsozialismus, S. 426 f.; Düwell, Gauleiter, S. 171; Heinz, Gaupartikula-
rismus, S. 213; Schaarschmidt, Regionalität; John, Gaue. 

6 0 Besonders hob Hitler die Verdienste Streichers in der Anfangszeit der Bewegung hervor. 
V.a. Streicher sei es zu verdanken, dass aus den vielen völkischen Splittergruppen eine 
handlungsfähige Partei hervorgegangen sei; Hitler, Kampf, S. 575. Zum frühen Wirken 
Streichers vgl. auch Hamprecht, Aufstieg, S. 111 ff.; Müller, Geschichte, S. 187ff.; vgl. auch 
die kurzen Uberblicke bei Pätzold, Julius Streicher; Auerbach, Wurzeln, S. 77 f. 

61 Die Autarkiebestrebungen und die Frontstellung der Gauleiter zur Zentralgewalt werden 
v. a. von Hüttenberger herausgehoben; Hüttenberger, Gauleiter, S. 59 und 74; zur sakro-
sankten Stellung der Gauleiter siehe auch Roth, Parteikreis, S. 111. Für die bayerischen 
Gauleiter siehe Ziegler, Gauleiter, S. 434. 

6 2 Baird, Testament; eidesstattliche Aussage Leopold S.s vor dem Nürnberger Kriegsverbre-
chertribunal am 11 .12 . 1945; StAN/KV-Anklagedokumente/PS/3368/Umdrucke eng-
lisch. 
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n e h m e n . 6 3 Se iner A b n e i g u n g gegenüber der staat l ichen Verwal tung und der „Ver-
b o h r t h e i t " ihrer B e a m t e n s c h a f t , die seiner M e i n u n g nach der D y n a m i k der B e w e -
gung bei der J u d e n v e r f o l g u n g entgegenstanden, ließ der G a u l e i t e r i m m e r wieder 
freien L a u f . 6 4 D i e s e fehlende inst i tut ionel le R ü c k e n d e c k u n g durch ein Staatsamt 
beeinf lusste die wir t schaf t l i chen „ A u s s c h a l t u n g s p r o z e s s e " in z w e i f a c h e r Weise. 
Sie vers tärkte erstens generell den v e h e m e n t vertretenen A n s p r u c h auf die a b s o -
lute V o r m a c h t s t e l l u n g in F r a n k e n 6 5 , den er u n t e r anderem durch ant isemit ischen 
A k t i o n i s m u s zu b e g r ü n d e n suchte und der i h m wegen der bruta len V o r g e h e n s -
weise den B e i n a m e n „Blut iger Z a r von F r a n k e n " e inbrachte . E s gelang ihm z w e i -
tens auch, die staat l iche R e g i o n a l v e r w a l t u n g und damit wicht ige G e n e h m i g u n g s -
instanzen bei der „ E n t j u d u n g " der Wir t schaf t vol ls tändig unter die K o n t r o l l e der 
N S D A P zu z w i n g e n und sie - wie dies ein Weggefähr te S tre ichers nach dem Kr ieg 
f ormul ie r te - zu „wi l lenlosen W e r k z e u g e n " zu machen , o h n e sich se lber in die 
staat l iche Autor i tä t sh ierarch ie e inzufügen. E i n d r u c k s v o l l e s Beispie l für S t re ichers 
U m g a n g mit den V e r w a l t u n g s b e h ö r d e n ist sein Verhältnis zu dem ihm treu er-
gebenen Regierungspräs identen H a n s D i p p o l d , den er in aller Ö f f e n t l i c h k e i t wüst 
b e s c h i m p f t e und w ä h r e n d eines Re ichspar te i tags unter den A u g e n der Spi tze der 
Re ichspar te i körper l i ch zücht ig te . 6 6 

D i e B e d e u t u n g , die sich der G a u l e i t e r in der „ J u d e n f r a g e " selbst z u m a ß , ent -
sprach der A u ß e n w i r k u n g , die die ant isemit ischen A k t i o n e n in M i t t e l f r a n k e n er-
zeugten . S o war die K r i t i k der R e i c h s m i n i s t e r i e n an den Z u s t ä n d e n in N ü r n b e r g 
stets mit der P e r s o n des Gaule i ters v e r b u n d e n . In den Tagebuche int rägen von 
J o s e p h G o e b b e l s taucht der N a m e Ju l ius S t re icher als un l i ebsamer S törenfr ied 

63 Die Gauleiter von Mainfranken und Schwaben, Hellmuth und Wahl, waren jeweils Regie-
rungspräsidenten, der oberbayerische Gauleiter Wagner war bayerischer Innen- und Kul-
tusminister; Ziegler, Gauleiter, S. 439ff.; Ziegler, Selbstverständnis, S. 100. 

64 So konstatierte er in einer Rede am 8. Juli 1933: „Es gibt immer noch Beamte, die glauben, 
die Bekämpfung der Juden nicht mitmachen zu brauchen oder die diese Bekämpfung sa-
botieren, Beamte mit verkalkten Hintern, die immer noch glauben, die Juden schützen zu 
müssen. Dort wird immer auf Paragraphen verwiesen. Wir können uns nicht an Paragra-
phen halten, wir haben uns nur an den Auftrag des Führers zu halten, die Juden zu be-
kämpfen und nicht zu unterstützen." Zitiert nach Diehl-Thiele, Partei, S. 94. 

('5 Dies wurde bereits dadurch deutlich, dass er nicht in der Verwaltungshauptstadt des 
Regierungsbezirkes Ansbach residierte, sondern in der von ihm selbst ernannten „Gau-
hauptstadt" Nürnberg; Ziegler, Gauleiter, S. 443. 

6 6 Spruch der Spruchkammer München, Außenstelle Nürnberg, vom 1. 8. 1950 im Zuge der 
Verhandlung gegen Kar] Holz; StAN/Spruchkammer Nürnberg-Lager/H 151; eidesstatt-
liche Erklärung Prof. Friedrich L.s vor dem Nürnberger Kriegsverbrechertribunal am 
28. 11. 1945; StAN/KV-Anklagedokumente/PS/3250/Umdrucke englisch; Deutinger, Re-
gierungspräsidenten, S. 391. Nachdem am 16. April 1933 bereits Gustav Rohmer in den 
Ruhestand versetzt wurde, musste auch dessen Nachfolger Georg Hofmann 1934 den Hut 
nehmen, da er zu den parteiinternen Gegnern Streichers gehörte. Bezüglich des ehemali-
gen Regierungspräsidenten Mittelfrankens Georg Hofmann siehe BayHStAM/MF'/Per-
sonalakten Georg Hofmann; Brief des Präsidenten der IHK Nürnberg an das baverische 
Wirtschaftsministerium vom Juli 1937; BayHStAM/StK/6715; eidesstattliche Erklärun-
gen Prof. Friedrich L.s vom 28. 11. 1945 und Georg G.s vom 11. 12. 1945 vor dem Nürn-
berger Kriegs Verbrechertribunal; StAN/KV-Anklagedokumente/PS/3250/Umdrucke 
englisch und 3345/Umdrucke englisch. 
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wiederholt auf. Im März 1936 echauffierte sich der Propagandaminister über den 
Nürnberger Gauleiter im Zusammenhang mit den „niveaulosen Tiraden des Stür-
m e r " . 6 7 Im Juli 1936 vertraute er anlässlich einer Rede des Nürnberger Gauleiters 
seinem Tagebuch an: „Eine Burleske! Ja, er ist und bleibt ein enfant terrible ." 6 8 

Anlässlich Streichers Umgang mit der Presse wurde Goebbels deutlicher, als er 
seinen Not izen hinzufügte: „Streicher muss zur Ordnung gerufen werden [ . . . ] . E r 
ist ein ewiger R a b a u t z . " 6 9 Zu solchen Unmutsäußerungen führte vor allem die er-
hebliche Offentl ichkeitswirksamkeit , die Streicher mit seinen brutalen Akt ionen 
erzeugte. Entsprechend gereizt reagierte etwa der Reichsinnenminister auf die In-
haftierung der Geschäftsleute und Mitglieder der B 'nei B ' R i t h Loge im Sommer 
1933 in Nürnberg, die auch in der amerikanischen Presse Aufmerksamkeit erreg-
ten. 7 0 Ahnlich verärgert zeigte sich Reichswirtschaftsminister Hja lmar Schacht 
auf Streichers Weihnachtsboykott zum Jahreswechsel 1934/35. Im November 
desselben Jahres machte Schacht die Landesregierungen auf die Bedeutung und 
Notwendigkeit eines ungestörten Weihnachtsgeschäftes aufmerksam. 7 1 Als der 
Nürnberger Gauleiter keine Anstalten machte, derartigen Hinweisen Folge zu 
leisten, wandte sich der Minister erneut an die Landesregierungen, um eigenmäch-
tige Akt ionen zu unterbinden. 7 2 Sogar das bayerische Wirtschaftsministerium 
rügte im Dezember 1934 die permanenten Übergriffe in Franken. 7 3 

Aber nicht nur bei Kabinettsmitgliedern verhärtete sich der Eindruck eines 
machtbesessenen und unkontrollierbaren Störenfrieds. Auch in Teilen der N ü r n -
berger Bevölkerung prägte offensichtlich die Allmacht des Gauleiters das Gesicht 
der N S D A P und weniger der weit entrückte „Führer" . So vermittelte Streicher 
den Eindruck, er selbst sei der alleinige Herrscher von Franken und sein Wort 
stehe im Zweifelsfall auch über dem der Reichsspitze der N S D A P 7 4 Wie sehr 
Streicher tatsächlich die „Judenpolit ik" und damit einen entscheidenden Faktor 
der gesamten Gaupolit ik in Franken dominieren konnte und wie sehr sich dort 
latent schwelende Konfliktstrukturen an der Person des Gauleiters entzündeten, 
zeigen die Jahre 1939 und 1940 besonders deutlich. Vor allem aufgrund seiner ei-
genmächtigen Vorgehensweise bei dem Raub jüdischen Vermögens, das er aus-
schließlich für die fränkischen Gliederungen der N S D A P zu nutzen trachtete, war 

6 7 Eintrag vom 4. 3. 1936; Goebbels, Tagebücher, Teil I, Band III/2, S. 32. 
6 8 Eintrag vom 5. 7. 1936; ebd. S. 125. 
6 9 Eintrag vom 5 . 1 1 . 1 9 3 6 ; ebd. S. 238. 
7 0 Brief des Reichsinnenministers an die bayerische Staatskanzlei vom 5 .8 . 1933; 

BayHStAM/StK/6410. 
71 Rundbrief Schachts an die Landesregierungen vom 13. 11. 1934; BayHStAM/MWi/35. 
7 2 Rundbrief Schachts an die Landesregierungen vom 12. 12. 1934; BayHStAM/StK/6410. 
7 3 Schreiben des bayerischen Wirtschaftsministeriums an die bayerische Staatskanzlei vom 

3. 12. 1934; BayHStAM/StK/6410. 
7 4 So erinnert sich ein Zeitzeuge, Streicher habe 1935 konstatiert, er gebe in Franken die Be-

fehle und niemand anderer. Darüber hinaus habe der Gauleiter die Auffassung vertreten, 
er lasse sich nicht einmal vom Führer abwählen, dies könne nur das Volk; eidesstattliche 
Versicherung Leopold S.s während des Nürnberger Kriegsverbrecherprozesses vom 
11. 12. 1945; StAN/KV-Anklagedokumente/PS/3368/Umdrucke englisch; zur Bedeutung 
der Gauleiter für die Bevölkerung der Regionen siehe auch Düwell, Gauleiter, S. 162. 



IL Wirtschaftliche Verfolgung als Mittel gauspezifischer Regionalpolitik? 47 

er nicht nur führenden Nationalsozial isten ein D o r n im Auge . 7 5 A u c h regionale 
Spitzen aus Staat und Partei, allen voran Kräfte innerhalb der Gestapo, arbeiteten 
in N ü r n b e r g verdeckt auf seine Absetzung hin. Im Herbst 1939 erreichte das 
Kompetenzgerangel im R a h m e n der wirtschaftl ichen Verfolgung durch eine von 
G ö r i n g gegen Streicher eingesetzte Sonderkommiss ion einen vorläufigen H ö h e -
punkt , der N ü r n b e r g nicht nur zu einem Sonderfall bei der wirtschaftl ichen Ver-
folgung machte, sondern letztlich Streichers Sturz im J a h r 1941 herbeiführte . 7 6 

Fragt man nach einer gauspezifischen Prägung der wirtschaftl ichen Verfolgung, 
so ist also zunächst auf die hier deutlich zutage tretende, stark auf die Einzelper-
sönlichkeit des Gauleiters ausgerichtete Herrschaftspraxis bei der Judenverfol -
gung auf Seiten der N S D A P zu verweisen. Dieser E indruck verstärkt sich bei der 
Betrachtung der neben Streicher für die Ausplünderung der jüdischen Bevölke-
rung zuständigen Parteifunktionäre. Ahnl ich wie in anderen Gauen auch scharte 
Julius Streicher einen engen Kreis von Vertrauten um sich, der ihm nicht nur die 
eigenen Machtansprüche innerhalb der N S D A P und gegenüber der fränkischen 
Bevölkerung durchzusetzen verhalf, sondern der auch bei den ausgedehnten 
Raubzügen eine maßgebl iche Rol le spielte.7 7 E ine genaue Bes t immung dieser E n -
tourage s tößt zwar auf Schwierigkeiten, da die Anzahl der Personen, die das 
N e t z w e r k um Jul ius Streicher spannten, nicht vollständig zu identifizieren ist und 
auch die Intensität der Bindung an den „Frankenführer" nicht immer klar zum 
Vorschein k o m m t . Einige besondere Merkmale lassen sich aber dennoch ausma-
chen. 7 8 

Bei der Ausplünderung der jüdischen Bevölkerung vertraute Streicher vor al-
lem Weggefährten, die oftmals in der unmittelbaren U m g e b u n g von Nürnberg 
geboren, aufgewachsen und in fast jedem Fall ihre ersten Sporen für die N S D A P 
oder andere völkische Bewegungen lange vor 1933 erworben hatten. D e n Kern 
dieser Entourage bildeten der stellvertretende Gauleiter von Nürnberg , Karl 
H o l z , und der Adjutant Streichers, Hans König . I m Volksmund wurde diese 
G r u p p e ihrer Machtfül le entsprechend „Dreigestirn am Frankenhimmel " ge-
nannt . 7 9 Karl H o l z ' Parteiprofil - durchaus typisch für die Funktionsträger der 
N S D A P in Franken - wies Ähnl ichkei ten mit dem seines Vorgesetzten Julius 
Streicher auf. D e r am 27. D e z e m b e r 1895 geborene gelernte Buchhändler trat der 

7 5 Zu Streichers Verhältnis zu den anderen Gaulei tern Baverns vgl. auch Ziegler, Gauleiter , 
S. 443 . 

7 6 Z u r „ H o l z a k t i o n " vgl. Ers ter Teil, Zweites Kapitel , IV.2. der vorl iegenden Studie. 
7 7 A u f die Bedeutung der sogenannten Gauc l ique für die Machts icherung und den M a c h t -

erhalt der Gaule i ter ist bereits häufig hingewiesen worden ; Schmidt , Mot iven; D ü w e l l , 
Gauleiter , S. 171; H e i n z , N S A D P , S. 8; N o a k e s , Viceroys , S. 136. 

7 8 Es wurden die D a t e n von 23 Parte i funkt ionären ermittelt , die zentral in den Ausplünde-
rungsprozess eingeschaltet waren, wobei sich die E r h e b u n g e n v. a. auf den Bestand des 
ehemaligen B D C im B A B beziehen, bzw. auf die durch die G e s t a p o - P r ü f u n g s k o m m i s s i o n 
erhobenen Daten . 

7 9 Spruch der S p r u c h k a m m e r M ü n c h e n , Außenstel le N ü r n b e r g , vom 1 . 8 . 1950; St A N / 
S p r u c h k a m m e r N ü r n b e r g - L a g e r / H 151; eidesstattl iche Erklärung G e o r g G.s vor dem 
N ü r n b e r g e r Tribunal v o m 7. 12. 1945; S t A N / K V - A n k l a g e d o k u m e n t e / P S / 3 3 4 5 / U m d r u -
cke englisch; Art ikel des Journal is ten Fr i tz N a d l e r von 1967: Zwischen Svnagogenab-
brueh und Reichskrista l lnacht 1938; S t a d t A N / F 5 / 4 0 8 . 
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N S D A P mit der Mitgliedsnummer 77 bei. Ab 1925 fungierte der spätere Träger 
des Goldenen Parteiabzeichens als Landtagsabgeordneter und zwei Jahre später 
als Stellvertreter des Gauleiters.8 0 Was ihn aber vor allem mit dem Gauleiter ver-
band, war die finanzielle Abhängigkeit von der Partei. Nachdem er bereits seit den 
1920er Jahren hauptamtlich für die Partei gearbeitet hatte, avancierte er 1933 zum 
Hauptschriftleiter des „Stürmer" und bestritt - wie Streicher auch - mit antisemi-
tischer Propaganda seinen Lebensunterhalt. In dieser Position brachte er es auf ein 
jährliches Einkommen von fast 77000 Reichsmark.8 1 

Einige der später maßgeblich an der „Arisierung" jüdischen Vermögens betei-
ligten Akteure, die zur engeren Führungsspitze der Partei gehörten, hatten vor der 
„Machtergreifung" ebenfalls mit gravierenden wirtschaftlichen Schwierigkeiten 
zu kämpfen.8 2 „Altparteigenossen" wie der Hauptstellenleiter der N S D A P Eugen 
Leissing, der Gauinspektor Friedrich Ritter oder der SA-Standartenführer Philipp 
Wurzbacher konnten erst wieder ab 1933 auf einen gesicherten Lebensunterhalt 
vertrauen, als ihnen die Partei durch hauptamtliche Tätigkeiten den Broterwerb 
sicherte. So entwickelte sich eine für die Protagonisten der Judenverfolgung 
durchaus typische Karriere: Der berufliche Einstieg in die bereits 1933 maßgeb-
lich in die wirtschaftliche Verfolgung involvierte SA oder NS-Hago; dann, nach 
deren Übernahme in die D A F 1935, Stellungen als „Fachwalter" oder „Gauob-
männer" der Arbeitsfront, Positionen, in denen sie in den Jahren 1938 und 1939 

8 0 Spruch der Spruchkammer München vom 1. 8. 1950; Schreiben des Ministers für politi-
sche Befreiung in Bayern an das Amtsgericht Nürnberg vom 20. 5. 1952; Schreiben des 
Präsidenten der Berufungskammer München an Anna Holz vom 1 .6 . 1951; S t A N / 
Spruchkammer Nürnberg-Lager/H 151. 

81 Daneben betrieb Holz noch eine „Großdeutsche Buchhandlung", in der er vorwiegend 
völkisches Schrifttum vertrieb; Spruch der Spruchkammer München vom 1 .8 . 1950; 
Schreiben des Ministers für politische Befreiung in Bayern an das Amtsgericht Nürnberg 
vom 20. 5. 1952; Schreiben des Präsidenten der Berufungskammer München an Anna 
Holz vom 1. 6. 1951; ebd.; Lebenslauf Karl Holz ' , August 1939 und Personalstandsbogen; 
I fZ/Fa 223/39. 

8 2 Eine dieser Personen etwa war Gauinspektor Friedrich Ritter. Seit 1925 Mitglied der 
N S D A P , wurde er 1930 arbeitslos und kam unmittelbar nach der „Machtergreifung", 
ohne entsprechende Berufsausbildung, hauptamtlich zur D A F ; zum Lebenslauf Ritters 
vgl. Denkschriften von Streicher und Holz mit Beilagen vom April 1939; S t A N / K V - A n -
klagedokumente/PS/406/Fotokopie; Gestapo-Vorführungsnote vom 10. 3. 1939; S t A N / 
Staatspolizeistelle Nürnberg-Fürth/Arisierungsakten/53; Dienstleistungszeugnis Ritters 
vom 18. 4. 1935; Β A B (ehemals BDC)/Ri t ter , Friedrich. Das Gleiche galt für den späteren 
Gauobmann der D A F Eugen Leissing. Der im November 1930 der Partei beigetretene SS-
Mann war bis in die 1930er Jahre selbständiger Baumwollgroßhändler, musste aber 1933 
sein Geschäft liquidieren, bis ihn dann bei der Eingliederung der NS-Hago in die D A F 
diese als Gaufachabteilungsleiter hauptamtlich übernahm; vgl. die verschiedenen Ver-
handlungen mit der Gestapo-Prüfungskommission im Frühjahr 1939; B A B / R 58/3514; 
StAN/Staatspolizeistelle Nürnberg-Fürth/Arisierungsakten/53; Denkschriften von Strei-
cher und Holz mit Beilagen vom April 1939; StAN/KV-Anklagedokumente/PS/406/Fo-
tokopie. Auch einer der führenden SA-Größen Nürnbergs, der Standartenführer Philipp 
Wurzbacher, Parteimitglied seit 1927, wurde 1928 arbeitslos und verdingte sich nach der 
Machtergreifung als hauptamtlicher SA-Führer; Urteilsbegründung des L G Nürnberg-
Fürth vom 17. 12. 1948; StAN/Staatsanwaltschaft beim L G Nürnberg-Fürth/2264; Form-
blatt: Werdegang in der Partei; B A B (ehemals BDC)/Wurzbacher , Philipp. 
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die Ausplünderung maßgeblich mitplanten und durchführten. Dieses Profil 
nutzte Streicher offensichtl ich für eigene Zwecke . N a c h der Machtergrei fung si-
cherte er seine Stellung in der Partei durch ein System der „Spenden" und schwar-
zen Kassen, band so seine alten Weggefährten weiter an sich und versorgte sie 
gleichzeitig mit einflussreichen Parteiposit ionen. 8 3 N e b e n der Finanzierung des 
Patronagesystems nutzte der Gaulei ter sein einflussreiches Parteiamt und seine 
prominente Stellung bei der „Judenfrage" auch für die Finanzierung seines eige-
nen luxuriösen Lebenssti ls . E ine seiner Haupteinnahmequel len waren der „Stür-
mer" und die „Fränkische Tageszeitung", deren G r ü n d e r und Alleininhaber der 
Gaulei ter selber war. 8 4 D a sich die Bestreitung seines Lebensunterhaltes im H i n -
blick auf die Herausgabe des „Stürmer" unzertrennlich mit dem Antisemitismus 
verknüpfte, war es selbst für Zeitzeugen nicht immer klar ersichtlich, o b die anti-
jüdischen Akt ionen des Gauleiters Ausgeburt seiner ideologischen Uberzeugun-
gen waren oder aber seiner exzessiv ausgelebten Vergnügungssucht entsprangen. 8 5 

N e b e n dem „Stürmer" nutzte Streicher auch andere Unternehmen wie etwa das 
Fränkische Uber landwerk , um Parteigenossen mit Posten zu versorgen und Geld 
für die Partei e inzunehmen. So zahlte das städtische Werk bis 1945 insgesamt 
4 1 8 2 7 4 , 8 7 Reichsmark auf ein K o n t o der Nürnberger N S D A P , über das der G a u -
leiter Verfügungsmacht besaß. Zwei Direktoren des Werkes galten als aktive N a -
tionalsozialisten, die bevorzugt „Altparteigenossen" in den Betr ieb aufnahmen 
und diese darüber hinaus mit Sonderurlauben und Zulagen begünstigten. 8 6 N a c h 
Aussagen ehemaliger Weggefährten finanzierte Streicher seinen Hang zum Luxus 
schließlich auch durch massive Steuerhinterziehung, die sich allein in den Jahren 
1935 bis 1938 in einer G r ö ß e n o r d n u n g von 2 6 0 0 0 0 Reichsmark bewegte . 8 7 O b -
gleich sich Streicher mit einem derartigen Patronagesystem im N S - R e g i m e in bes-
ter Gesellschaft befand, sprengten die Auswüchse in Franken gepaart mit den vom 
Gauleiter vehement vorgetragenen Machtansprüchen selbst den für die Partei-
spitze noch tolerierbaren Rahmen. Besonders deutlich zeigte sich dies im Zuge 
der Ermitt lungen der Ges tapo-Sonderkommiss ion , die auch nicht davor zurück-
schreckte, hohe Amtsträger der fränkischen N S D A P und enge Vertraute Strei-
chers zu inhaftieren. Korruptionsaffären und im Einzelfall sogar Verfahren vor 

8 3 S o beispielsweise Eugen Leissing, G a u i n s p e k t o r Ritter, der K r e i s o b m a n n der D A F E m -
m e n , der Gaufachwal ter J o h a n n - H e i n r i c h Schätzler, G a u o b m a n n G e o r g Peßler ; vgl. die 
verschiedenen Verhandlungen mit der G e s t a p o - P r ü f u n g s k o m m i s s i o n im Früh jahr 1939; 
B A B / R 5 8 / 3 5 1 4 ; S tAN/Staatspol ize is te l le N ü r n b e r g - F ü r t h / A r i s i e r u n g s a k t e n / 5 3 ; D e n k -
schrif ten von Streicher und H o l z mit Beilagen vom April 1939; S t A N / K V - A n k l a g e d o k u -
m e n t e / P S / 4 0 6 / F o t o k o p i e . 

8 4 Aussagen des Geschäf ts führers der „Fränkischen Tageszei tung" M a x F. während der 
N ü r n b e r g e r Prozesse vom 5. 12. 1945, der offensicht l ich auch die Steuererklärungen Strei-
chers bearbeitete; S t A N / K V - A n k l a g e d o k u m e n t e / P S / 3 3 4 6 / U m d r u c k e englisch. 

8 5 Eidesstatt l iche Erk lärung Prof . Fr iedrich L.s vor dem N ü r n b e r g e r Tribunal vom 28. 11. 
1945; St A N / K V - A n k l a g e d o k u m e n t e / P S / 3 2 5 0 / U m d r u c k e englisch. 

8 6 Schre iben des Betr iebsrats des Fränkischen U b e r l a n d w e r k e s an die S p r u c h k a m m e r Lauf 
v o m 5. 10. 1946; S t A N / S p r u c h k a m m e r Lauf an der P e g n i t z / L - 2 9 . 

8 7 Aussagen des Geschäf ts führers der „Fränkischen Tageszei tung" M a x F. während der 
N ü r n b e r g e r Prozesse v o m 5. 12. 1945; S t A N / K V - A n k l a g c d o k u m e n t e / P S / 3 3 4 6 / U m d r u -
cke englisch. 
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dem Parteigericht hatte es allerdings schon wesentlich früher gegeben. Allein im 
Mai und Juli 1935 schwebten gegen acht Angehörige der Nürnberger Arbeitsfront 
Verfahren beim Obersten Parteigericht wegen Korruption, Parteispendenerpres-
sung und der persönlichen Bereicherung aus schwarzen Spendenkassen.88 

Will man im Zusammenhang mit den äußerst brutalen Ubergriffen gegen die jü-
dische Bevölkerung und den hemmungslosen Bereicherungen an ihrem Vermögen 
überhaupt von „Eliten" innerhalb der Nürnberger N S D A P reden, so prägte die 
mit der wirtschaftlichen „Ausschaltung" befasste Parteielite ideologische Linien-
treue, Bewährung in der Vergangenheit und - von einigen Ausnahmen abgesehen 
- unbedingte Loyalität zum Gauleiter genauso wie die finanzielle Abhängigkeit 
von der NSDAP. Derartige Merkmale galten nicht nur für die Funktionsträger 
innerhalb der DAF. 8 9 Ideologische Linientreue und vor allem die bedingungslose 
Unterordnung unter den Willen Julius Streichers waren auch für den Gauwirt-
schaftsapparat der fränkischen N S D A P kennzeichnend. Diese Gemengelage er-
klärt zunächst, dass die Initiative immer wieder von einzelnen Parteigenossen aus-
ging und die wirtschaftliche „Ausschaltung" der jüdischen Bevölkerung primär 
zu einem Produkt des Aktionismus von Parteifunktionären machte, während 
Routinisierung und Bürokratisierung, die in anderen Handlungsfeldern der Partei 
eine wesentliche Funktion einnahmen, kaum eine Rolle spielten.90 

Wie die Viten der Parteifunktionäre vom Schlage eines Philipp Wurzbacher ver-
deutlichen, fand darüber hinaus die beispiellose Ausplünderung im Rahmen der 
sogenannten Holz-Aktion zum Jahreswechsel 1938/39 zwar ihren Höhepunkt, in 
ihren Grundzügen war sie aber bereits im Jahr 1933 angelegt, wofür die zahlrei-
chen und äußerst brutalen Übergriffe gegen die jüdische Bevölkerung in diesem 
Jahr eindrucksvolle Beispiele liefern. Zwar gab es auch in Nürnberg polykratische 
Konfliktstrukturen und eine durch die Rivalität hervorgerufene Verschärfung der 
„Judenpolitik".9 1 Im Gau Franken war es aber neben derartigen kumulativen Ra-
dikalisierungstendenzen vor allem die Mischung aus Ideologie und materiellem 
Interesse der Funktionsträger der Partei, die die entscheidenden Impulse für Aus-
grenzung, Raub und Vertreibung gab.92 

Damit werden zugleich auch die Gauspezifika Frankens deutlich, die nicht nur 
in dem stark fränkisch gefärbten Führungspersonal und dessen selbst für N S -
Maßstäbe äußerst brutalen Herrschaftspraxis wurzelten, sondern auch in der auf 
die regionalen Bedürfnisse abgestimmten Verteilung der Raubgüter zu suchen 

8 8 Brief des O P G an Georg G. vom 8. 7. 1935 und Schreiben der Reichsleitung der N S D A P 
an das O P G vom 15. 5. 1935; B A B (ehemals B D C ) / H o l z , Karl. 

8 9 Zu personeller Zusammensetzung und Arbeitsweise der DAF-Mitglieder vgl. v. a. Hacht-
mann, Arbeitsfront, S. 75. 

9 0 Zu ähnlichen Mechanismen in der D A F allgemein vgl. ebd. 
9 1 Erster Teil, Zweites Kapitel, IV.2. und Viertes Kapitel, III .2. der vorliegenden Studie. 
9 2 In Bezug auf die Judenverfolgung im gesamten Reichsgebiet hat Hans Mommsen das Mo-

dell der „kumulativen Radikalisierung" entwickelt, das von einer - durch die Rivalität ver-
schiedener Herrschaftsinstanzen hervorgerufenen - Impulskette ausgeht, die die Juden-
verfolgung nach und nach aller rechtlichen, moralischen und institutionellen Barrieren 
entkleidete und sich potenzierend fortzeugte. Auch Hans Mommsen hat allerdings darauf 
hingewiesen, dass die „Arisierung" die verschiedenen Interessengruppen weitgehend zu-
friedenstellen konnte; Mommsen, Stellung, S. 56; ders. Radicalisation. 
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sind. Es wäre jedoch irreführend, Streichers unter dem M o t t o „Franken voran" 
propagierten antisemitischen Aktionismus und sein ausuferndes Patronagesystem 
vorwiegend als Politik der regionalen Sonderinteressen zu werten. Sie war zwar 
innerparteilich stark auf die regionalen Gegebenheiten ausgerichtet, in der grund-
legenden Stoßrichtung stimmte sie mit den Zielen des NS-Staates aber nahtlos 
überein. Die extrem judenfeindliche Politik des Gauleiters entfaltete insgesamt 
reichsweit eine dynamisierende Wirkung, blieb aber immer an den Staatszielen des 
Nationalsozialismus orientiert, so dass Konfl ikte auf diesem Politikfeld punktuell 
durchaus vorhanden, aber eben nicht grundlegender Natur waren. 9 3 

2. Der Gau München-Oberbayern 

Während sich die N S D A P im Gau Franken mit Leidenschaft der Umsetzung 
antisemitischer Obsessionen hingab, trug auch die benachbarte oberbayerische 
N S D A P ihr regionales Selbst- und Sendungsbewusstsein zur Schau. Voller Stolz 
verwies die Münchner Partei nicht nur auf die landschaftliche Schönheit und die 
Bedeutung der Kunst im Gau, sondern vor allem auf seine Bedeutung als „Wiege 
der Bewegung" . Das Prädikat „Geburtsort der N S D A P " machte München und 
Oberbayern nicht nur zum „Traditionsgau", sondern verlieh auch dem dortigen 
Gauleiter eine herausgehobene Stellung, den man mit der Geschichte des Gaues 
„untrennbar verbunden" wähnte. 9 4 Diesen Attributen entsprechend legte die Par-
tei in ihrer Außendarstellung Wert auf die Tatsache, „daß die ältesten und bewähr-
testen Kämpfer der Bewegung an den entscheidenden Stellen stehen müssen, wo-
bei Charakterwerte vor dem toten Wissen den Vorrang haben" . 9 5 Hinter diesem 
im „Buch der Deutschen Gaue" kreierten Erscheinungsbild verbargen sich mehr 
als nur bloße Worthülsen. Unangefochtene Schlüsselfigur der wirtschaftlichen 
Verfolgung war Gauleiter Adolf Wagner. Er gehörte wie Julius Streicher zu den 
frühen Paladinen Hitlers, zu dem er bis zu seinem Tod im Jahr 1944 eine enge Be-
ziehung aufrechterhalten konnte . 9 6 Bereits 1923 hatte er sich der Partei ange-
schlossen. Im September 1928 ernannte ihn Hitler zunächst zum Gauleiter der 
Oberpfalz , später übernahm er die Führung des neugegründeten Gaus G r o ß m ü n -
chen. 1930 wurde er schließlich Leiter des Gaus München-Oberbavern . Der 1890 
in Lothringen geborene studierte Bergbauingenieur war nicht nur bekannt für 
sein bulliges Auftreten und seine brutale, bisweilen vulgäre Ausdrucksweise, son-
dern auch für sein bedingungsloses Streben nach Macht . 9 7 Für das Verständnis der 
regionalen Initiativen zur Ausschaltung der Juden aus dem Wirtschaftsleben ist 
die Schlüsselstellung Wagners wichtig, verband er doch seine herausragende 
Machtstellung im Gau mit guten Kontakten zur Reichsspitze und wichtigen 

9 3 Zur Pol i t ik der Gaule i ter allgemein vgl. Schneider, Nat ionalsozia l i smus, S. 429 . 
9 4 Roßmaier , M ü n c h e n - O b e r b a y c r n , S. 33; /.um Selbstverständnis der Gaulei ter auch Zieg-

ler, Bayern , S. 2 5 9 f f . ; zur Bedeutung der Parteizentrale in M ü n c h e n vgl. den kurz vor der 
Druck legung dieser Studie erschienenen Aufsatz von Reibel , Parteizentrale . 

' h Z i m m e r m a n n , Tradit ionsgau, S. 315 . 
9 6 Ziegler, Gauleiter , S. 444 . 
9 7 Zu Gaule i ter Wagner vgl. die kurzen Ü b e r b l i c k e bei Ziegler, N S - A k t e u r e , S. 231 ; H ü t t e n -

berger, Gauleiter, S. 219 . 



52 Zweites Kapitel: NSDAP und wirtschaftliche Verfolgung 

Funkt ionen in der bayer ischen Regierung, die es ihm ermöglichten, von der Partei 
getragene Akt ionen auch administrat iv abzudecken. Bereits im März 1933 wurde 
Wagner zum Innenminister und 1936 zudem noch zum Kultusminister ernannt. 
Angesichts der relativ schwachen Stellung des Reichsstatthalters Epp avancierte 
Wagner damit de facto zum einflussreichsten Polit iker in Bayern . Im Hinbl ick auf 
die wirtschaft l iche Verfolgung hatte die doppelte Spitzenstel lung Wagners ent-
scheidende Auswi rkungen . Zunächst war der Gauleiter nicht auf seine Haus-
macht in der Partei angewiesen, um seinen Einfluss auf die staatlichen Behörden 
geltend machen zu können. Die legale Grundlage seiner staatl ichen Macht ent-
schärfte von vornherein den etwa in Franken schwelenden Konfl ikt zwischen 
Partei und Staat. Darüber hinaus war Wagner als Innenminister in der Lage - dies 
sollte sich vor al lem ab 1938 entscheidend bemerkbar machen - , die staatlichen 
und partei internen Genehmigungsinstanzen in seiner Person zusammenzufassen 
und damit das Heft des Handelns auf gesetzlicher Grundlage selbst in der Hand 
zu behalten. 

Als Prototyp für die im Dunstkreis des Gauleiters tätigen „Alten Kämpfer" 
kann der 1883 in Mit te l f ranken geborene Pferdeknecht und Pferdehändler Chr i s -
tian Weber gelten. Weber, der es während der „Kampfzei t" auf 152 Strafverhand-
lungen vor Gericht gebracht hatte, erhielt wegen seiner „Verdienste" nach der 
Neugründung der Partei 1925 die Mitg l iedsnummer 15. Durch die Machtüber-
nahme der Nationalsozia l isten an die Spitze der regionalen Partei und Verwaltung 
gelangt, brachte es der Träger des Blutordens und des Goldenen Parteiabzeichens 
1933 zum Kreistagspräsidenten von Oberbayern und ein Jahr später zur Mitg l ied-
schaft im Vorstand des bayerischen und deutschen Gemeindetages. 1937 wurde er 
durch den Münchner Oberbürgermeister Fiehler zum Sonderbeauftragten für 
Wirtschaftsangelegenheiten ernannt. Als Leiter des „Amts für den neunten No-
vember 1923" vertrat er auch offiziel l die Interessen der „Alten Kämpfer" . So 
konnte Weber die Mögl ichkei ten nutzen, die sich ihm nicht nur zur eigenen, son-
dern auch zur Bereicherung seiner alten Parteigenossen boten, um diese dann in 
der Münchner Stadtverwaltung unterzubringen. 9 8 

Die Vita Christ ian Weber enthält typische Merkmale der in den wirtschaft l i -
chen Verfolgungsprozess involvierten Parte ifunkt ionäre in München. Er wa r das 
Musterbeispiel eines brutalen Schlägers und glühenden Antisemiten, der nach der 
„Machtergre i fung" vor allem durch seinen ausschweifenden Lebenssti l und seine 
Korruptionsaffären von sich reden machte. Seine luxuriösen Vorlieben finanzierte 
er nicht zuletzt durch den Raub jüdischen Vermögens . " Ahnl ich wie Weber wa -
ren viele Parteigenossen, die später maßgebl ich an der wirtschaft l ichen „Ausschal-
tung" der Juden beteiligt waren, erst durch die „Machtergre ifung" zu Geld ge-
kommen und damit ihren wirtschaft l ichen Schwier igkeiten entronnen. Sie waren 
bereits in den 1920er Jahren durch antisemitische Ubergr i f fe aufgefal len oder be-
reits in dieser Dekade in Korruptionsaffären verwickel t gewesen. Derart ige Merk -
male charakteris ieren auch zahlreiche Mitarbeiter der in München 1938 gegründe-
ten „Vermögensverwertungs"-GmbH, die ab diesem Jahr mit der Verwertung 

98 Zu Christian Weber vgl. v. a. Martin, Aspekte. 
99 Zur Korruption im NS-Staat vgl. v. a. Bajohr, Parvenüs. 



II. Wirtschaftliche Verfolgung als Mittel gauspezifischer Regionalpolitik? 53 

jüdischen Vermögens in München betraut war. 1 0 0 Ihr langjähriger Leiter Hans 
Wegner etwa war seit 1929 Parteigenosse, Mitglied der SA und der DAF. Bereits 
1924 fiel Wegner wegen politisch motivierter Randale auf und war bereits zu die-
sem Zeitpunkt mehrfach vorbestraft. Sein Parteifreund und späterer enger Mit-
arbeiter Franz Mugler gehörte seit 1930 der Partei an und war ebenfalls als O b e r -
sturmführer Angehöriger der SA und als Ortswalter Mitglied der DAF. Von 1931 
bis 1936 arbeitslos, übernahm ihn der NS-Dentistenverband Ende 1936. Hier 
machte er sich vor allem durch Zechtouren und seine korrupte Lebensweise einen 
Namen. 1 0 1 

Vergleicht man die Karriereverläufe der Parteifunktionäre in den Städten Nürn-
berg und München, so fallen zunächst grundlegende Parallelen auf. Neben ideo-
logischer Linientreue und mangelndem wirtschaftlichen Sachverstand waren die 
Parteiangehörigen materiell von ihrer Stellung in der Partei und im Verfolgungs-
apparat abhängig. Wie noch zu zeigen sein wird, blieb daher die „Ausschaltung" 
der Juden aus dem Wirtschaftsleben auch in München auf Seiten der maßgebli-
chen Parteiinstitutionen ein vorwiegend von der Einzelinitiative gesteuerter und 
nach ökonomischen Gesichtspunkten dilettantisch durchgeführter Prozess. Diese 
Feststellung ist wichtig, zeigt sie doch einmal mehr die in mehreren Gauen nach-
weisbare Bedeutung ideologischer Motivationen, die sich ohne weiteres mit mate-
riellen Interessen in Einklang bringen ließen. D e r jüdischen Bevölkerung trat 
daher auf Seiten der N S D A P vor allem der antisemitische Aktionismus einzelner 
Parteifunktionäre und weniger ein bürokratisch organisierter Apparat entgegen. 
Dabei zielten die antisemitischen Übergriffe nicht nur auf die wirtschaftliche 
„Ausschaltung". Oftmals waren die hierfür zuständigen Parteifunktionäre gleich-
zeitig auch für andere Aspekte der Judenverfolgung verantwortlich, etwa für die 
Überwachung der Einhaltung antisemitisch motivierter Gesetze und Verordnun-
gen oder die Aufsicht über die ab 1940 errichteten „Sammellager für J u d e n " . 1 3 2 

Regionale Spezifika zeigten sich in München - ähnlich wie in Nürnberg - nicht 
nur bei der Verteilung der „Arisierungs-Gelder" , sie äußerten sich auch in der Be-

100 J3|e Vermögensverwertungs-GmbH München war eine durch den Gauleiter ins Leben 
gerufene Gesellschaft, die v. a. für die „Arisierung" jüdischer Grundstücke zuständig war. 
Ihr gehörten etwa 30 Mitarbeiter an. Die meisten Mitarbeiter waren unter betriebswirt-
schaftlichen Gesichtspunkten für die Durchführung ihrer Aufgaben nicht ausreichend 
qualifiziert; Abschlußbericht, S. 8; S tAM/NSDAP/37 ; vgl. auch die unveröffentlichte 
Magisterarbeit von Seitz, Grundstücksarisierungen, S. 21 ff. 

I S 1 Von zehn Mitgliedern der W M , also einem Drittel der Angestellten - darunter alle der 
leitenden Funktionen —, wurden die Lebensläufe meist durch die Spruchkammerakten 
rekonstruiert. Einen ähnlichen Lebenslauf hatten die späteren Mitarbeiter der „Arisie-
rungsstelle" Schrott und Westermeyer, die bis 1934/35 arbeitslos waren und sich beide 
nach ihren eigenen Angaben durch die Parteizugehörigkeit eine bessere wirtschaftliche 
Situation versprachen; Angaben auf dem Fragebogen der US-Militärregierung von Hans 
Wegner; StAM/Spruchkammer/Karton 1919; Fragebogen vom 2. 1. 1946 von Franz 
Mugler und Urteil der Strafkammer am L G Berlin wegen Untreue vom 19. 5. 1942; 
StAM/Spruchkammer/K.arton 1222; Vernehmung Schrotts am 15. 12. 1948 und Verneh-
mung Westermeyers am selben Tag; ebd.; Urteil des LG München vom 11.7. 1950; 
St AM/Staatsanwaltschaften/17856. 

102 Zu den Sammellagern in München vgl. v. a. Stadtarchiv, Deportation. 
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tonung der Bedeutung des eigenen Gaues, was sich bei Wagner etwa in der groß-
spurigen Forderung manifestierte, nicht nur die Federführung bei der „Judenver-
folgung", sondern überhaupt sämtliche Führungsaufgaben von Preußen nach 
Bayern zu verlegen, um dessen bis 1938 anhaltender Bedeutung als deutsch-öster-
reichisches Grenzland gebührend Rechnung zu tragen.103 

Beide Gauhauptstädte waren damit traditionelle Zentren der nationalsozialis-
tischen Bewegung und gleichzeitig Hochburgen des Antisemitismus. Die Ver-
waltungsspitze beider Städte war seit 1933 mit aktiven und einflussreichen Na-
tionalsozialisten besetzt. In beiden Städten konnte sich schließlich auch das 
erhebliche antisemitische Aggressionspotential der Parteibasis ungehindert ent-
falten. Angesichts ihres Status als „Heimatstadt" der Bewegung, Zentrum der 
„Alten Kämpfer" und Sitz zahlreicher Institutionen der Parteileitung - etwa des 
Reichsschatzmeisters oder des Stellvertreters des Führers - war der Nährboden 
in München in zweifacher Hinsicht besonders fruchtbar für antisemitische Aus-
schreitungen. Erstens institutionell durch die einflussreiche Stellung vieler 
Münchner Parteifunktionäre sowohl innerhalb der regionalen Verwaltung als 
auch innerhalb der Reichsregierung und zweitens durch eine besonders juden-
feindliche Stimmung, die bereits in den 1920er Jahren durch die NS-Propaganda 
geschürt und in zahlreichen Boykottaktionen und Übergriffen gegen Juden auch 
zum Ausbruch gekommen war.104 Wegen des relativ geringen Anteils überregio-
nal operierender Industrieunternehmen und der dadurch nur geringen Anbin-
dung der lokalen Wirtschaft an den Weltmarkt waren in München darüber hi-
naus wesentlich weniger marktpolitische Rücksichtnahmen zu gegenwärtigen, 
als dies in anderen Gauen - etwa in Hamburg - der Fall war.105 Unterschiede er-
gaben sich auch aufgrund der Stellung des Gauleiters zur Spitze der staatlichen 
Bürokratie, ein Verhältnis, das in München bereits kurz nach der Machtüber-
nahme nahezu symbiotischen Charakter angenommen hatte und wiederum auf 
die Bedeutung der obersten Parteiführer im Prozess der wirtschaftlichen Verfol-
gung verweist. 

Aufgrund der hier beschriebenen Charakterist ika nahmen die Städte München 
und Nürnberg hinsichtlich des Ausmaßes von Gewalt und Raub gegen Juden eine 
Sonderstellung ein, und die vehement vorgetragenen Bestrebungen der Partei-
spitze gaben der Gaupolitik ein regionalspezifisches Gepräge; dennoch zeigten 
sich auch in den anderen Gauen des Reiches ähnliche Vorgehensweisen. So bilde-
ten Gewalt und Ideologie den roten Faden in der Politik des Hamburger Gaulei-
ters Karl Kaufmann, die in Terrorwellen gegen „Regimegegner" mündete. Ihre 
Durchsetzung war innerparteilich auch durch ein System von Korruption und 
Nepotismus abgesichert.106 

103 Broszat, Reichszentralismus, S. 190. 
104 Zu den Ausschreitungen in den 1920er Jahren vgl. Dirk, Kriminalität, S. 108 ff. 
105 Zur Situation in Hamburg, die als Hafenstadt mit besonderer Anbindung zum interna-

tionalen Markt auf weltweite Wirtschaftsbeziehungen Rücksicht zu nehmen hatte, vgl. 
Bajohr, „Arisierung" in Hamburg, S. 59ff. 

106 Bajohr, Gauleiter, S. 272 ff. Zu reichsweiten Tendenzen siehe auch Noakes, Viceroys, 
S. 132 ff.; Schmidt, Motiven; Benz, Verhältnis, S. 206; Roth, Ausbeutung. 
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Damit w i rd einerseits die häuf ig betonte regionale Bedeutung der wir tschaft l i -
chen Verfolgung deut l ich: In beiden Gauen wa r die Ausp lünderung der Juden so-
woh l personalpol i t i sches Machtmit te l in der Hand der Gaule i ter als auch Unte r -
pfand für eine verbesserte Stel lung des Gaues im Gesamtre ich. Eine Vorreiterrol le 
in der Judenver fo lgung - und hier vor al lem bei der „Ausscha l tung" der Juden aus 
dem Wirtschafts leben - stärkte also die Posit ion in der Konkur renz zwischen den 
Gauen. Andererse i ts wuss te man sich aber nicht nur in Nürnberg , sondern auch in 
München und H a m b u r g im Einklang mit den pr inz ip ie l len Zie lsetzungen des Re-
gimes und wähl te - ungeachtet der Differenzen in der Intensität - überal l ähnl iche 
Mit te l zu deren Durchse tzung . Die Bedeutung der Gaule i ter und ihrer C l iquen 
für die wir tschaft l iche Ausp lünderung der Juden lag also vor al lem in dem 
„Wann" und dem „Wie" bei der Durchführung , sie selbst wa r jedoch nicht Aus -
druck für das Verfolgen reg ionalspezi f i scher Part ikular interessen. 

3. Die ländliche Region Unterfrankens 

Auch in Unte r f r anken waren es der Gaule i ter und langgediente „Altparte igenos-
sen", die den Zei tpunkt , den Bete i l igungskre is sowie Art und U m f a n g der w i r t -
schaft l ichen Verfolgung best immten. Sowohl auf Gau- als auch auf Kreisebene 
sind hier in Einzelfä l len den Zuständen in München und Nürnbe rg durchaus ent-
sprechende Tendenzen festzustel len. Dies gilt für den Führungsst i l von Mitg l i e -
dern der N S - H a g o genauso wie für „Sonderbeauftragte" der SA bei den Bez i rks-
ämtern, die durch ihre Funkt ion innerhalb der N S D A P und den damit verbun-
denen ant isemit ischen Akt ion i smus ihre mater ie l le Si tuat ion zu sichern und zu 
verbessern trachteten, wesha lb es immer wieder zu Korrupt ionsvorwürfen kam. 
Auch in Hammelburg/Bad Kissingen gingen f rühe Impulse für die Verfolgung der 
jüdischen Bevölkerung von der NS-Hande l s - und Handwerksorgan i sa t ion aus, 
deren Mitg l ieder später in der Arbe i t s f ront oder anderen NS-Organ i sa t ionen 
ebenfal ls eine wicht ige Rol le bei der Ausp lünderung spielten. Deutl ich wi rd dies 
e twa bei dem ab 1934 hauptamtl ich bei der D A F tätigen Kre isobmann L u d w i g 
Popp, der ab 1938 ebenfal ls als Kreisleiter der N S D A P fungier te . 1 0 7 Gegen seinen 
Vorgesetzten, Michae l Langguth , Gauamts le i ter der N S - H a g o in Ma inf ranken , 
lief 1933 ein Gerichtsverfahren wegen Steuerhinterz iehung und Korrupt ion. In 
einem Spruchkammerver fahren von 1947 charakter is ierte ihn ein Zeuge als einen 
typ ischen Repräsentanten der nat ionalsozia l is t ischen Gewal therrschaft : „Von 
Amtsanmaßung über Rechtsbeugung bis zur verbrecher ischen Hand lung reichte 
das Regis ter seines Könnens ." 1 0 8 Ahnl iche Charakter i s t ika kennze ichneten auch 
den ehrenamtl ichen Bürgermeis ter von Hamme lburg , den Gaurechtsste l lenle i ter 
Ra imund Rüth oder den Sonderbeauftragten der SA beim Bez i rksamt H a m m e l -
burg Adolf S tumpf . 1 0 9 

137 Antrag auf Besoldungsfest legung vom 1 .4 . 1934 und Lebenslauf Ludw ig Popps; BAB 
(ehemals BDC)/Popp, Ludwig , »20. 4. 1902. 

138 Schreiben der Bek lc idungsfabr ik K. & S. vom 10. 11. 1947; S tAM/Spruchkammer/Kar-
ton 1012. 

, 3 S Bis 1935 kam es gegenüber dem Sonderbeauftragten immer wieder zu Korrupt ionsvor-
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Dennoch verweisen einige Aspekte in der ländlichen Region auf bedeutsame 
Unterschiede im Prozess der wirtschaftlichen Verfolgung. Als Ursache hierfür 
sind regionalspezifische Besonderheiten zu nennen, sowohl auf Seiten der maß-
geblichen NS-Funktionäre als auch im Hinblick auf die Anzahl und Erwerbs-
struktur der jüdischen Bevölkerung. Gauleiter Hellmuth, promovierter Zahnarzt 
und kurz nach dem Ersten Weltkrieg in verschiedenen Freikorps und Kampfbün-
den aktiv, leitete den Gau Unterfranken seit 1928. Er war somit zwar auch ein frü-
her Anhänger Hitlers und Altparteigenosse in Franken. Seit dem 5. Juli 1934 ver-
fügte er zudem neben seinem Parteiamt auch noch über das Amt des Präsidenten 
der Regierung von Unterfranken und Aschaffenburg. Im Gegensatz zu Adolf 
Wagner oder Julius Streicher fehlte ihm aber der direkte Zugang zu den Schaltstel-
len der Macht. Auch kam seinem Gau keine ähnlich herausragende Stellung zu 
wie „München-Oberbayern" oder Streichers „Franken". 1 1 0 Inwieweit diese ver-
gleichsweise schwache Stellung dazu führte, dass Hellmuth über weit weniger Es-
kapaden stolperte als seine Kollegen in München-Oberbayern und Franken und 
Rechtsbrüche bei der wirtschaftlichen Verfolgung geschickt zu verschleiern trach-
tete, kann zwar nur vermutet werden. Definitiv zeigte sich der unterfränkische 
Gauleiter bei der ökonomischen Verfolgung der Juden aber zurückhaltender, griff 
nicht so oft in deren „Ausschaltung" aus der Wirtschaft ein und überließ die Fe-
derführung ab 1938 dem Gauwirtschaftsapparat. Dessen Leiter, der promovierte 
Volkswirtschaftler Hans Vogel, verfügte damit, ungeachtet der nur geringen insti-
tutionellen Verankerung des Gauwirtschaftsberaters innerhalb des Parteiappara-
tes und seiner lediglich schwammig formulierten Kompetenzen, dank seiner wirt-
schaftlichen Kenntnisse und mit dem Gauleiter im Rücken über eine nahezu 
uneingeschränkte Machtstellung bei der „Entjudung" der unterfränkischen Wirt-
schaft. Sein Kollege Buchner hingegen spielte in München nur eine untergeord-
nete Rolle bei der „Arisierung" und auch Gauwirtschaftsberater Strobl verfügte in 
Franken durch die zahlreichen Interventionen Streichers über wesentlich gerin-
gere Handlungsspielräume. So konnte Vogel im Jahr 1938 ein engmaschiges und 
auf seine Person ausgerichtetes Netz aus Genehmigungsinstanzen, Sonderbeauf-
tragten und Sachverständigen spannen, die an der „Arisierung" beteiligt waren.1 1 1 

Betroffen hiervon waren in der ländlichen Region Bad Kissingen/Hammelburg 
vor allem jüdische Viehhändler, die einen Großteil der erwerbstätigen jüdischen 
Bevölkerung ausmachten. Neben Funktionären aus dem Gauwirtschaftsapparat 
traten hier Parteifunktionäre wie Ortsbauernführer als Verfolgungsinstanzen auf, 

würfen; Aussage von Stumpf gegenüber dem Gaugericht Mainfranken vom 9. 4. 1935; 
StAM/Spruchkammer/Karton 465; Schreiben der Spruchkammer Hammelburg vom 
12. 7. 1948; ebd.; Spruchkammerverfahren gegen Hermann Heinritz, den Geschäftsfüh-
rer der D A F und Kreisleiter der N S D A P in Bad Brückenau; StAM/Spruchkammer/Kar-
ton 665; Spruchkammerverfahren gegen den Kreisleiter der N S D A P in Bad Kissingen 
Karl Renner; StAW/Spruchkammer Bad Kissingen/1840/Renner, Karl, *13. 8. 1869; zu 
Renner siehe auch Roth, Parteikreis, S. 426 ff. 

1 1 0 Zu Gauleiter Hellmuth vgl. BayHStAM/Personalakten/Dr. O t t o Hellmuth sowie die 
kurzen Ausführungen bei Hüttenberger, Gauleiter, S. 214. 

1 1 1 „Anordnung des Gauwirtschaftsberaters zur Uberführung jüdischer Betriebe auf deut-
sche Betriebsführer" vom 13. 5. 1938; StAW/Gau Mainfranken/288. 
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die in den Gauhaupts tädten als Tätergruppen kaum eine Rol le spielten. Während 
in Oberbaye rn die „Judenfrage" in den ländl ichen Reg ionen eher abstrakter N a -
tur war, da dort in vielen Gemeinden keine Juden ansässig waren 1 1 2 , weck te bei 
den Bauernführern in Unte r f r anken ein stark „ jüdisch" dominier ter Viehhandel 
Vorurtei le . Im H a m m e l b u r g wa r einer der maßgebl ichen Funkt ionst räger des 
Reichsnährstandes der Kre isbauernführer Georg Happ , der gle ichzeit ig als Stadt-
rat der N S D A P in Hamme lbu rg fungier te und ze i tweise auch das Amt des dort i -
gen Ortsgruppenle i ters bekle idet hatte.1 1 3 Zwar war auch H a p p - ähnl ich wie die 
Par te i funkt ionäre in München und Nürnbe rg - einer der Nat iona lsoz ia l i s ten der 
ersten Stunde, er betr ieb jedoch vor, während und auch nach der Zeit des Nat io -
na lsozia l i smus eine eigene Landwir tschaf t , wesha lb er in keine finanzielle Abhän -
gigkeit von der N S D A P geriet .1 1 4 

Vor al lem aber die zahlre ichen und engen Geschäf tsverb indungen zwischen 
nicht jüdischen Kunden und jüdischen Viehhändlern sind woh l die Ursache dafür, 
dass es in der unter f ränk ischen Reg ion nicht zu ähnl ichen radika len Ubergr i f fen 
gegen die jüdische Bevö lkerung kam, w ie dies in Nürnbe rg oder Günzenhausen 
der Fall war . 1 1 5 Damit bl ieben die jüdischen Viehhändler zwa r bis 1938 von po-
gromart igen Ausschre i tungen we i tgehend verschont, dies darf aber nicht über die 
zahlre ichen Versuche Happs und anderer Funkt ionäre des Reichsnährstandes hin-
wegtäuschen, die jüdischen Viehhändler zur Aufgabe ihres Gewerbes zu zwingen . 
Die Kompetenzen der Ortsbauernführer gegenüber jüdischen Viehhändlern gin-
gen unter anderem auf eine Intervention des dem Reichsnährstand unterstehen-
den Reichsverbands des nat ionalen Viehhandels , Gau Bayern , zurück , nach der 
bei der Prüfung der „Unzuver läss igke i t" sowohl die Kre isbauernführer als auch 
die Organisa t ionen des Viehhandelsverbands zu hören waren . 1 1 6 Die Aussagen 
der Bauernführer verschärften die beruf l iche Verdrängung jüdischer Viehhändler 
in mehrfacher Weise. Dies geschah zunächst durch die hochgradig ideologisch 
geprägte Gutachtertät igke i t . Dabei machten die Gutachter in der Regel aus ihrer 
generel len Ab lehnung des „jüdischen Viehhandels" kein Hehl . Die Wi rksamke i t 
der „Blut- und Bodenideo log ie" , die keine Juden im Landproduktenhande l ge-
schweige denn als Lande igentümer duldete, zeigt sich in den Gutachten deut l ich. 
Die Viehhändler wurden als „Hof juden" bezeichnet , die mit ihrem „oberf lächl ich 
guten Benehmen" die Kundschaft ledigl ich „täuschen" würden . Recht l iche H in -
dernisse für eine Verweigerung der Handels leg i t imat ion wurden als „Kniffe" ei-

112 Rundsch re ibende s Bez i rksamts Ebersberg vom 11.6 . 1937; S tAM/LRA/67171 ; vgl. auch 
die zahlre ichen Fehlanzeigen bei entsprechenden Anträgen, etwa die Anfrage der Gaule i -
tung vom 1. 2. 1938 im Bez i rk Aichach; S tAM/LRA/99849 . 

1 , 3 Schreiben des öffentl ichen Klägers der Spruchkammer Hamme lbu rg vom 20. 10. 1948; 
S tAW/Spruchkammer Hammelburg/578. 

114 Vgl . die in diesem Punkt relativ g l aubwürd ige Aussage Happs gegenüber der Spruchkam-
mer Hamme lburg , dort e ingegangen am 22. 10. 1948; ebd. 

115 Hierzu auch Zwei ter Teil, Erstes Kapitel , 1.1. der vor l iegenden Studie. 
116 Rundschre iben des Reichsvcrbands des nat ionalen Viehhandels , Gau Bavern, an die 

baver ischen Bez i rksverwa l tungsbehörden vom 3 . 9 . 1934; S tAW/LRA Hammelburg/ 
3569. 
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nes „liberalistischen Staates" diffamiert, mit der sich die deutsche Bauernschaft 
nicht abgeben könne.117 

Betrachtet man die Verwendung der Erlöse aus der Ausschaltung der jüdischen 
Bevölkerung aus dem Wirtschaftsleben in Unterfranken, so wird auch hier der 
starke Regionalbezug deutlich erkennbar. Der ökonomische Nutzen der wirt-
schaftlichen Verfolgung für den Gau Unterfranken manifestierte sich in der soge-
nannten Rhön-Spessart-Werbestelle. In den Jahren 1936/37 hatte Gauleiter Hell-
muth einen Steuerberater mit der Errichtung der Dienststelle beauftragt, die 
durch den Einsatz von Spendengeldern der Förderung der wirtschaftlichen Not -
standsgebiete im Rhön-Spessart-Raum dienen sollte.118 Als Vogel 1938 die Wer-
bestelle übernahm, etablierte er eine Ausgleichsabgabe, die bei der „Arisierung" 
zu bezahlen war. Von insgesamt drei Sonderkonten aus finanzierten Gauleiter und 
Regierungspräsident Hellmuth und Gauwirtschaftsberater Vogel so landwirt-
schaftliche Darlehen für die Krisenregionen Unterfrankens.119 Die Abgabe an den 
Fonds betrug durchschnittlich zehn Prozent des Kaufpreises.120 Uber die Werbe-
stelle liefen bis Ende 1938 über eine Million Reichsmark. Noch 1945 wiesen die 
Konten fast 700000 Reichsmark auf.121 Hellmuth trachtete letztlich danach, 
durch den Erlös aus dem Raub jüdischen Vermögens bei der Parteispitze den Ein-
druck eines Mustergaues zu vermitteln, in dem durch Vertreibung der Juden und 
dem „Umbau" der Bevölkerung nach „rassenpolitischen" Grundsätzen aus dem 
„Notstandsgebiet" Rhön eine blühende Landschaft entstehen sollte.122 Neben der 
„Arisierungsabgabe" für die Werbestelle vereinnahmte zudem die Deutsche Ar-
beitsfront drei Prozent der Veräußerungserlöse als „Gebühr".123 Schließlich pro-
fitierte auch die Gestapo von der „Arisierung" durch Erpressungen der Betroffe-

1 1 7 Schre iben des B e z i r k s b a u e r n f ü h r e r s H a m m e l b u r g an das Bez i rk samt H a m m e l b u r g v o m 
8. 5. 1935; S t A W / L R A H a m m e l b u r g / 3 5 8 9 ; Schre iben des B e z i r k s b a u e r n f ü h r e r s an das 
Bez i rk samt H a m m e l b u r g im Falle des Viehhänd le r s A r n o l d H . v o m 3. 11. 1935; S t A W / 
L R A H a m m e l b u r g / 3 5 7 7 ; Schre iben des B e z i r k s b a u e r n f ü h r e r s an das Bez i rk samt H a m -
m e l b u r g im Falle des Viehhändle rs Karl A. v o m 31. 12. 1934; S t A W / L R A H a m m e l b u r g / 
3593. Z u r Ver fo lgung jüd i scher Viehhänd le r s iehe auch Ers te r Teil, Dr i t t e s Kapi te l , I I I . 
der vor l i egenden Studie. 

1 1 8 Berei ts seit F e b r u a r 1933 exis t ier ten Pläne des G W B Hass l inger f ü r eine Verbesse rung der 
wi r t scha f t l i chen Lage in der R h ö n , die z u d iesem Z e i t p u n k t al lerdings of fens ich t l ich n o c h 
n ich t mi t e iner E n t e i g n u n g de r J u d e n v e r b u n d e n waren . K o n k r e t sah der f r ü h e P lan vor, 
E r w e r b s l o s e u m z u s i e d e l n u n d das f r e i g e w o r d e n e L a n d an B a u e r n z u ver te i len, U b e r -
legungen , die zunächs t auch d u r c h eine Reg ie rungsde lega t ion des Re ichsmin is te r s f ü r E r -
n ä h r u n g u n d L a n d w i r t s c h a f t gu tgehe ißen w u r d e n ; Schre iben des L a n d w i r t s c h a f t s m i n i s -
t e r iums an die bayer i schen u n d thü r ing i schen B e h ö r d e n v o m 24. 8. 1934 u n d Schre iben 
des thü r ing i schen Min i s t e rp rä s iden t en Marsch le r an das O P G v o m 16. 9. 1934; I f Z / F a 
223/31. 

1 1 9 V e r n e h m u n g de r Mi ta rbe i t e r in de r Werbeste l le Barba ra S. am 25. 7. 1950; S tAW/Staa t s -
anwal t scha f t W ü r z b u r g / 5 5 8 / I . 

1 2 0 Aussage des Jus t i z ra t s Dr . R. vor d e m L G W ü r z b u r g am 13. 7. 1950; ebd . 
121 V e r n e h m u n g des Kre i swi r t scha f t sbe ra te r s H e r m a n n Wibl i shauser a m 18. 7. 1950; ebd . 
122 v g L h ie rzu auch die - o f tma l s leider n u r u n z u r e i c h e n d belegte - Studie v o n H o h m a n n , 

L a n d v o l k . 
1 2 3 A k t e n n o t i z des G W B v o m 25. 5. 1938, en tha l t en in S tAW/Staa t sanwal t scha f t W ü r z b u r g / 

558/1. 
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nen. 1 2 4 D e r Plan zur Verbesserung der Wirtschaftsstruktur der R h ö n scheiterte 
jedoch, unter anderem, weil er nach wirtschaftspolit ischen Gesichtspunkten voll-
k o m m e n unsinnig und ohnehin viel zu teuer war . 1 2 5 

N e b e n derartigen strukturfördernden Verwendungen der „Arisierungserlöse" 
für die „Volksgemeinschaft" floss jüdisches Vermögen aber auch in Unter f ranken 
in die H ä n d e der Parteigliederungen und verdienter „Altparteigenossen" . Vogel 
selbst erwarb im M ä r z 1941 eines von zwei noch nicht veräußerten „Judenhäu-
sern" in Würzburg . Wie er seinem Tagebuch anvertraute, s temmte er sich zwar 
dagegen, jüdisches Vermögen zu erwerben, der Frau und den beiden Kindern 
wegen sei er aber dazu gezwungen. 1 2 6 

D i e besonderen personellen Strukturen in den Gauen, dies zeigt der Vergleich 
mit der „Arisierungspraxis" in den bayerischen Großstädten in der Zeit vor dem 
P o g r o m , beeinflussten den Verlauf der wirtschaftl ichen „Ausschaltung" der Juden 
auch in Unter f ranken und gaben ihm eine regionalspezifische Prägung. Dies be-
traf nicht nur die Stellung des Gauwirtschaftsberaters bei der „Aris ierung", son-
dern auch die institutionelle Verankerung des Gauleiters. In Mainfranken wie in 
M ü n c h e n konnten die Gauleiter ihre Staatsämter für eine Interessenbündelung 
nutzen, während der Gauleiter Nürnbergs weiterhin auf seine durch Brutalität be-
gründete und gesetzlich nicht fundierte Machtstel lung vertrauen musste, ein U m -
stand, der letztlich entscheidend zu seinem Sturz beitrug. Bei der Verwendung der 
Er löse aus der wirtschaftl ichen Verfolgung wird schließlich ebenfalls der starke 
Regionalbezug sowohl in dem mit jüdischem Vermögen gestrickten und stabili-
sierten N e t z w e r k des Gauleiters als auch in den ebenso finanzierten infrastruktu-
rellen Maßnahmen zugunsten der Gaue deutlich. Kann damit erneut die regional-
geschichtliche Relevanz und die Bedeutung personalistischer E lemente des N S -
Herrschaftssystems bei der Judenverfolgung hervorgehoben werden, so dürfen 
die regionalen Spezifika - dies sei noch einmal betont - nicht über die zahlreichen 
Gemeinsamkei ten hinwegtäuschen. Zielsetzung und letztlich Ergebnis der wirt-
schaftlichen Verfolgung - die vollständige „Ausschaltung" der Juden aus dem 
Wirtschaftsleben - waren identisch und wurden insgesamt auch in ähnlichen 
zeitlichen Etappen durchgeführt . H i n z u k o m m e n Ähnlichkeiten, die bei einem 
reichsweiten Vergleich der Herrschaftspraxis festzustellen sind. D i e Bedeutung 
der Personalpoli t ik für den Machterhalt der Gauleiter, deren Funkt ion als Spre-
cher und Prediger der Ideologie, das Hochhal ten lokaler Traditionen, dies alles 
waren Wesensmerkmale regionaler Herrschaftspraxis mit überregionaler Gült ig-
keit und sind daher wohl weniger als gautypisch denn als typisch für die D u r c h -
setzung polit ischer M a c h t auf Gauebene innerhalb eines hierarchisch gegliederten 
Führerstaates zu wer ten . 1 2 7 

1 2 4 Eidesstatt l iche Versicherung Karl R.s ; ebd. 
1 2 5 N a c h Aussagen von Vogel selbst kam es zu Streitereien mit Ministerpräsident Siebert und 

Staatssekretär B a c k e aus dem Landwirtschaf tsminis ter ium. O f f e n b a r waren also auch 
hier Kompetenzstre i t igke i ten für die Di f ferenzen ausschlaggebend; Vorladung Vogels am 
26. 9. 1950; ebd. 

1 2 6 E inträge vom 30. 3. und 2. 4. 1941; S t A W / G a u M a i n f r a n k e n / 7 8 . 
1 2 7 Zu generellen M e r k m a l e n der Gaule i ter vgl. Hüttenberger , Gauleiter, aber auch N o a k e s , 

Viceroys . 
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III. Gescheiterte Zähmung? Zum Interaktionsverhältnis 
von Region und Reichsgewalten bei der wirtschaftlichen 

Verfolgung der Juden 1933-1938 

Eine mögliche Erklärung für die Bedeutung der regionalen Dynamik bietet die 
zögerliche Haltung der Reichsregierung bei der „Ausschaltung" der Juden aus 
dem Wirtschaftsleben. Während sich der aufgestaute Handlungsdrang lokal und 
regional Bahn brach, zeigte sich die Reichsregierung zögerlicher. Wie bereits ge-
zeigt, gingen tatsächlich maßgebliche Impulse der wirtschaftlichen Verfolgung 
von der Region aus, auf die die Reichsregierung in Berlin zunächst mit Unwillen 
reagierte. Massiven Widerspruch riefen etwa die Ubergriffe in München im Mai 
1935 hervor. Sowohl das polnische Generalkonsulat als auch der Generalkonsul in 
N e w York und das Auswärtige A m t informierten das Reichswirtschaftsministe-
rium über die Unruhen in der bayerischen Landeshauptstadt. 1 2 8 Auch englisch-
sprachige Zeitungen berichteten über die antisemitische St immung. 1 2 9 Nachdem 
das bayerische Innenministerium unter Gauleiter Wagner und Ministerpräsident 
Siebert zunächst versucht hatte, die Geschehnisse herunterzuspielen, Reichswirt-
schaftsminister Hjalmar Schacht aber durch Eingaben der polnischen Regierung 
und der geschädigten jüdischen Geschäftsinhaber über ausreichend Informations-
material verfügte, forderte der Minister ultimativ das schärfste Vorgehen gegen die 
Rädelsführer. 1 3 0 Besonders deutlich brachte auch der Reichsinnenminister seine 
Bedenken zum Ausdruck, als er in einem Rundbrief an die Landesregierungen 
noch einmal unerlaubte Eingriffe in die Wirtschaft mit Hinweis auf eine Anord-
nung des Führers verbot. Wer sich künftig darüber hinwegsetze, so Fr ick, werde 
als Provokateur, Rebell und Staatsfeind angesehen. Auch die Nachlässigkeit zu-
ständiger Beamter werde auf das Schärfste geahndet.1 3 1 

Dabei gingen die Parteiführer in den Regionen offensichtlich davon aus, die 
neuen „rassischen" N o r m e n der NS-Ideologie hätten „überkommene" Wertvor-
stellungen des alten Rechtssystems obsolet gemacht. Die Gauleiter wussten sich in 
Übereinst immung mit den ideologischen Vorgaben und glaubten daher, mit eigen-
mächtigen Vorgehensweisen „dem Führer entgegenzuarbeiten". 1 3 2 Das Unver-
ständnis der regionalen Parteiführer über die zögerliche Haltung der Reichs-
regierung brachte der bei einer Konferenz im September 1935 im Reichswirt-
schaftsministerium anwesende oberbayerische Gauleiter Wagner deutlich zum 
Ausdruck. Seiner Meinung nach handelte es sich um eine Divergenz zwischen 
Staat und Partei. 80 Prozent des Volkes würden auf eine Lösung der „Judenfrage" 

1 2 8 Brief des RWM an Siebert vom 24. 6. 1935; BayHStAM/StK/6411. 
1 2 9 „Manchester Guardian" vom 20. 6. 1935. 
1 3 0 Schreiben des RWM an Siebert vom 24. 5. 1935, 24. 6. 1935 und 5. 6. 1935 sowie die Be-

schwerdenote des polnischen Generalkonsulats an die bayerische Staatskanzlei vom 
29. 5. 1935; BayHStAM/StK/6411. 

131 Schreiben Fricks an die Landesregierungen vom 20. 8. 1935; ebd. 
1 3 2 Auf die Bereitschaft der Parteigenossen, dem „Führer" entgegenzuarbeiten, verweist v. a. 

Ian Kershaw. Er sieht hierin ein wesentliches Funktionsprinzip des Nationalsozialismus; 
Kershaw, Hitler. 
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drängen. A u c h das ihm unterstehende bayerische Innenminister ium war der Auf -
fassung, der antisemitische K a m p f werde von der Reichsregierung nicht mit der 
nötigen Härte durchgeführt und wirtschaftspolit ische G r ü n d e für eine Zurück-
haltung würden bei der Bevölkerung nicht ausreichend verstanden. 1 3 3 In eine ähn-
liche Richtung argumentierten einzelne Referate des bayerischen Wirtschaftsmi-
nisteriums zur Jahreswende 1936/37 . Hier griff man die Frage der Kennzeichnung 
jüdischer Betr iebe auf und äußerte Unverständnis über die außenpolit ischen 
Rücks ichtnahmen, die gegenüber „rassischen" Beweggründen noch immer aus-
schlaggebend seien. 1 3 4 In einem weiteren Schreiben Anfang Januar 1937 verwies 
ein Mitarbei ter des Ministeriums auf die Unklarhei t und Unsicherhei t der Minis-
terialbürokratie in Fragen der wirtschaftl ichen Stellung der jüdischen Bevölke-
rung, die die N S D A P und ihre Gliederungen zu einem umso „zielbewussteren" 
Vorgehen animiere . 1 3 5 

Derart ige Auffassungen teilte die Reichsregierung nur bedingt. Reichs just izmi-
nister Gür tner sprach sich etwa für eine standhafte Haltung der Ministerialbüro-
kratie aus. Regionale Alleingänge, so der Minister, würde es immer wieder geben, 
solange an der Basis die Meinung vorherrsche, Ausschreitungen würden von der 
Reichsregierung eigentlich gerne gesehen, allein, sie könne eben nicht so handeln 
wie sie wol le . 1 3 6 

In Berl in gab es angesichts der regional initiierten Übergri f fe und Alleingänge 
offenbar tatsächlich Unklarhei ten in der Frage, inwieweit liberale Rechtsnormen -
etwa das Recht auf Eigentum - bei Juden weiterhin gelten würden und inwieweit 
hier nach „rassischen" Gesichtspunkten zu verfahren sei. Diese zeigten sich deut-
lich bei der Verabschiedung der „Nürnberger Gese tze" im September 1935. So-
wohl in N ü r n b e r g als auch in M ü n c h e n riefen sie Enttäuschung hervor, da ent-
gegen allen vorherigen Ankündigungen die wirtschaftl iche Verdrängung wieder 
nicht in einen gesetzlichen R a h m e n gegossen worden war. 1 3 7 Im D e z e m b e r 1936 
lehnte der Reichswirtschaftsminister Maßnahmen gegen jüdische Firmen aus ar-
beitsmarktpolit ischen Gründen ab . 1 3 8 N o c h im April desselben Jahres hatte 
Schacht jedoch betont , dass es letztlich Aufgabe der bayerischen Landesregierung 
sei, auf eine Klärung der „Judenfrage" im Wirtschaftsleben hinzuwirken, da die 
Einstel lung der Reichsregierung den Sonderregelungen einzelner Landesregierun-
gen nicht entgegenstehe. 1 3 9 Ahnl ich hatte sich das Wirtschaftsministerium im A u -
gust desselben Jahres geäußert, als es angesichts der Störungen des Wirtschafts-
lebens eine stärkere Dezentral is ierung der Zuständigkeit für diese Fälle forderte. 

1 3 3 Schre iben des bayerischen Innenminis ter iums an den Ministerpräsidenten vom 29. 5. 
1935; B a y H S t A M / S t K / 6 4 1 1 . 

1 3 4 Schre iben des Referats I an Referat II im bayer ischen Wir t schahsminis ter ium vom 16. 12. 
1936; B a v H S t A M / M W i / 3 7 . 

1 3 5 Schreiben der Abte i lung I im bayer ischen Wirtschaf tsminis ter ium vom 11. 1. 1937; ebd. 
Vermerk über die Besprechung im R W M vom 22. 8. 1935; I f Z / F a / 7 1 2. 

1 3 7 Schreiben des Referats I an das Referat II im bayerischen Wirtschaf tsminis ter ium vom 
6. 12. 1936 und Schreiben der I H K N ü r n b e r g an das R W M vom Früh jahr 1936; 
B a v H S t A M / M W i / 3 7 . 

1 3 8 E b d . 
1 3 9 Schre iben des R W M an das bayerische Wirtschaf tsminis ter ium vom 28. 4. 1936; ebd. 
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Insbesondere sollten sich die Ober - und Regierungspräsidenten stärker um diese 
Angelegenheiten kümmern. Schacht selber wollte nur noch bei besonders gravie-
renden Vorkommnissen in Kenntnis gesetzt werden. 1 4 0 

Die Stellungnahmen gegen regionale Alleingänge dürfen allerdings nicht über 
die längerfristigen Intentionen der Berliner Regierung hinwegtäuschen. Es kann 
inzwischen als erwiesen angesehen werden, dass auch Reichswirtschaftsminister 
Schacht keine schützende H a n d über die jüdische Bevölkerung hielt.1 4 1 In Bezug 
auf das Ziel der „Ausschaltung" der Juden aus der Wirtschaft bestand grundsätz-
liche Ubereinst immung. Offenbar hatte der Reichswirtschaftsminister selbst die 
offizielle Kennzeichnung jüdischer Betriebe schon 1934 in Aussicht gestellt.1 4 2 

Lediglich im Hinbl ick auf das Tempo existierte Uneinigkeit mit den Gauleitern 
und der bayerischen Regierung. Offenbar versuchten Wagner und die regionalen 
Parteigliederungen zusammen mit der hochideologisierten Bayerischen Politi-
schen Polizei, durch antisemitischen Aktionismus die Ministerialbürokratie zum 
Handeln zu bewegen und damit die endgültige „Ausschaltung" durch entspre-
chende Gesetze voranzutreiben. 1 4 3 

Dabei wusste sich Wagner im Einklang mit Bestrebungen der Reichsspitze der 
Partei, die bereits im Frühjahr 1933 „Ausschaltungsmaßnahmen" initiiert und ge-
fördert hatte. An die vorwiegend regional eingeleiteten Ubergriffe vom März 1933 
knüpfte der von Adolf Hitler und Joseph Goebbels zentral geplante und dann von 
Hitler persönlich angeordnete B o y k o t t vom 1. April 1933 gegen jüdische G e -
schäfte, Rechtsanwälte und Arzte an. Begründet wurde diese Akt ion als Abwehr -
maßnahme gegen die „jüdische Greuelhetze" und Reaktion des „Volkszorns" auf 
angebliche antideutsche Aktivitäten im Ausland. Die in der Forschung intensiv 
besprochene, hinsichtlich der Ausdehnung und Auswirkung allerdings unter-
schiedlich bewertete Akt ion begann an einem Samstag um 10 U h r morgens und 
bestand vor allem in der Plakatierung jüdischer Geschäfte und deren Belagerung 
durch Parteimitglieder. O b w o h l Berlin den in den meisten Städten und Regionen 
des Reiches wohl friedlich verlaufenen B o y k o t t initiiert hatte, oblag die konkrete 
Durchführung vor allem den regionalen Gliederungen des „Kampfbundes" und 
den NS-Berufsverbänden der Ärzte und Rechtsanwälte. Z u m sogenannten Zen-
tralkomitee zur A b w e h r der jüdischen Greuel- und Boykot thetze gehörten weder 
nationalsozialistische Regierungsmitglieder noch Angehörige des engsten Füh-
rungszirkels der N S D A P . 1 4 4 D e m B o y k o t t in München kam insofern eine Son-

1 4 0 Schreiben des RWM an die Reichsstatthalter, Ober- und Regierungspräsidenten vom 
2 4 . 8 . 1936; ebd. 

1 4 1 Bajohr, „Arisierung" in Hamburg, S. 217 ff. 
1 4 2 Am 16. Dezember 1936 machte das Referat II das Referat I im bayerischen Wirtschafts-

ministerium darauf aufmerksam, dass Schacht vor zwei Jahren die baldige Kenntlichma-
chung jüdischer Geschäfte zugesagt habe; BayHStAM/MWi/37. 

1 4 3 Nolzen, Party, S. 277, der als eine Funktion der Parteigewalt gegen Juden den Druck auf 
die Ministerialbürokratie herausstellt. 

1 4 4 Mitglieder des Komitees waren Julius Streicher, sein Stellvertreter Karl Holz, Robert Ley, 
Heinrich Himmler, der Leiter des NS-Beamtenbunds Jakob Sprenger, Walter Darre, 
Adrian von Renteln, der Leiter des NS-Juristenbundes Hans Frank sowie der Leiter des 
NS-Arztebundes Gerhard Wagner; Mitgliederliste des „Zentralkomitees zur Abwehr der 
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derstellung zu, als die reichsweite Zentrale in der Barer Straße der „Hauptstadt 
der Bewegung" München eingerichtet worden war. 1 4 5 Bereits am 30. März 1933 
ordnete der Vorsitzende des Zentralkomitees, der fränkische Gauleiter Julius 
Streicher, an, dass die Leiter der regionalen Gaukomitees die Führer des „Kampf-
bundes" seien und Transparente gegen jüdische Gewerbetreibende, Arzte und 
Rechtsanwälte bei den Aufmärschen mitgeführt werden sollten. 1 4 6 Ähnlich wie in 
den übrigen Städten des Reiches wurde der B o y k o t t auch in München von Reden 
und Aufmärschen begleitet. In der bayerischen Landeshauptstadt scheint es dabei 
nicht zu größeren gewalttätigen Ubergriffen gekommen zu sein. 1 4 7 N o c h am 
1. April 1933 erließ Streicher ein Dekret , das eine Pause des Boykot t s bis zum fol-
genden Mit twoch 10 U h r anordnete, „damit man" , so die offizielle Begründung, 
„dem internationalen Judentum die Chance zur Besserung geben könne" . 1 4 8 Der 
B o y k o t t wurde dann auch reichsweit nicht wieder aufgenommen. Dabei handelte 
es sich bei dieser Akt ion nicht um einen Boykot t im eigentlichen Sinne. Das anti-
jüdische Vorgehen wurde zentral angeordnet und gesteuert und stieß bei dem 
überwiegenden Teil der Bevölkerung auf Ablehnung. Die vorherrschende skepti-
sche Zurückhaltung der Bevölkerung war dann wohl auch der Grund für den 
raschen Abbruch dieser Akt ion . 1 4 9 

Was aber hatte die Parteispitze zu dem reichsweiten B o y k o t t gegen jüdische Er-
werbstätige bewogen? Die möglichen Gründe reichen von einer „Demonstration 
der Stärke" über die Abwehr antinationalsozialistischer Bestrebungen im Ausland 
bis hin zu einer „Ventilfunktion", um die hohe Gewaltbereitschaft der Parteibasis 
und der mittelständischen Organisationen in kontrollierbare Bahnen zu len-
k e n . ™ 

Bereits vom Frühjahr 1933 an, dies ist zunächst wichtig zu betonen, war die 
wirtschaftliche „Ausschaltung" der jüdischen Bevölkerung ein wichtiges Ziel so-
wohl der Reichs- wie auch der Regionalführungen der N S D A P . Ungeachtet dieser 
grundlegenden Einigkeit gab die Berliner Politik in den ersten drei Jahren der N S -
Herrschaft jedoch der Konsolidierung der Wirtschaft den Vorrang, dem sich an-
dere Ziele unterzuordnen hatten. Dieses Primärziel schloss allerdings nicht aus, 

jüdischen G r e u c l - und B o y k o t t h e t z e " v o m 29. 3. 1933; S t A N / K V - A n k l a g e d o k u m e n t e / 
P S / 2 1 5 6 / F o t o k o p i e . 

1 4 5 Z u m B o y k o t t in M ü n c h e n und N ü r n b e r g und zu dessen Organisa t ion siehe v. a. H a n k e , 
G e s c h i c h t e , S. 85; Selig, B o y k o t t , S. 186; Jäck le , Schicksale , S. 14; Rappl , „Aris ierungen" 
in M ü n c h e n , S. 128; Mül ler , 'Geschichte , S. 212 f. 

1 4 6 Par te ikorrespondenz v o m 3 0 . 3 . 1933; S t A N / K V - A n k l a g e d o k u m e n t e / P S / 1 9 2 0 / F o t o -
kopie. 

1 4 7 Siehe hierzu v.a. Müller, Gesch ichte , S. 2 1 2 f . ; H a n k e , Gesch ichte , S. 83 f f . 
1 4 8 D e k r e t Nr. 7 v o m 1. 4 . 1933; S t A N / K V - A n k l a g e d o k u m e n t e / P S / S E A / 2 1 9 2 . 
1 4 9 K u l l e r / D r e c o l l , Volkszorn , S. 81 ff. 
1 5 0 H e l m u t G e n s c h e l sieht in dem B o y k o t t v.a. fünf Intent ionen: der antideutschen H e t z e 

entgegenzuwirken, die Stärke und Entschlossenhei t der M a c h t h a b e r hervorzuheben, den 
revolut ionären E i fer der SA und SS zu befriedigen, dem Bürger tum zu zeigen, dass nun 
etwas gegen die J u d e n u n t e r n o m m e n wird und schließl ich weitere Anhänger im mittel-
ständischen Milieu zu gewinnen; Gensche l , Verdrängung, S. 55 f.; die „Vent i l funkt ion" 
des B o y k o t t s wird auch in neueren Arbei ten betont : Ba johr , „Aris ierung" in H a m b u r g , 
S. 44; F icht l , Wirtschaft , S. 50; insbesondere auch in Longer i ch , Pol i t ik , S. 32 f. 
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dass alle möglichen Variationen des Antisemitismus zur Mobilisierung einer brei-
teren Masse der Bevölkerung getestet und bei Misserfolg, wie im Falle des Boy-
kotts, auch wieder fallen gelassen wurden. Hierauf deuten auch die frühen Geset-
zesmaßnahmen zur wirtschaftlichen Verfolgung der Juden hin, die wirtschafts-
politisch vergleichsweise ungefährlich waren. So erging zum Beispiel bereits am 
22. April 1933 eine durch Hitler und Reichsärzteführer Wagner mitinitiierte „Ver-
ordnung über die Zulassung der Ärzte bei den Krankenkassen", die im Rahmen 
der umfangreichen Neubestimmungen durch das „Gesetz zur Wiederherstellung 
des Berufsbeamtentums" verabschiedet wurde.1 5 1 Ebenfalls im April 1933 be-
schränkte die Reichsregierung die Zulassung jüdischer Rechtsanwälte. Wie die 
jüdischen Ärzten verloren auch sie ihre Zulassung, wenn sie nicht bestimmte Aus-
nahmekriterien, wie etwa die Teilnahme am 1. Weltkrieg erfüllten.152 Das „Gesetz 
zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums" zwang unter anderem „nichtari-
sche" Beamte in den Ruhestand, sofern sie nicht unter die von Hindenburg durch-
gesetzten Ausnahmeregelungen fielen.153 In zwei Durchführungsverordnungen 
vom Mai 1933 wurde die Gruppe der Betroffenen auf das Lehrpersonal an Hoch-
schulen und auf öffentliche Angestellte und Arbeiter erweitert.154 Gegen unzuläs-
sige, regional gesteuerte Eingriffe in die Wirtschaft wandten sich das Innen- und 
Wirtschaftsministerium sowie die obersten Parteibehörden aus taktischen Grün-
den, weil man wirtschafts- und arbeitsmarktpolitische Schwierigkeiten sowie 
akute Zwangslagen berücksichtigen wollte, die sich durch die nationale Devisen-
und Rohstoffknappheit ergeben hatten.155 Dass die Politik der Reichsregierung 
sowohl in Bezug auf allgemeine Fragen zur „Ausschaltung" der Juden aus dem 
Wirtschaftsleben als auch in Bezug auf die regionalen Alleingänge von taktischer 
Zurückhaltung geprägt war, kam in einer Sitzung auf höchster Ebene im Spätsom-
mer 1935 besonders deutlich zum Ausdruck. An diesem Treffen nahmen neben 
Schacht und Frick auch Justizminister Gürtner und Finanzminister Schwerin von 
Krosigk teil. Schacht und Frick betonten hier einmal mehr die Notwendigkeit , 
nur auf gesetzlicher Grundlage gegen die jüdische Wirtschaftstätigkeit vorzuge-
hen.156 Dementsprechend kam es nach der Besprechung zu einem Schriftwechsel 
zwischen dem Innenminister und dem Wirtschaftsminister, der eine Veränderung 

151 Art. II Abs. 1 dieser neuen Verordnung bestimmte, dass die berufliche Tätigkeit sowohl 
von „nichtarischen" als auch von Ärzten, die sich im „kommunistischen Sinne" betätigt 
hatten, für beendet erklärt wurde; RGBl. I (1933), S. 222 f. 

152 Bei den sogenannten Hindenburgschen Ausnahmeregelungen handelte es sich um eine 
aktive Fronttätigkeit oder um eine nachgewiesene Tätigkeit in dem entsprechenden Beruf 
bereits vor 1914; RGBl. I (1933), S. 188f. 

153 Den entscheidungsbefugten Institutionen stand jedoch die Möglichkeit zu, ein Ruhege-
halt zu gewähren, allerdings nur, wenn eine zehnjährige Dienstzeit nachgewiesen werden 
konnte; §§ 2, 3 und 8 des Gesetzes; RGBl. I (1933), S. 175. 

154 Art. 2 der „Dritten Durchführungsverordnung" bzw. § 1 der „Zweiten Durchführungs-
verordnung"; RGBl. I (1933), S. 245-252 und 233 ff. 

155 Schreiben des Deutschen Industrie- und Handelstages an das Reichswirtschaftsministe-
rium vom 27. 7. 1933 und Schreiben des Reichswirtschaftsministeriums an den Industrie-
und Handelstag vom 8. 9. 1933; BayHStAM/ML/3399. 

156 Vermerk über die Besprechung im Reichswirtschaftsministerium vom 22. 8. 1935; IfZ/ 
Fa/71 2. 
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der geltenden gesetzlichen Best immungen propagierte. Ins Auge gefasst war unter 
anderem eine drastische Einschränkung der Gewerbefre ihei t für Juden, ein 
Kennt l ichmachen jüdischer F i rmen und deren Ausschluss von öffentl ichen Auf-
trägen sowie ein generelles Verbot jüdischer Händler für Vieh- und andere 
Märkte . Darüber hinaus sollte Juden der E r w e r b von Grundbes i tz sowie die Teil-
nahme an der handwerklichen Meisterprüfung untersagt werden. 1 5 7 Derart ige 
Überlegungen waren schon im September 1933 in den beiden Ministerien ange-
stellt worden, wurden aber ungeachtet der grundsätzlichen Zust immung der bei-
den Minister wegen außenpolit ischer Bedenken erst 1938 in gesetzliche F o r m e n 
gegossen. 1 5 8 E ine derartige, in den Augen der regionalen Parteiführer äußerst 
widersprüchliche Poli t ik der Reichsregierung und der Weltanschauungselite der 
N S D A P lässt sich auch anhand zahlreicher anderer Beispiele verdeutlichen. Im-
mer wieder brandmarkte sie das Einkaufen in jüdischen Geschäften und bei jüdi-
schen Händlern. Mit Erlass v o m 11. April 1934 wurde Parteigenossen nicht nur 
das Einkaufen in jüdischen Läden, sondern der Verkehr mit Juden überhaupt ver-
b o t e n . 1 5 9 Reichsinnenminister Fr ick machte in einem Rundbr ie f vom 17. Januar 
1934 deutlich, dass Bes t immungen, die das Vorgehen gegen jüdische Wirtschafts-
tätigkeit weitgehend unterbanden, nicht immer den nationalsozialistischen A u f -
fassungen entsprächen. Regionale Initiativen schloss Fr ick nicht generell aus, be-
hielt sich aber seine Zust immung vor. Kategorisch wandten sich die Reichsminis-
terien allerdings gegen regionale Alleingänge. D e r Reichsinnenminister hatte in 
einem Schreiben vom Januar 1934 daher eindringlich darauf hingewiesen, dass 
Akt ionen gegen Juden vor allem im Rahmen ihrer Wirtschaftstätigkeit nur inner-
halb der geltenden gesetzlichen Best immungen erfolgen dürften und die ausfüh-
renden Organe keinesfalls befugt seien, die ihnen gesetzten Grenzen eigenmächtig 
zu überschre i ten . 1 6 0 

Vor allem Avraham Barkai hat darauf hingewiesen - und diese These ist seitdem 
auch immer wieder aufgegriffen worden - , dass man keinesfalls von einem K o n -
flikt zwischen M a ß n a h m e n - und Normenstaat , das heißt zwischen Partei und 
Staat ausgehen könne . 1 6 1 Vielmehr gab es eine Synthese zwischen dem F u ß v o l k 
der Partei und der Reichsregierung aufgrund gleicher Zielsetzungen. D i e Akt io -
nen waren dieser Interpretation gemäß aufeinander abgestimmt und taktisch fle-
xibel in der Handhabung. F ü r diese Art der Verdrängungspolit ik war der B o y k o t t 
der Startschuss. 1 6 2 Offensicht l ich angestoßen durch die Feststellungen Barkais 

1 5 7 Schre iben Fr icks an Schacht vom 3. 9. 1935; ebd. 
1 3 8 Zu der Besprechung des Reichs innenminis ters mit dem Reichswir tschaf tsminis ter ium 

vgl. die N o t e von Stuckart an den M i n R a t Lösender im Reichs innenminis ter ium vom 
2 3 . 9 . 1933; ebd. 

1 3 9 A n o r d n u n g des „Stellvertreters des F ü h r e r s " , R u d o l f H e ß , verbreitet durch einen R u n d -
brief der Bayer ischen Pol i t ischen Polizei vom 8. 5. 1935; S t A M / G e s t a p o / 6 3 . 

1 6 3 Schreiben des Reichs innenminis ters an die obers ten Re ichsbehörden und Landesregie-
rungen; I f Z / F a / 1 - 1 ; B a y H S t A M / M F / 7 1 6 4 5 . 

1 6 1 In der Forschungsl i teratur zur Verwaltungsgeschichte des NS-Staa tes ist diese dort be-
sonders langlebige T h e s e mitt lerweile auch widerlegt worden ; siehe v. a. Roser , N S - K o m -
munalpol i t ik . 

1 6 2 Barkai , B o y k o t t , S. 33; Ficht l , Wirtschaft , S. 49; Longer ich , Poli t ik, S. 33. 
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wurde erst kürzlich die These vertreten, „dass die Regierung nicht unbewusst 
halbherzig agierte, sondern vorausschauend die antisemitischen Potentiale inner-
halb der Partei und der Verwaltung pflegte, um diese später instrumentalisieren zu 
k ö n n e n " . 1 6 3 Das vorausschauende Taktieren mit dem Ziel, antisemitische Poten-
tiale der Basis zu testen oder zu entwickeln, darf aber auch nicht überbetont wer-
den. Was in der Rückschau wie taktisch flexible Manöver und langfristige Planun-
gen erscheinen mag, war oftmals nicht mehr als situatives Handeln. Wegen der an-
tisemitischen Grundlinie, die von den regionalen Hoheitsträgern der Partei geteilt 
wurde, entstanden ungeachtet der weitgehenden Konzeptlosigkeit der Reichs-
regierung im Umgang mit regionalen Alleingängen bei der Judenverfolgung den-
noch folgerichtige Aktionen, denen aber kein abgestimmter Handlungsplan zu-
grunde lag. Wie bereits erwähnt, hatte Berlin erhebliche Mühe, den Aktionismus 
der Gauleiter zu bremsen, und es kam immer wieder zu handfesten Konfl ikten 
mit der Reichsregierung. Dies hatte sich auch schon beim B o y k o t t vom 1. April 
1933 gezeigt, als man eindringlich darauf hinwies, dass Gewalt unter allen U m -
ständen zu vermeiden sei . 1 6 4 Initialzündung und M o t o r der ökonomischen Ver-
folgung der Juden waren eindeutig die Hoheitsträger der N S D A P in den Regio-
nen. Gerade bei der „Ent judung" der Wirtschaft manifestierte sich die erhebliche 
Eigendynamik der regionalen Parteigliederungen und vor allem der selbstherrli-
chen Gauleiter. Die notwendigerweise mehr auf Vorsicht bedachte Berliner 
Reichsregierung nahm zwar auf der einen Seite die Beschleunigung des Verfol-
gungsprozesses in einigen Bereichen auch dann billigend in Kauf, wenn sie gelten-
dem Recht widersprach, und forcierte diese Entwicklung durch die Gesetzgebung 
auch selber, griff aber auf der anderen Seite immer wieder regulierend in den Pro-
zess ein. So konnte sie generelle Entwicklungslinien weitgehend in der Hand be-
halten, Initiative und Durchführung der „Ausschaltung" der Juden aus dem Wirt-
schaftsleben lagen in der Regel aber in den Händen der Gaue und ihrer Leiter. 

Insgesamt entstand damit in den ersten Jahren des Regimes ein Wechselspiel 
von lokalen und reichsweiten Aktionen, von Zentrum und Peripherie. Erneut 
wird deutlich, dass die wirtschaftliche Verfolgung der Juden ein zumindest in Teil-
bereichen bewusst gesteuerter Prozess und nicht nur Ergebnis unkontrollierter 
Radikalisierungstendenzen war. 

IV. Die endgültige Ausplünderung: Die „Arisierungsstellen" 
und die Enteignung jüdischen Vermögens 1938-1941 

In den Jahren 1937/38 änderte sich die Polit ik der NS-Regierung. Während sie 
vorher aufgrund außen- und wirtschaftspolitischer Rücksichtnahmen die Aus-
plünderung der jüdischen Bevölkerung noch verzögert hatte, bewirkten institu-

1 6 3 Bopf, „Arisierung" in Köln, S. 97. 
1 6 4 Anordnung des Zentralkomitees Nr. 3 vom 31 .3 . 1933: Die Schließung jüdischer Ge-

schäfte oder Gewaltanwendung sind unter allen Umständen zu unterlassen. Anordnung 
Nr. 5: Betreten jüdischer Geschäfte durch SS oder SA ist strengstens untersagt; S tAN/ 
KV- Anklagedokumente/PS/2154/Fotokopie. 
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t i o n e l l e V e r ä n d e r u n g e n u n d l e g i s l a t i v e V e r s c h ä r f u n g e n a b E n d e 1 9 3 7 e i n e a g g r e s -

s i v e N S - E x p a n s i o n s p o l i t i k , in d e r e n Z u s a m m e n h a n g a u c h d i e w a h r e F l u t v o n G e -

s e t z e n u n d V e r o r d n u n g e n z u r „ A u s s c h a l t u n g " d e r J u d e n a u s d e m W i r t s c h a f t s l e -

b e n z u s e h e n i s t , d i e a b F r ü h j a h r 1 9 3 8 ü b e r d i e j ü d i s c h e B e v ö l k e r u n g h e r e i n -

b r a c h . 1 6 5 D a m i t t r i e b d i e R e i c h s r e g i e r u n g n u n i h r e r s e i t s d e r e n A u s g r e n z u n g u n d 

A u s p l ü n d e r u n g v o r a n . 1 6 6 B i s H e r b s t 1 9 3 8 e r f o l g t e d i e e n d g ü l t i g e b e r u f l i c h e 

„ A u s s c h a l t u n g " d e r j ü d i s c h e n E r w e r b s t ä t i g e n . 1 6 7 P a r a l l e l d a z u m a c h t e d i e N S -

M i n i s t e r i a l b ü r o k r a t i e d e n V e r k a u f j ü d i s c h e n E i g e n t u m s g e n e h m i g u n g s p f l i c h t i g 

u n d b e t e i l i g t e v e r s c h i e d e n e I n s t i t u t i o n e n v o n P a r t e i u n d S t a a t a m „ A r i s i e r u n g s -

p r o z e s s " . A n d e m G e n e h m i g u n g s v e r f a h r e n w a r e n n e b e n s t a a t l i c h e n I n s t a n z e n 

a u c h d i e G a u l e i t e r , d e r R e i c h s n ä h r s t a n d u n d d i e D e u t s c h e A r b e i t s f r o n t b e t e i -

l i g t . 1 6 8 N a c h d e m P o g r o m v o m 9 . N o v e m b e r 1 9 3 8 e r r e i c h t e d i e w i r t s c h a f t l i c h e 

V e r f o l g u n g d a n n e i n e n e u e R a d i k a l i s i e r u n g s s t u f e . 1 6 9 U n m i t t e l b a r n a c h d e n A u s -

s c h r e i t u n g e n i m R a h m e n d e s P o g r o m s l e i t e t e G ö r i n g d e n a u s s c h l i e ß l i c h e n u n d 

u m f a s s e n d e n Z u g r i f f d e s S t a a t e s a u f j ü d i s c h e V e r m ö g e n s w e r t e e i n . 1 7 0 D e n A l l e i n -

a n s p r u c h d e r R e i c h s r e g i e r u n g h a t t e e r b e r e i t s i m O k t o b e r 1 9 3 8 in e i n e r B e s p r e -

1 6 5 Im N o v e m b e r 1937 entl ieß Hi t le r Schacht und ersetzte ihn letztlich durch den ihm treu 
ergebenen Walther F u n k ; Außenminis te r Neura th wurde im Februar 1938 entlassen; Hi l -
debrand, Re ich , S. 644 ff. Zu den einzelnen G r ü n d e n für die e n o r m e Radikal is ierung der 
Judenverfo lgung im J a h r 1938 vgl. ausführlich Longer i ch , Pol i t ik , S. 155 ff. 

166 anhand des Einf lusses des Devisenfahndungsamts und des § 37a des Devisengesetzes 
n o c h aufgezeigt wird, wurden wesentl iche Grundlagen der vollständigen Ausschal tung 
bereits 1937 gelegt, die Gesetzesf lut zur endgültigen wirtschaft l ichen Verdrängung der 
J u d e n erfolgte dann allerdings erst im J a h r 1938; zu der Verschärfung der Judenpol i t ik 
1 9 3 6 / 3 7 und den zwei Phasen der Radikal is ierung 1938 vgl. auch die Gl iederungen bei 
Ba johr , „Aris ierung" in H a m b u r g ; Longer i ch , Pol i t ik , S. 155 ff. 

1 6 7 „Verordnung gegen die U n t e r s t ü t z u n g der Tarnung jüdischer G e w e r b e b e t r i e b e " vom 
22. 4. 1938; R G B l . I (1938) , S. 4 0 4 ; „Dri t te Verordnung zum Reichsbürgergese tz" vom 
14. 6. 1938; R G B l . I (1938) , S. 627 ; „ G e s e t z zur Änderung der G e w e r b e o r d n u n g für das 
D e u t s c h e R e i c h " v o m 6 . 7 . 1938; R G B l . I (1938) , S. 823 f.; „Vierte Verordnung zum 
Reichsbürgergese tz" v o m 25. 7. 1938; R G B l . I (1938) , S. 969; und „Fünfte Verordnung 
z u m Reichsbürgergese tz" vom 27. 9. 1938; R G B l . I (1938) , S. 1403 f. 

1 6 8 Schre iben des R W M an die O b e r - und Regierungspräsidenten vom 5. 7. 1938, das hierbei 
auf die D u r c h f ü h r u n g s v e r o r d n u n g zur „Verordnung über die A n m e l d u n g jüdischen Ver-
m ö g e n s " Bezug nahm; S t A W / L R A M i l t e n b e r g / 2 5 4 1 . D i e bayer ischen Regierungspräsi-
denten avancierten bereits durch die Verordnung über die A n m e l d u n g jüdischen V e r m ö -
gens zu Genehmigungs ins tanzen ; vgl. § 6 (1) der „Verordnung über die Anmeldung des 
Vermögens von J u d e n " v o m 26. 4. 1938; R G B l . I (1938) , S. 415 . 

1 6 9 D i e Vorgeschichte und die Planungen im R a h m e n der „Rcichskr is ta l lnacht" werden in 
der Sekundärl i teratur breit und relativ einheitl ich geschildert ; Friedländer, Re ich , 
S. 2 5 7 f . ; Longer i ch , Pol i t ik , S. 198 f.; Ba johr , „Aris ierung" in H a m b u r g , S. 2 6 6 f.; Adam, 
Judenpol i t ik , S. 184f . ; B r u n s - W ü s t e f e l d , Geschäf te , S. 9 7 f . ; Barkai , B o y k o t t , S. 147; 
G r a m l , Rcichskris ta l lnacht . 

1 7 C D i e „Erste Verordnung zur Ausschal tung der J u d e n aus dem deutschen Wirtschafts le-
b e n " untersagte jüdischen Erwerbstä t igen den Betr ieb von E inze l - und Versandgeschäf-
ten sowie Handwerksgeschäf ten nach dem 1. Januar 1939. „Verordnung zur Ausschal -
tung der J u d e n aus dem deutschen Wir tschaf ts leben" vom 12. 11. 1938; R G B l . I (1938) , 
S. 1580. D i e „Verordnung über den Einsatz jüdischen V e r m ö g e n s " v o m 3. D e z e m b e r 
1938 stellte schließlich auch den jüdischen Privatbesi tz unter umfassende staatliche K o n -
trolle; R G B l . I (1938) , S. 1709. 
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chung mit führenden Vertretern des NS-Regimes unmissverständlich klarge-
macht: Die Exportgewinne mussten gesteigert werden, um die Rüstung anzukur-
beln. Die „Judenfrage" sollte zwar „mit allen Mitteln angefasst" werden: „sie 
müssten auch aus der Wirtschaft raus"; die „Arisierung" sei aber allein Sache des 
Staates und nicht der Partei . 1 7 1 Ahnlich argumentierte Göring nach dem Pogrom, 
als er noch einmal forderte, die Übernahme jüdischer Betriebe dürfe nur auf 
streng gesetzlicher Grundlage erfolgen. 1 7 2 Alle Verordnungen, die die Judenfrage 
beträfen, sollten mit ihm abgesprochen werden, jede selbständige Akt ion habe zu 
unterbleiben. 1 7 3 Derartige Mahnungen hatten eine eindeutige Stoßrichtung: Sie 
zielten auf die vorhergegangenen Einzelaktionen der Gauleiter, die in Zukunft in 
jedem Fall zu unterbleiben hatten. 1 7 4 

Für den Prozess der wirtschaftlichen Verfolgung bedeutete die neue Linie der 
Reichsregierung einschneidende Veränderungen. Zum einen verfügten die Gaulei-
ter und andere regionale Parteigliederungen als Genehmigungsinstanzen nun über 
die Autorität gesetzlich legitimierter Entscheidungsträger und konnten sich auf 
entsprechende Kompetenzen berufen. Zum anderen hatte Göring aber regionalen 
Alleingängen eine deutliche Absage erteilt. Im Zusammenhang mit diesem neu 
entstandenen Interaktionsverhältnis sind bei der Untersuchung der regionalen 
Entwicklung der Verfolgungspolitik ab 1938 vor allem zwei Fragen von Interesse: 
erstens die nach personellen oder organisatorischen Veränderungen angesichts der 
neuen legislativen Einbindung, die den Parteigliederungen vor O r t administrativ-
steuernde Funktionen zuwies, und zweitens die nach der Durchsetzungsfähigkeit 
regionaler Sonderinteressen auf einem Politikfeld, das regionale Entscheidungs-
träger zwar einband, aber zumindest de jure nunmehr klar der zentralen Steue-
rung unterlag. 

1. Die „Arisierungsstelle" in München 

D e n ersten Schritt in Richtung eines umfassenden Vermögensentzuges im Zuge 
des Pogroms unternahm in München die Deutsche Arbeitsfront. Sie versuchte da-
mit erneut, an ihrer Führungsposition bei der wirtschaftlichen Ausplünderung 
festzuhalten und avancierte tatsächlich kurzzeitig zu einer der zentralen Institu-
tionen der wirtschaftlichen Verfolgung. A m 10. N o v e m b e r gründete die Arbeits-
front in München die Vorbereitungsstelle für die Liquidation jüdischer Betriebe in 

171 Mitschrift der Konferenz vom 14. 10. 1938 im Reichsluftfahrtministerium; StAN/KV-
Anklagedokumente/PS/1449/Umdrucke deutsch. 

1 7 2 Rechtswidrige Geschäfte, die nach dem 1. November 1938 getätigt worden waren, sollten 
rückgängig gemacht werden; Schreiben Görings an die Obersten Reichsbehörden vom 
10. 12. 1938; StAN/KV-Anklagedokumente/NG/1250/Fotokopie. 

1 7 3 Schreiben Görings an die Obersten Reichbehörden vom 14. 12. 1938; BayHStAM/MF/ 
71645. 

1 7 4 So meinte Göring am 12. November in einer Sitzung im Reichsluftfahrtministerium, 
Richtlinien seien zwingend notwendig, da die Gauleiter sich sonst selbständig machen 
würden. Auch hätten sich Parteigenossen bereichert, was er in Zukunft unterbinden 
würde. Stenographische Niederschrift von der Besprechung über die Judenfrage vom 
12. 11. 1938; StAN/KV-Anklagedokumente/PS/1816/Fotokopie. 
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der Landwehrstraße. Die D A F nutzte hierbei ihr enges N e t z an Vertrauens- und 
Betriebsobmännern, um die Kassenbestände, andere Barmittel und Schecks sowie 
sonstige Wertgegenstände aus den jüdischen Firmen sicherzustellen, während sich 
deren Inhaber in Haft befanden. Die Leitung der Vorbereitungsstelle übernahm 
der Vorsitzende der Gaufachabteilung „Der Deutsche Handel" der D A F , Lein-
felder, der sämtliche Beträge auf ein Sperrkonto der Bank der deutschen Arbeit 
überweisen ließ oder in der Dienststelle deponierte. Insgesamt richtete die Vor-
bereitungsstelle 106 Sicherungskonten ein. Nach Abzug von Lohnfortzahlungen, 
die die D A F den nichtjüdischen Beschäftigten der betroffenen Firmen bezahlte, 
und geringer Unterstützungsleistungen an die jüdischen Inhaber verblieben ihr 
allein von den Konten 184951 ,70 Reichsmark. Zudem entzog sie Barmittel in 
H ö h e von 76394 ,42 Reichsmark. Nach Abzug der Zahlungen verbuchte die D A F 
aus diesen Mitteln insgesamt 52433 ,61 Reichsmark. 1 7 5 

Die Arbeitsfront konnte in München ihre Führungsposition allerdings nicht 
lange behaupten und wurde bereits nach wenigen Wochen wieder aufgelöst. Dies 
lag zum einen an den „chaotischen Zuständen bei der Vorbereitungsstelle", die ein 
1940 als Buchprüfer eingesetzter Beamter der Bayerischen Gemeindebank scharf 
rügte. Bargeld hatte die D A F in Briefumschlägen ohne Quittung aufbewahrt und 
auch die Kontoführung war höchst undurchsichtig. 1 7 6 Zum anderen besaß die 
D A F bei ihren Aktionen offensichtlich nicht die volle Rückendeckung des Gau-
leiters. Dieser nahm Ende November 1938 die Zügel selbst in die Hand und grün-
dete die Vermögensverwertungs-GmbH München als Auffanggesellschaft für 
jüdischen Besitz. Die Gesellschaft verfügte über mehr als 30 Mitarbeiter, die sich 
neben der Geschäftsführung auf eine Abteilung für Grundstückswesen, eine G e -
schäfts- und Rechtsabteilung, auf eine allgemeine Verwaltungs- und eine Häuser-
verwaltungsabteilung verteilten. Neben Rechtsanwälten und Notaren arbeiteten 
hier auch Ingenieure und Makler . 1 7 7 Offiziell diente die G m b H gemeinnützigen 
Zwecken. Gegenstand des Unternehmens waren der Erwerb, die Verwaltung und 
die anschließende Veräußerung jüdischen Vermögens. Tatsächlich verfügte die 
Gesellschaft über ein Stammkapital von 2 0 0 0 0 Reichsmark, wobei 5000 Reichs-
mark ihr erster Geschäftsführer, der Kaufmann Matthäus Dötsch , hielt. Weitere 
5000 Reichsmark stammten vom Dispositionsfond des Gauleiters, der am 20. Ja-
nuar 1939 alle Geschäftsanteile selbst übernahm. Die G m b H war damit de facto 
eine Gesellschaft in den Händen des Gauleiters. 1 7 8 Die Methoden bei der Entzie-
hung jüdischer Vermögenswerte waren radikal. Die Mitarbeiter der Dienststelle 
nutzten die Inhaftierung zahlreicher jüdischer Unternehmer in Dachau, um die 
Vermögenswerte unter ihre Kontrol le zu bringen. Im Dezember 1938 erzwangen 
die mit der G m b H eng zusammenarbeitenden Rechtsanwälte Wolf und Kügle im 

17:1 Ber icht über die Prüfung der Rechnungs legung der Vorbereitungsstel le für die Liquida-
t ion der jüdischen Betr iebe der Revisoren der Reichslei tung vom 7. 11. 1940; S t A M / 
N S D A P / 3 7 . 

I7i> E b d . 
1 7 7 Abschlussber icht über die Tät igkei t der V e r m ö g e n s v e r w e r t u n g s - G m b H M ü n c h e n vom 

25. 1. 1939, S. 15 f.; S t A M / S t a a t s a n w a l t s c h a f t e n / 1 7 8 5 6 . 
1 7 8 Prüfung der V e r m ö g e n s v e r w e r t u n g s - G m b H M ü n c h e n vom 16. 11. 1940, Prüfungszeit -

raum 22. 11. 1 9 3 8 - 3 1 . 8 . 1940; S t A M / N S D A P / 3 7 . 
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Konzentrationslager mittels zweier Musterschriftstücke die Unterschriften von 
176 Juden, die damit den unwiderruflichen Auftrag erteilten, ihre Liegenschaften, 
Geschäfte und sonstigen Vermögenswerte zu „arisieren" oder zu liquidieren.179 

Die Dienststelle übernahm zudem die Vermögenswerte der „Vorbereitungsstelle" 
und bediente sich weiterhin der Mithilfe der DAF, um Juden zur Veräußerung 
ihres Vermögens zu zwingen.180 

Allein der Verkehrswert der von der G m b H entzogenen jüdischen Grundstü-
cke, etwa ein Sechstel des nach wie vor in den Händen der jüdischen Bevölkerung 
des Gaugebiets befindlichen Grundbesitzes, belief sich auf 6,8 Millionen Reichs-
mark. Nach Abzug der durch die Entziehung übernommenen Belastungen und 
Verbindlichkeiten rechnete man mit einem Erlös von etwa acht Millionen Reichs-
mark. Den Gesamtwert der Immobilien von Münchner Juden schätzten die Mit-
arbeiter der G m b H auf etwa 50 Millionen Reichsmark.1 8 1 

Der Zusammenhang von ideologischer Motivation und dem damit verbunde-
nem Aktionismus der lokalen Parteigliederungen nach dem Pogrom von Novem-
ber 1938 auf der einen und utilitaristischen Zielsetzungen auf der anderen Seite 
lässt sich anhand der G m b H besonders gut nachzeichnen. Der Befehl der Gaulei-
tung lautete zunächst auf vollständige ökonomische „Ausschaltung" der Juden, 
wobei das Vermögen zum Wiederaufbau der Münchner Wirtschaft verwendet 
werden sollte: „Die in den Händen der Juden befindlichen Vermögenswerte", so 
der Schlussbericht über die Tätigkeit der Vermögensverwertungs-GmbH Mün-
chen, „stellen nach nationalsozialistischer Anschauung einen Teil des deutschen 
Volksguts dar, um den größtenteils im Laufe der Zeit deutsche Volksgenossen, 
wenn auch unter dem Schein des Rechts, gebracht wurden. Eine individuelle Wie-
dergutmachung ist im ganzen gesehen unmöglich." Daher sollten den Juden die 
Vermögenswerte weggenommen und dem „Volkskörper" zugeführt werden. Des 
Gegensatzes zwischen geltenden und kurz bevorstehenden zentralen Regelungen 
war man sich offensichtlich bewusst. Den Zwang zu schnellem Handeln begrün-
dete die G m b H mit der laschen Haltung der staatlichen Verwaltung, die der Sach-
lage nicht gerecht werde: „Bezeichnend ist, dass nicht der Jude die Behauptung 
aufstellte, unter Druck gehandelt zu haben, sondern dass sich eine Anzahl Juden 
auf der Dienststelle freiwillig zur Abgabe der Vollmacht meldeten, um ihre Aus-
wanderung zu beschleunigen. Dagegen haben die mit bürokratischen Hemmun-
gen beseelten, der Kategorie der ewigen .Wenn und Abersager' Angehörenden die 
Frage der Rechtmäßigkeit in die öffentliche Debatte geworfen und nicht der 
Jude." 1 8 2 

1 7 9 Urteil des L G München im Prozess gegen Hans Wegner vom 11. 7. 1950; Aussage des 
Notars Hans D., der sich aufgrund fehlender rechtlicher Grundlagen geweigert hatte, 
entsprechende Musterschriftstücke notarisch zu beglaubigen; Aussage vom 15. 12. 1949; 
StAM/Staatsanwaltschaften/17856. 

180 Zeugenaussage Leo S.s am 11. 10. 1949 im Rahmen des Strafprozesses gegen Wegner; 
ebd.; Bericht des Reichsschatzmeisters Schwarz vom 11 .10 . 1940; StAM/NSDAP/37. 

181 Ebd., S. 17. 
182 Abschlussbericht über die Tätigkeit der Vermögensverwertungs-GmbH vom 25. 1. 1939, 

S. 2; StAM/Staatsanwaltschaften/17856. 



IV. Die endgültige Ausplünderung 71 

Alle bisher geschilderten Charakter is t ika , die den wir tschaft l ichen Verfol-
gungsprozess auf Seiten der regionalen Parteigl iederungen prägten - die domi -
nante Rolle des Gaulei ters und seiner Entourage , die Auswei tung des eigenen 
Kompetenzbere iches und das Streben nach materiel lem Prof i t - kumul ier ten sich 
in der von Adolf Wagner 1938 ins Leben gerufenen Dienststelle. Während sich die 
Akt ionen vor der radikal verschärf ten „Judenpol i t ik" wei tgehend auf A d - h o c -
Akt ionen und Übergr i f fe beschränkt hat ten und zu r vollständigen Ausp lünde-
rung bis 1937/38 der organisatorische U n t e r b a u gefehlt hatte, zeigte sich bei der 
G m b H eine deutliche Tendenz hin zu einer besser organisierten und damit effi-
zienteren F o r m der Ausp lünde rung . Bei den Führungskrä f t en setzte Wagner al-
lerdings weiterhin vornehmlich auf seine in der „ G e g n e r b e k ä m p f u n g " e rp rob ten 
und t reuen Altparteigenossen, die nicht immer die erforderl iche sachliche K o m -
petenz mi tbrachten. 1 8 3 Anlass zu r Krit ik hatte e twa das dilettantische Geschäf ts -
gebaren des Geschäf t s führers der G m b H Dö t sch geboten. 1 8 4 Z u d e m hatten die 
eigenwilligen Prakt iken der G m b H zuguns ten der Parteikasse Gaulei ter Wagner 
offensichtl ich in Schwierigkeiten mit der Parteizentrale und der Reichsregierung 
gebracht . 1 8 5 Mit dem eklatanten Verstoß gegen reichsweite Regelungen zeigten 
sich daher kurzfr is t ig auch die G r e n z e n gauspezifischer Verfolgungspoli t ik. Mit 
den umfassenden Regelungen im Rahmen der „Verordnung zur Ausschal tung der 
Juden aus dem Wir tschaf ts leben" vom 3. D e z e m b e r 1938 war einer pr ivatrecht-
lichen Gesellschaft wie der G m b H der rechtliche Boden endgült ig entzogen. Die 
Dienststel le hatte innerhalb kürzes ter Zeit den Besitz von 400 M ü n c h n e r Juden 
enteignet. Die Regierung von O b e r b a y e r n hatte aber als Genehmigungs ins tanz 
ihre Zusage verweigert , so dass die Verträge hinfällig geworden waren. 1 8 6 Bereits 
am 22. Apri l 1939 löste Gaulei ter Wagner daher die Vermögensverwer tungs-
G m b H M ü n c h e n wieder auf.1 8 7 Während er damit formal seinen alleinigen Verfü-

183 D e r Mi ta rbe i t e r L u d w i g Schro t t e twa hat te zwar die Hande l s schu le besucht , w a r aber seit 
A n f a n g der 1930er Jah re arbei ts los u n d arbei te te vor seiner Ans te l lung bei der G m b H als 
H a u s v e r w a l t e r in e inem H J - H e i m ; Ur te i l der 3. S t r a f k a m m e r des L G M ü n c h e n v o m 
11. 7. 1950; S tAM/S taa t s anwa l t s cha f t en /17856 . 

154 D ö t s c h ha t te das Kapital nahezu vol ls tändig au fgeb rauch t . Er w u r d e d a r a u f h i n von d e m 
neuen G e s c h ä f t s f ü h r e r D z i e w a s abgelöst . N o c h A n f a n g 1939 rechne te man mit e inem 
Verlust v o n r u n d 600000 R M . Ein Ber icht des Gaurev i so r s k a m zu d e m Schluss, dass das 
Wei te rwi r t schaf t en auf dieser Basis „nicht m e h r zu v e r a n t w o r t e n " sei; Bericht des G a u r e -
visors f ü r den s te l lver t re tenden Gaule i te r N i p p o l d , o . D . ; S t A M / N S D A P / 3 7 . 

155 Schre iben der V e r m ö g e n s v e r w e r t u n g s - G m b H an den Gaurev i so r Alois Brand, in d e m 
sich die Diensts te l le ausdrück l ich f ü r die Schwier igkei ten en tschuld ig te , die man d e m 
Gaule i t e r berei tet habe; Schreiben v o m 2 7 . 2 . 1939. A m 11. 10. 1940 schr ieb Reichs-
scha tzmeis te r Schwarz an Wir t scha f t smin i s t e r F u n k , es gebe i m m e r noch U n k l a r h e i t e n 
ü b e r Beträge der V e r m ö g e n s v e r w e r t u n g s - G m b H , wesha lb B u c h p r ü f e r die Sache in die 
H a n d n e h m e n soll ten; S t A M / N S D A P / 3 7 . 
Letz t l ich hat te die Diensts te l le n u r ein G r u n d s t ü c k we i t e rve räuße rn k ö n n e n ; P r ü f u n g de r 
V e r m ö g e n s v e r w e r t u n g s - G m b H M ü n c h e n v o m 16. 11. 1940; ebd . 

l s 7 Siehe h ierzu S p r u c h k a m m e r u r t e i l Wegner vom 20. 12. 1948; S t A M / S p r u c h k a m m e r / K a r -
ton 1919. Die S p r u c h k a m m e r stellte fest, die V e r m ö g e n s v e r w e r t u n g s - G m b H M ü n c h e n 
habe sich bei der V e r w e r t u n g des jüd ischen Vermögens nicht e inschränken wol len , sei 
j edoch in dieser F o r m gegenüber den Verwer tungs ins t i t u t i onen des F iskus gerade als 
pr iva te Gesel l schaf t nahezu recht los gewesen, wesha lb man eine a l lgemeine U n t e r d r ü -
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gungsanspruch über jüdische Vermögenswerte zunächst aufgeben musste, zeigte 
sich hier das grundsätzliche Spannungsverhältnis zwischen dem von Göring for-
mulierten alleinigen Zugriffsrecht des Staates und den Machtbestrebungen der re-
gionalen Parteifunktionäre deutlich. Denn bereits wenige Monate nach Auflösung 
der G m b H , am 28. September 1939, erweckte sie der Gauleiter in veränderter Ge-
stalt als „Treuhänder gemäß Beschluss des Regierungspräsidenten und Dienst-
stelle des Beauftragten des Gauleiters" wieder zu neuem Leben. Die neue Dienst-
stelle, in München meist einfach „Arisierungsstelle" genannt, sollte sich im Rah-
men der wirtschaftlichen Verdrängung der Juden jetzt vor allem um die Verwal-
tung von Liegenschaften kümmern. Mit ihrer Etablierung war dem Gauleiter und 
dem neuen Dienststellenleiter Hans Wegner ein geschickter Schachzug gelungen. 
Sie machten sich die Verordnungen Görings zu Nutze, die sowohl die Partei in 
der Person des Gauleiters, als auch die Verwaltungsbehörden durch die Regie-
rungspräsidenten an der Verwertung jüdischer Grundstücke beteiligte.188 Wagner 
hatte seine Doppelfunktion als Innenminister der Landesregierung und als Gau-
leiter der Partei dazu benutzt, sowohl die Beteiligung der Verwaltung als auch die 
der Partei in den beiden Dienststellen, die in Personalunion durch Wegner geleitet 
und damit de facto vereinigt wurden, auch formal zusammenzufassen. Die neue 
Dienststelle konnte damit ihren Zuständigkeits- und Tätigkeitsauftrag sowohl 
vom obersten staatlichen Organ als auch vom höchsten politischen Hoheitsträger 
ableiten.189 

Die Tätigkeit der „Arisierungsstelle" bezog sich aber nicht ausschließlich auf 
die Entziehung und Verwertung von Grundbesitz. Auch hier diente die wirt-
schaftliche Verfolgung als Instrument für weitergehende Machtansprüche in der 
„Judenfrage". So arbeitete Wegner bei der ab 1939 einsetzenden umfassenden 
„Entmietung" der jüdischen Bevölkerung eng mit den zuständigen Referaten von 
Oberbürgermeister Fiehler zusammen.190 Die „Entmietung" von Wohnungen be-
nutzte die Dienststelle gleichzeitig zum Raub jüdischen Eigentums, was sie auf 
zwei Ebenen realisierte. Zum einen zwang sie die jüdische Bevölkerung durch 

ckungsstelle habe schaffen wollen. Eine Beurteilung dieser Vorgänge ist jedoch äußerst 
schwer, da als Uberlieferung nur die spärlichen Informationen in der Spruchkammerakte 
Wegner und in dem Tätigkeitsbericht 1942 der Nachfolgeorganisation dienten. Der Tä-
tigkeitsbericht der „Arisierungsstelle" ist - allerdings nicht kommentiert oder ausgewer-
tet - in einer vom Stadtarchiv München herausgegebenen Studie über die Deportationen 
in München abgedruckt; Stadtarchiv, Deportation, Dokument 22 [ohne Seitenangabe]. 

188 Siehe hierzu die „Verordnung über den Einsatz jüdischen Vermögens" vom 12. 3. 1938, 
die dem Regierungspräsidenten die Einsetzung von Treuhändern für Grundstücke er-
möglichte; R G B l . I (1938), S. 1709. Siehe auch „Durchführung der auf Grund der Verord-
nung über die Anmeldung des Vermögens von Juden erlassenen Anordnung der B V P " 
vom 5. 7. 1938, die bei Veräußerung von Grundstücken oder Gewerbebetrieben die An-
hörung des Gauleiters erforderlich machte; Walk, Sonderrecht, S. 231. 

1 8 9 Tätigkeits- und Abschlußbericht, S. 1; siehe auch die kurze Beschreibung Hankes, die auf 
Material der Gedenkstätte Yad Vashem fußt; Hanke, Geschichte, S. 237. 

1 9 0 Tätigkeits- und Abschlußbericht, S. 14; Haerendel, Schutzlosigkeit; dies., Wohnungs-
politik; zur Funktion des Treuhänders und zur Bedeutung, die der I H K auch nach dem 
Pogrom noch bei der „Arisierung" gewerblichen Vermögens zukam: Selig, „Arisierung", 
S. 60 ff. 
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eine „Instandsetzungsabgabe" dazu, die angeblichen Kosten der Renovierung sel-
ber zu tragen. 1 9 1 Z u m anderen beschlagnahmte sie große Teile der Einrichtung, 
nachdem sie die jüdischen Mieter zum Auszug gezwungen hatte . 1 9 2 Von ihrem 
B ü r o in der Widenmayerstraße aus übernahm die Dienststel le schließlich generell 
die Ü b e r w a c h u n g der jüdischen Bevölkerung und etablierte eine Ar t „ Judenpoh-
zei" , was sie auch in mehrfachen Konf l ik t mit der Gestapo brachte. Sie kümmerte 
sich um die Einhaltung antisemitischer Vorschriften, indem sie jüdische W o h n u n -
gen nach Edelmetal l - , S c h m u c k - und Wertsachen durchsuchte. Darüber hinaus 
überprüfte die „Arisierungsstelle" das Tragen des „Judensterns" und überwachte 
die öffentl ichen Verkehrsmittel , deren Benutzung der M ü n c h n e r jüdischen Bevöl -
kerung seit dem 14. O k t o b e r 1941 verboten worden war. 1 9 3 D a m i t waren Wegner 
und seine Gefolgsleute nicht nur für die Ausplünderung, sondern auch für die 
vollständige Isolation der jüdischen Bevölkerung verantwortl ich, die sie auch 
durch den Einsatz gezielter körperl icher Gewalt vorantr ieben. 1 9 4 Besonders 
krasse F o r m e n nahmen die Ubergri f fe im Sammellager Milbertshofen an, in dem 
Betrof fene barfuß die Latr inengruben reinigen mussten und die Wegner eigenhän-
dig mit Feuerwehrschläuchen und Stöcken bis zur Unkennt l i chkei t verprü-
gelte . 1 9 5 D e r vom Gauleiter eingesetzte Treuhänder sicherte sich mit derartigen 
Methoden weitreichende Kontrol lmögl ichkei ten über die M ü n c h n e r Juden und 
deren Besitz. N e b e n der Verwertung in eigener Regie beteiligte sich Wegner zu-
dem durch die Erhebung von „Verwaltungsgebühren" an dem R a u b von Vermö-
genswerten. 1 9 6 D i e scheinlegale Konstrukt ion „Treuhänder gemäß Beschluss des 
Regierungspräsidenten" und der Einfluss des M ü n c h n e r Gauleiters Wagner bezie-
hungsweise dessen Nachfolgers Giesler hatten der Dienststel le ungeachtet der 
Haltung der Reichsregierung und der offensichtl ichen Kompetenzanmaßungen 
Wegners das Uber leben gesichert. Allein bis zum O k t o b e r 1940 erwirtschaftete 
die „Arisierungsstelle" einen G e w i n n von 7 2 2 4 0 6 , 4 0 R e i c h s m a r k . 1 9 7 

Vergleicht man die ausgedehnten Raubzüge und die umfassenden Kontro l l -
funktionen der „Arisierungsstelle" mit grundsätzlichen Tendenzen im Zuge der 

1 9 1 Schre iben der Süddeutschen B a n k an das B L E A v o m 2 8 . 3 . 1957; B a v H S t A M / B E G / 
13406; Verfolgungsschi lderung von H e d w i g B. , 24. 2. 1955; B a y S t A M / B E G / 1 6 8 7 7 . 

1 9 2 Zeugenaussage Die ter L.s am 26. 7. 1947; S t A M / S p r u c h k a m m e r / K a r t o n 1919. 
1 9 3 Tät igkei ts - und Absch lußber i ch t , S. 29. 
1 9 4 A u f der Dienstste l le verprügelte Wegner die Be t ro f fenen regelmäßig mit einer Rei tpei t -

sche. „Ausgeschlagene Zähne und Faustschläge" , so gab ein Be t ro f fener 1947 an, „waren 
dort keine Seltenheit . Besch impfungen wüstester Art alltäglich." Urtei l der 3. S t ra fkam-
mer des L G M ü n c h e n v o m 1 1 . 7 . 1950; S t A M / S t a a t s a n w a l t s c h a f t e n / 1 7 8 5 6 ; eidesstattl iche 
Versicherung Die ter L.s vom 26. 7. 1947; ebd. 
Ermit t lungsber icht gegen Wegner und Spruch der S p r u c h k a m m e r M ü n c h e n v o m 20. 12. 
1948; S t A M / S p r u c h k a m m e r / K a r t o n 1919. 

1 9 6 Wegner fungierte als G u t a c h t e r des Gaulei ters für alle „Arisierungsverträge" und erhielt 
hierfür eine G e b ü h r von 3 % der K a u f s u m m e . Zudem erhielt er weitere 3 % G e b ü h r e n als 
Genehmigungs ins tanz tür die „Aris ierung" ; Prüfung des Treuhänders gem. Beschluss des 
Regierungspräsidenten von Revisoren und Buchprüfern am 1 6 . 1 1 . 1940; S t A M / 
N S D A P / 3 7 . 

1 9 7 N a c h der endgültigen D e p o r t a t i o n und E r m o r d u n g der M ü n c h n e r Juden wurde die 
Dienstste l le 1943 aufgelöst; ebd. 
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„Parteirevolution von unten" im Frühjahr 1933, so wird deutlich: die mit der 
wirtschaftlichen Verfolgung verbundenen Zielsetzungen - neben der Umsetzung 
ideologischer Vorgaben diente sie als ein Schlüsselelement für Expansions- und 
Kontrollbestrebungen der Partei - sind nach 1938 im Wesentlichen gleich geblie-
ben. Durch die sich radikal verschärfende Judengesetzgebung in ein zunehmendes 
Konkurrenzverhältnis zur Reichsregierung um jüdisches Vermögen geraten und 
zugleich in ein staatlich legitimiertes Genehmigungsverfahren eingebunden, ver-
änderten sich die Mittel der regionalen Parteidienststellen zur Durchsetzung die-
ser Ziele allerdings in Richtung eines expandierenden und wirkungsvoll organi-
sierten Apparates unter Federführung des Gauleiters. So erklärt sich auch die 
nicht nur äußerst brutale, sondern in den Jahren 1938-1941 auch äußerst schnell 
vollzogene vollständige Ausplünderung der jüdischen Bevölkerung. Insgesamt 
war Gauleiter Wagner in der Lage, zumindest partiell auch weiterhin eine gauspe-
zifische „Arisierungspolitik" durchzusetzen, die stark von der Initiative der regio-
nalen Parteifunktionäre geprägt blieb. Das häufig verwendete Bild der „wilden 
Arisierungen" im „gesetzesfreien Raum" in der Zeit 1933-1937/38 darf also nicht 
den Eindruck erwecken, eine völlig willkürliche und unkontrollierte Verfolgungs-
praxis sei einer zentral gesteuerten und bürokratisch umgesetzten „Ausschaltung" 
der jüdischen Bevölkerung gewichen. Staatliche Verwaltungsbehörden und Par-
teiinstanzen zogen zwar bei der grundlegenden antisemitischen Zielsetzung an ei-
nem Strang, die Umsetzung blieb aber ein umstrittenes Feld, auf dem auch in den 
Jahren ab 1938 Positionskämpfe ausgetragen wurden. Der Pogrom vom 9. N o -
vember 1938 und die damit im Zusammenhang stehenden zahlreichen Gesetze 
und Verordnungen wirkten daher in zweifacher Weise als Katalysator der weiter-
reichenden Ausplünderung. Zunächst sahen die lokalen Parteigliederungen im 
Pogrom den Startschuss und eine Legitimation für die radikale Vertreibung der 
Juden sowie regional initiierte Ausplünderungen. Darüber hinaus versuchten re-
gionale Gliederungen der N S D A P angesichts der neuen legislativen Regelungen, 
durch eigene Aktionen der zentralen Reglementierung zuvorzukommen. Die dem 
Gauleiter gesetzlich zugewiesenen Kompetenzen bei der „Arisierung" von Ver-
mögenswerten gab diesem zwar auch administrativ-steuernde Funktionen. Die 
Einbindung in ein gesetzliches Genehmigungsverfahren führte aber nur partiell 
zu einer Veränderung der administrativen Strukturen und zu der von Göring ge-
forderten Verfahrenskontrolle durch die maßgeblichen Berliner Ministerien. 
Fragt man nach Strukturen, Funktionen, Netzwerken oder Bürokratisierungsten-
denzen bei der „Arisierung", so muss festgestellt werden: Entscheidend für den 
Ausplünderungsprozess blieb die starke Stellung des Gauleiters und seines Netz-
werkes, bürokratische Strukturen oder neue Eliten spielten in München auf Seiten 
der Parteiinstitutionen hingegen kaum eine Rolle. Innerhalb des für die „Arisie-
rung" verantwortlichen Personenkreises waren weiterhin Werte wie unbedingte 
Loyalität, Bewährung in der Vergangenheit und ideologische Linientreue aus-
schlaggebend.198 

1 9 8 Rüdiger Hachtmann beschreibt am Beispiel der D A F diese Merkmale einer NS-Verwal-
tung als „charismatisch aufgeladene Polykratie"; Hachtmann, Arbeitsfront, S. 71; zu 
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2. Die „Holzaktion" in Nürnberg 

N o c h viel deutlicher tritt die grundlegende Kontinuität in Organisation und A k -
tion der maßgeblichen regionalen Parteigliederungen und die Bedeutung persona-
listischer Herrschaftsbeziehungen bei der wirtschaftlichen Verfolgung in N ü r n -
berg zutage. Hier begann die Partei mit der systematischen „Arisierung" gewerb-
lichen Vermögens Ende 1937. Auch hier war es die Deutsche Arbeitsfront, die an 
vorderster Front gegen die jüdische Bevölkerung aktiv war. A m 1. Dezember 
1937 erhielt der Makler Johann-Heinr ich Schätzler von der D A F durch Gauleiter 
Julius Streicher den Auftrag, das prominente Einkaufsviertel in der Nürnberger 
Königs- und Karolinenstraße von jüdischen Geschäften zu „reinigen". 1 9 9 N o c h 
im selben Monat , am 16. Dezember, organisierte Streicher einen umfassenden 
Weihnachtsboykott jüdischer Geschäfte, in dessen Verlauf sich SA-Wachen mit 
übermannshohen gelben Plakaten vor die Eingänge jüdischer Warenhäuser und 
Einzelhandelsgeschäfte postierten und so mit den üblichen antisemitischen Akt io-
nen den Einkauf zu verhindern suchten. 2 0 0 

Im Gegensatz zu München nutzte der Gauleiter den weitverzweigten Apparat 
der Arbeitsfront und deren Einfluss in den Betrieben längerfristig, um das ge-
werbliche Vermögen der jüdischen Bevölkerung unter seine Kontrol le zu bringen. 
Die verschiedenen Fachgruppen der D A F waren dabei für die „Säuberung" ihres 
Spezialgebiets zuständig. Für die Industriebetriebe war federführend der entspre-
chende Kreisobmann Schulz zuständig, der Gauamtsleiter der DAF, Matthias 
Schröder, kümmerte sich um die Großhandelsbetriebe. Der Kreisobmann E m -
m e n und ein weiterer Vertreter des Gauhandwerkswalters, Albert Mörtel , be-
stimmten die Richtlinien für die „Ent judung" des Handwerks. Ludwig Köhler 
war schließlich für die „Ausschaltung" des jüdischen Einzelhandels eingesetzt.-0 1 

Wie bereits erwähnt, waren die meisten der hauptverantwortlichen Parteigenos-
sen bereits 1933 in der D A F oder früher Mitglieder der Nürnberger Gliederungen 
der N S - H a g o gewesen und dann direkt in die D A F übernommen worden. Es 
handelte sich also meist um „Alte Kämpfer" der ersten Stunde, die nicht nur lang-
jährige Weggefährten des Gauleiters waren, sondern angesichts der frühen führen-
den Stellung der N S - H a g o bei der Boykott ierung jüdischer Geschäfte auch seit 
1933 gegen die jüdische Wirtschaftstätigkeit vorgingen. 2 0 2 Innerhalb der D A F bil-

g e n e r e l l e n Ü b e r l e g u n g e n b e z ü g l i c h e i n e r T h e o r i e des N S - H e r r s c h a f t s s v s t e m s a u c h ders . , 
„ N e u e S t a a t l i c h k e i t " . 

1 9 9 Te i l I V des B e r i c h t s d e r v o n G ö r i n g e i n g e s e t z t e n P r ü f u n g s k o m m i s s i o n ü b e r d ie „ A r i s i e -
r u n g e n " in F r a n k e n , S . 2 3 5 ; S t A N / K V - A n k l a g e d o k u m e n t e / P S / 1 7 5 7 . 

200 B e r i c h t des K a u f h a u s i n h a b e r s T h e o d o r H . v o r d e r S o n d e r k o m m i s s i o n d e r G e s t a p o v o m 
2 0 . 2 . 1 9 3 9 ; S t A N / S t a a t : s p o l i z e i s t e l l e N ü r n b e r g - F ü r t h / A r i s i e r u n g s a k t e n / 5 3 . 

2 0 1 E b d . , S. 101 ff . ; B e r i c h t d e r G e s t a p o - P r ü f u n g s k o m m i s s i o n v o m 3. 4 . 1 9 3 9 ; S t A N / S t a a t s -
p o l i z e i s t e l l e N ü r n b e r g - F ü r t h / A r i s i e r u n g s a k t e n / 4 5 . 

2 0 2 D e r F a c h g r u p p e n w a l t e r d e r D A F , J o h a n n - H e i n r i c h S c h ä t z l e r , e t w a , w a r seit M a i 1 9 3 3 
P a r t e i m i t g l i e d . I m O k t o b e r 1 9 3 4 w u r d e er L e i t e r d e r F a c h g r u p p e H a u s - u n d G r u n d -
s t ü c k s w e s e n in d e r N S - H a g o . A l s d i e s e 1 9 3 5 in die D A F a u f g i n g , w u r d e er d o r t L e i t e r 
d e r U n t e r a b t e i l u n g H a u s u n d H e i m ; Tei l I V des B e r i c h t s d e r G e s t a p o - P r ü f u n g s k o m m i s -
s i o n , S . 2 3 7 ; S t A N / K V - A n k l a g e d o k u m e n t e / P S / 1 7 5 7 . D e r G a u o b m a n n de r D A F , G e o r g 
P e ß l e r , w a r e b e n f a l l s se i t 1 9 3 3 bei d e r N S - H a g o , g e n a u w i e d e r G a u b e t r i e b s g e m e i n -
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dete sich in Form von eigenen Arbeitskreisen und den Betriebsführern in den 
jüdischen Unternehmen eine Art „Ausschaltungsverwaltung" heraus, die sich mit 
den potentiellen Erwerbern und den Ubernahmebedingungen auseinander-
setzte.2 0 3 

Besonderes Augenmerk der Parteigenossen galt den jüdischen Kaufhäusern in 
der Nürnberger Innenstadt, die ihnen nicht nur aus ideologischen Gründen ein 
Dorn im Auge waren, sondern auch zahlreiche Möglichkeiten des eigenen Profits 
boten. Das eigenmächtige Vorgehen, das die Funktionsträger der Nürnberger Par-
tei dabei an den Tag legten, führte, wie bereits in den Jahren zuvor, zu erheblichen 
Konflikten mit der Reichsregierung. Prägnantes Beispiel hierfür ist das Vorgehen 
gegen das Kaufhaus „Weißer Turm". Das bereits 1933 häufig durch die NS-Hago 
boykottierte Kaufhaus war auch erklärtes Ziel des Weihnachtsboykotts im De-
zember 1937. Der nichtjüdische Ehemann der jüdischen Inhaberin, Theodor H., 
fuhr aufgrund der Übergriffe hilfesuchend ins Reichswirtschaftsministerium nach 
Berlin, wo ihm auch Unterstützung zugesagt wurde. Im Mai 1938 erhielt Theodor 
H. allerdings einen Brief des Gauwirtschaftsberaters Strobl mit der darin enthal-
tenen Auflage, sich unverzüglich von seiner jüdischen Ehefrau zu trennen. O b -
gleich Theodor H. unmittelbar darauf die Scheidung einreichte, erhielt er die An-
drohung weiterer Boykottaktionen im Zuge des Reichsparteitags vom September 
1938. Auch ein durch Reichswirtschaftsminister Funk erstellter Ausweis, der dem 
Kaufhaus den „arischen" Charakter bescheinigte, konnte die Nürnberger Partei-
aktivisten nicht aufhalten. Wegen erneuter Boykottaktionen der Nürnberger 
N S D A P erlitt das Kaufhaus weiterhin erhebliche Umsatzeinbußen. Schließlich 
setzte Gauwirtschaftsberater Strobl auch in der Führungsstruktur des Kaufhauses 
erhebliche Veränderungen durch. Ein Obmann der DAF, Eugen Leissing, musste 
als Geschäfts- und Betriebsführer mit einem monatlichen Gehalt von 1250 
Reichsmark und für einen Zeitraum von zehn Jahren eingestellt werden. Über 
diese stattliche Vergütung hinaus ergaunerte sich das Mitglied der Arbeitsfront 
weitere Geldbeträge und Mobilien. Als neuer Geschäftsführer erzwang sich Leis-

schaftswalter Georg Leissing; Verhandlung der Gestapo-Prüfungskommission vom 16. 3. 
1939; B A B / R 58/3514. Der Gaufachgruppenwalter der DAF, Fachgruppe Groß- und 
Außenhandel, Fritz Schäfer, hatte diese Position seit dem 1. Januar 1935 für den Bereich 
Nürnberg-Stadt; Verhandlung der Gestapo-Prüfungskommission vom 14 .3 . 1939; 
StAN/Staatspolizeistelle Nürnberg-Fürth/Ärisierungsakten/40. Ahnliches galt für Gau-
amtsleiter Matthias Schröder, der seit 1934 der N S - H a g o angehörte; ebd. Gauinspektor 
Ritter, gleichzeitig Personal waiter der DAF, gehörte der Partei bereits seit 1925 an; Le-
benslauf Ritters in: Denkschriften von Streicher und Holz mit Beilagen vom April 1939; 
StAN/KV-Anklagedokumente/PS/406/Fotokopie . Albert Mörtel von der Handwerks-
organisation der D A F war seit 1933 in der NS-Hago; Verhandlung der Gestapo-Prü-
fungskommission vom 21. 3. 1939; StAN/Staatspolizeistelle Nürnberg-Fürth/Arisie-
rungsakten/45. 

2 0 3 Beim Einzelhandel gehörten dieser Gruppe neben deren Leiter Ludwig Köhler, Gauin-
spektor der D A F Haberkern, Fekl aus der Fachabteilung für den Einzelhandel der DAF, 
Rauh von der Unterabteilung Groß- , Ein- und Ausfuhrhandel und dessen Geschäftsfüh-
rer Schoenekäs an. Der Großhandel wurde neben dem Gauwirtschaftsberater durch 
Gauamtsleiter Schröder und Gaufachgruppenwalter Schäfer „arisiert"; Teil II des Be-
richts der Gestapo-Prüfungskommission, S. 101 ff.; StAN/KV-Anklagedokumente/PS/ 
1757. 
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sing nicht nur eine vierprozentige Gewinnbetei l igung, er nahm sich neben einem 
luxuriösen Dienstwagen auch regelmäßig dreistellige Reichsmarkbeträge als „Spe-
sen" aus den Kaufhauskassen. 

Kontro l le errang der Gauwirtschaftsapparat über das Kaufhaus auch durch ei-
nen dreiköpfigen Verwaltungsrat, bestehend aus S A - G r u p p e n f ü h r e r Hans G ü n t e r 
von O b e r n i t z , Gauinspektor Friedrich Rit ter und dem Kre isobmann der D A F , 
E m m e r t , der durch O t t o Strobl eingesetzt worden war. Sämtliche Mitglieder des 
Verwaltungsrats erhielten ein monatl iches Salär von 4 0 0 Reichsmark. Zudem 
erhielt Streichers Gau-Apparat das Recht , den Aufsichtsrat für das Kaufhaus zu 
ernennen und abzulösen. Als Begründung für ihr Vorgehen gab die Gaulei tung 
später an, nur sie best imme in Franken, welcher Betr ieb als „arisch" zu gelten 
habe. D a h e r erhielten Leissing und der Verwaltungsrat auch die Aufgabe, in dem 
U n t e r n e h m e n nach Vorwänden zu suchen, um T h e o d o r H . nach Dachau zu brin-
gen. D e m Treiben der D A F setzte erst eine Berl iner Sonderkommiss ion 1939 ein 
Ende. D e r fachlich vo l lkommen ungeeignete Leissing hatte sich parallel vom 
Kaufhaus und der D A F bezahlen lassen, das Personal bedroht und war zudem 
betrunken zum Dienst erschienen. Angehörige der Ges tapo nahmen ihn daher in 
Haf t und setzten anschließend wieder T h e o d o r H . als alleinigen Geschäftsführer 
e in . 2 0 4 

Eine deutliche Verschärfung erfuhr die Verdrängung der jüdischen Bevölke-
rung aus der Wirtschaft ebenfalls am 10. N o v e m b e r 1938 im R a h m e n der soge-
nannten Reichskristal lnacht. Allein in Mittel franken zerstörten die Parteigliede-
rungen im Verlauf dieser Akt ion 17 Synagogen und 115 jüdische Geschäfte . 39 jü-
dische Läden wurden geschlossen und in 594 jüdischen Wohnungen die Innen-
einrichtung vollständig zerstört oder beschädigt . 2 0 5 Auch in Nürnberg waren es 
offensichtl ich zwei Beweggründe, die Gauleiter Julius Streicher und die F u n k t i o -
näre der Nürnberger Partei nach dem 9. und 10. N o v e m b e r zu einer raschen, voll-
ständigen und eigenmächtigen Ausplünderung der Nürnberger Juden veranlass-
ten. Zunächst handelte es sich hierbei um die während des P o g r o m s staatlich ini-
tiierte und geschürte Gewalt , die Streicher und seinen Stellvertreter Karl H o l z zu 
der A n n a h m e verleiteten, bei der Verfolgung der Juden seien nun endgültig alle 
rechtl ichen D ä m m e gebrochen. Schwerwiegender dürfte sich allerdings der anti-
semitische Radikalismus und das daraus resultierende Sendungsbewusstsein des 
Gauleiters ausgewirkt haben, an dem bereits vor dem P o g r o m alle Interventions-
versuche der Reichsregierung zerschellt waren. Streichers Auffassung gemäß stan-
den die Erlöse aus jüdischem Vermögen dem Gau Franken und nicht der Reichs-
kasse zu. Daher sah er sich schon vor der „Verordnung zur Ausschaltung der 
Juden aus dem Wirtschafts leben" vom 3. D e z e m b e r 1938, also der umfassenden 
staatlichen Regulierung des „Ausschaltungsprozesses" , zum Handeln veranlasst. 
In den Begründungen der Gauleitung, die in vielen Aspekten Ähnl ichkei ten mit 

- 3 4 Siehe hierzu die zahlreichen Schr i f ts tücke im R a h m e n der Untersuchung der G e s t a p o -
P r ü f u n g s k o m m i s s i o n im Februar und Mär/ . 1939; S tAN/Staatspol ize is te l le N ü r n b e r g -
Für th /Ar i s ie rungsakten/53 . 

- 0 5 M o n a t s b e r i c h t des Regierungspräsidenten von O b e r f r a n k e n und Mit te l f ranken für N o -
vember 1938 v o m 8. 12. 1938; H S t A M / M A / 1 0 6 6 7 8 . 
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den Ausführungen der „Vermögensverwertungsstelle" in München aufwiesen, 
schlug sich das offen zur Schau gestellte Selbstbewusstsein des fränkischen Partei-
apparates deutlich nieder. D a die Juden, so Karl Holz , die Grundstücke in der In-
flationszeit für zehn Prozent des tatsächlichen Wertes erworben hätten und darü-
ber hinaus ihre Immobil ien tarnen und „Judenknechten" schenkungsweise über-
lassen würden, habe man handeln müssen. Wegen der besonderen Verdienste des 
Gaues in der „Judenfrage" und den speziellen Aufgaben als „Stadt der Reichspar-
teitage" müsse man auch besonders entlohnt werden. 2 0 6 Auch die Entschädigung 
von „Altparteigenossen" spielte in der späteren Rechtfertigungsstrategie des Gau-
leiters eine Rolle. Im Nachhinein meinte Streicher, mancher Parteigenosse habe 
halt gehofft, endlich mal ein menschenwürdiges Leben führen zu können. 2 0 7 

Unmittelbar nach dem Pogrom zwang die Gauleitung sämtliche jüdischen Be-
triebs- und Grundstückseigner, ihren Besitz für fünf bis zehn Prozent des Ein-
heitswertes zu verkaufen 2 0 8 Entzogen wurden auch Kraftfahrzeuge und Möbel -
s tücke. 2 0 9 Die Erlöse wurden dabei nicht an die ehemaligen Inhaber, sondern auf 
ein Sperrkonto der Partei überwiesen 2 1 0 Erhoben wurde darüber hinaus eine 
„Spende" von einem bis drei Prozent des Kaufpreises, die an die Gauleitung über-
wiesen werden musste. 2 1 1 Die „Arisierung" der jüdischen Betriebe verlief in ähn-
licher Weise. Auch hier hatte der Käufer eines jüdischen Betriebes 25 Prozent des 
Kaufpreises auf ein Sperrkonto zugunsten der Partei zu bezahlen. D e m Veräuße-
rer wurde - wie bei den Grundstücken - bis zur Endabrechnung nichts bezahlt . 2 1 2 

Prinzipiell übernahm der Erwerber nur den Einheitswert des Grundstückes eines 
Betriebes und das Warenlager; für Einrichtungsgegenstände, Außenstände und 
Fagonwert der Firma bezahlte die Partei nichts. 2 1 3 Jüdische Firmen wurden also, 
wie dies selbst Mitglieder der SS 1939 einräumten, „regelrecht ausgeschlachtet" 2 1 4 

Auf diese Weise gelang es den Spitzenfunktionären der Nürnberger Partei, etwa 
570 Grundstücke mit einem Weiterveräußerungswert von 12 bis 15 Millionen 
Reichsmark an sich zu reißen. 2 1 5 Darüber hinaus erzwang die Gauleitung etwa 72 
„Arisierungen" auf dem Gebiet des Großhandels und der Industrie. Insgesamt 
enteignete sie die Inhaber von über 200 jüdischen Firmen, die daraufhin als „ent-

206 'Xeil ι des Berichts der Gestapo-Prüfungskommission, S. 16 und 30; StAN/KV-Anklage-
dokumente/PS/1757. 

2 0 7 Denkschrift Julius Streichers vom 14.4. 1939; StAN/KV-Anklagedokumente/PS/404/ 
Fotokopie. 

208 Xeil I des Abschlussberichts der Gestapo-Prüfungskommission über die „Arisierung" im 
Gau Franken; StAN/KV-Anklagedokumente/PS/1757, S. 18. 

209 Vernehmung des Grundstücksmaklers Johann-Heinrich Schätzler am 1. 4. 1939 im Rah-
men der Uberprüfung der„Arisierungsaktion"; StAN/Staatspolizeistelle Nürnberg-
Fürth/ Arisierungsakten/40. 

210 Ebd. 
2 1 1 Teil III des Berichts der Gestapo-Prüfungskommission, Dok. 143; StAN/KV-Anklage-

dokumente/PS/1757. 
2 1 2 Teil II des Berichts der Gestapo-Prüfungskommission, Dok. 102-107; ebd. 
2 1 3 Ebd., Dok. 128. 
214 Ebd. 
2 ) 5 Ebd., Dok. 65. 
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judet" gal ten. 2 1 6 Schließlich eignete sich die Partei noch etwa 4 0 Fahrzeuge von 
jüdischen Haltern an - meist zugunsten von Mitarbeitern der Gaule i tung. 2 1 7 

Zur Durchführung dieses Raubzuges hatte Streicher auf seine altbewährten 
Seilschaften zurückgegriffen. D i e Durchführung der Akt ion oblag fast ausschließ-
lich Mitgliedern der D A F , die in ihrer Funkt ion als Sachbearbeiter der Abtei lung 
„Haus und H e i m " die jüdischen Eigentümer zur Veräußerung zwangen . 2 1 8 D i e 
Federführung hatte als Stellvertreter von H o l z der Gaufachschaftswalter Heinrich 
Wol f inne. D e r Immobi l ienhändler G e o r g Nagel von der Arbei tsfront fungierte 
als „Beauftragter für die Stadt N ü r n b e r g " 2 1 9 D i e M ö b e l verwertete Gauamtslei ter 
Schröder. F ü r die „Aris ierung" und Liquidierung der Betr iebe war eine K o m m i s -
sion des Gauwirtschaftsberaters und der D A F zuständig. M ö b e l und Einr ich-
tungsgegenstände der jüdischen F i rmen stellten Angestellte der Arbei ts front noch 
in den Räumen der jüdischen F irmen sicher und veräußerten sie weiter . 2 2 0 Weitere 
Verhandlungen und Veräußerungen wurden von der Zentrale, dem Amtssi tz der 
D A F in der Essenweinstraße, aus getätigt. D i e „Arisierung" und Liquidierung der 
62 noch in N ü r n b e r g vorhandenen jüdischen Handwerksbetr iebe übernahm 
federführend Kre i sobmann E m m e r t von der Abtei lung „Das Deutsche H a n d -
w e r k " . D i e Gaufachgruppenwalter dieses Bereichs begaben sich mit vorgefertig-
ten Formularen in die betroffenen Betr iebe und stellten nach geleisteter U n t e r -
schrift die Einrichtungsgegenstände sicher. Innungsobermeister der Handwerks-
kammer schätzten deren Wert, um sie anschließend zu veräußern. D i e „ A b w i c k -
lung" der Betr iebe erfolgte durch die Gaufachgruppenwalter . 2 2 1 D i e „Arisierung" 
der Kraftwagen übernahm schließlich SA-Standartenführer Hutzier, Referent der 
Kanzlei des Gauleiters und gleichzeitig Leiter der SA-Wache bei der „Arisie-
rungsste l le" . 2 2 2 

D i e Uberschre ibung der zahlreichen jüdischen Grundstücke auf den N a m e n 
von Karl H o l z in den Grundbüchern trieb Gaurechtsberater und Oberstaatsan-
walt beim Landgericht Nürnberg Denz ler voran, der gleichzeitig persönlicher ju-
ristischer Berater des Adjutanten des Gauleiters König war. 2 2 3 Ahnlich wie Regie-
rungspräsident Dippold wagte Oberlandesgerichtspräsident H ö s c h offensichtlich 
nicht, sich Streicher in den Weg zu stellen. Seiner Meinung nach hatten - rein 
rechtlich gesehen - die Verträge keine bindende Wirkung. E r habe aber keine B e -

2 , 6 Ber icht des Pol izeipräsidenten Mart in an O R R G . vom Reichswirtschaf tsminis ter ium 
vom 18. 5. 1940; S tAN/Staatspol ize i s te l le N ü r n b e r g - F ü r t h / A r i s i e r u n g s a k t e n / 3 7 . 

2 1 7 Teil I I des Ber ichts der G e s t a p o - P r ü f u n g s k o m m i s s i o n , D o k . 125 und 245 ; S t A N / K V - A n -
k l a g e d o k u m e n t e / P S / 1 7 5 7 . 

2 1 S Ber icht des F inanzamts N ü r n b e r g - W e s t , R R Dr. H . an den O F P N ü r n b e r g , vom 9. 3. 
1939; S t A N / O F P N ü r n b e r g - L a n d / 8 a . 

2 1 9 D u r c h s u c h u n g s b e r i c h t der G e s t a p o beim G r u n d s t ü c k s m a k l e r Nagel vom 10. 2. 1939; 
S tAN/Staatspol ize is te l le N ü r n b e r g - F ü r t h / A r i s i e r u n g s a k t e n / 4 1 . 

2 2 2 Teil II des Ber ichts der G e s t a p o - P r ü f u n g s k o m m i s s i o n , S. 106; S t A N / K V - A n k l a g e d o k u -
m e n t e / P S / 1 7 5 7 . 

2 2 1 Ber icht der G e s t a p o - P r ü f u n g s k o m m i s s i o n vom 3 . 4 . 1939; S tAN/Staatspol ize is te l le 
N ü r n b e r g - F ü r t h / A r i s i e r u n g s a k t e n / 4 5 . 

2 2 2 Teil IV des Ber ichts der G e s t a p o - P r ü f u n g s k o m m i s s i o n , S. 2 4 5 f.; St A N / K V - A n k l a g e -
d o k u m e n t e / P S / 1 7 5 7 . 
Ebd . , S. 290 . 
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denken, da jeder im Gau gewissen Zwängen unterliege. 2 2 4 Gleiches galt wohl auch 
für die Nürnberger Polizeibeamten, die sich nach Schilderungen ihres Präsidenten 
B e n n o Martin „unter derartigem D r u c k befanden, daß sie um ihre Existenz fürch-
teten, wenn sie in dieser Angelegenheit Erklärungen machen sol l ten" . 2 2 5 

Angesichts der Brutalität Streichers und seiner Gefolgschaft waren derartige 
Bedenken nicht unbegründet. Während eines Verhörs mit der Gestapo gab einer 
der betroffenen Juden am 16. Januar 1939 ein prägnantes Beispiel für die Vorge-
hensweise der dortigen Parteifunktionäre: „Am 12. 11. 1938, etwa um 15.30 U h r 
wurde ich durch einen Kriminalpolizeibeamten von meiner Wohnung mittels 
Kraftwagen abgeholt und zur Deutschen Arbeitsfront in die Essenweinstraße 1 
gebracht. Ich kann mich entsinnen, daß auch einige N S K K - L e u t e in U n i f o r m mit 
im Kraftwagen saßen. D o r t angekommen, wurde ich in einen verhängten Keller 
geführt. Erwähnen muß ich noch, daß gleichzeitig mein Freund Ludwig R. , der 
sich bei mir aufhielt, festgenommen und mit zur D A F verbracht wurde. Im weite-
ren Verlauf mußten wir dort unseren R o c k und Weste ausziehen und sämtliche 
Gegenstände aus allen Taschen entfernen. Hierauf wurden wir mit dem Gesicht 
zur Wand gestellt. Mein Freund und ich wurden anschließend gefragt, wann wir 
erschossen werden wollten! Mein Freund sagte: ,Sofort ' . Ich dagegen äußerte: 
,daß ich zuerst noch einmal meine Frau sprechen möchte und dann können sie 
schießen.' Hierauf folgten Kniebeugen, ferner mußte ich mit den etwa 7 A n w e -
senden, ebenfalls Juden, einen Sprechchor einstudieren, der etwa sinngemäß wie 
folgt lautete: ,Am 7. 11. 1938 wurde in Paris ein Deutscher von einem Juden er-
mordet, auch wir gehören dieser Mörderrasse an.' Ich selbst war etwa im ganzen 
6 - 7 Stunden bei der D A F . Erwähnen muß ich noch, daß wir zwischendurch auch 
zum photographieren geschickt wurden und zwar in den 2. Stock. Es wurden dort 
zuerst Aufnahmen in Zivil gemacht, hernach mußten wir uns nackt ausziehen und 
wurden dann so in dieser Aufmachung im Bilde festgehalten. Anschließend führte 
man mich wieder in den Keller. D a fällt mir eben noch ein, daß ich während mei-
nes Aufenthaltes im Keller einmal von einem Herrn gefragt wurde: ,Wie geben sie 
ihr Anwesen ab, das heißt um welchen Preis?' Ich sagte nichtsahnend den norma-
len Preis von R M 1 2 0 0 0 0 . " Makler Nagel zwang den jüdischen Kaufmann noch 
während des Verhörs zur Abgabe seines Grundstücks an den Gau für 10560 
Reichsmark. U m 22.30 am selben Tag entließ die D A F den Geschäftsmann, um 
ihn allerdings am 14. November erneut zu verhaften. Je tz t musste er sein Anwe-
sen urkundlich abtreten und Eigentumsvormerkungskosten in H ö h e von 105,58 
Reichsmark bezahlen. 2 2 6 

Die fast vollständige Ausplünderung der Nürnberger Juden, die bereits durch 
die der „Holzakt ion" vorangegangenen B o y k o t t e und Übergriffe wirtschaftlich 

2 2 4 Schilderung des Landgerichtsdirektors G. an den Oberstaatsanwalt vom 5 . 2 . 1939; 
StAN/KV-Anklagedokumente/NG/616/Fotokopie. 

2 2 5 Schreiben Martins an die Reichsregierung 1939; I fZ/MA/612/80281-82. 
2 2 6 Protokoll der Gestapo-Prüfungskommission vom Verhör des Kaufmanns am 16. 1. 1939; 

StAN/Staatspolizeistelle Nürnberg-Fürth/Arisierungsakten/39; vgl. auch die zahlreichen 
weiteren Schilderungen der Betroffenen in dieser Akte. 
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erheblich geschwächt worden waren 2 2 7 , ging mit einer Bereicherung einher, die 
nicht nur bei den im Kaufhaus „Weißer T u r m " eingesetzten Parteigenossen fast 
skurrile F o r m e n annahm. N e b e n dem Gauleiter, der mit der „ H o l z a k t i o n " seinen 
aufwendigen Lebenssti l zu finanzieren gedachte 2 2 8 , und seinen Weggefährten, die 
sich an jüdischem Vermögen bere icherten 2 2 9 , profit ierten auch zahlreiche Tritt-
brettfahrer. E iner von ihnen war der wegen Betruges vorbestrafte Volkswirt Wil -
helm H . E r verfügte über Kontakte zu einer Wahrsagerin, die den Spitzen der 
Nürnberger Partei die Zukunft voraussagte. Diese vermittelte ihm eine Beteil i-
gung an zahlreichen „Arisierungsgeschäften". D e r Kaufmann H . wiederum betei-
ligte die Wahrsagerin und eine Cafebesi tzerin mit vierstelligen Reichsmarkbeträ-
gen . 2 3 0 D i e „Arisierungsgewinne" sollten aber auch strukturfördernd im Sinne 
der „Volksgemeinschaft" eingesetzt werden. So plante der Gau sie für die F inan-
zierung neuer Gebäude, darunter auch einer Hochschule ein 2 3 1 

Ähnlich wie in M ü n c h e n blieben somit die Macht und der antisemitische A k -
tionismus des Gauleiters und seiner „Cl ique" auch unter der veränderten K o n -
stellation nach 1938 für die wirtschaftl iche „Ausschaltung" der Juden maßgeb-
lich, wobe i sich je nach regionalen Gegebenhei ten die in den Verfolgungsprozess 
involvierten N S D A P - G l i e d e r u n g e n - durch den Beteiligungsgrad der D A F wird 
dies besonders deutlich - unterscheiden konnten. Wie das Nürnberger Beispiel 
darüber hinaus verdeutlicht, konnte es im Zuge der wirtschaftlichen Verfolgung 
weiterhin zu erheblichen Spannungen zwischen Reich und Region k o m m e n , die 
sich im Falle Streichers im Sturz der Führungsspitze der fränkischen N S D A P 
entluden. Zwar stellen die Zustände im Gau Franken auch im Vergleich mit 
anderen Gauen des Reiches einen Sonderfall dar, wegen des massiven Eingriffs 
der Spitze der Reichspartei und der Ministerialbürokratie lassen sich aber die 
Mögl ichkei ten und Grenzen gauspezifischer „Judenpol i t ik" in den Jahren 1938— 
1941 anhand des Beispiels der „ H o l z a k t i o n " exemplarisch aufzeigen. Zunächst 
stellte die Vorgehensweise des Gauleiters und der Nürnberger N S D A P selbst 
nach Maßstäben des NS-Staates einen eklatanten Rechtsbruch dar. N a c h der 
„Verordnung über die Anmeldung jüdischen Vermögens" vom 26. April 1938 
bedurfte jede Veräußerung von jüdischem land- oder forstwirtschaft l ichem B e -
sitz der Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörden. Bereits am 2. August 
1938 hatte der Reichswirtschaftsminister zudem angeordnet, dass die letztgültige 
Entscheidung über die „Aris ierung" bei den staatlichen Stellen liege. Seit 1935 

2 2 7 Teil I I des Ber ichts der G e s t a p o - P r ü f u n g s k o m m i s s i o n , S. 129; S t A N / K V - A n k l a g e d o k u -
m e n t e / P S / 1 7 5 7 . 

2 2 8 Aussage eines Verlegers vor der G e s t a p o - P r ü f u n g s k o m m i s s i o n v o m 19. 3. 1939; B A B / R 
3 0 0 1 / 3 3 8 1 . 

2 2 9 So erhielten die Makler der D A F 3 % der Er löse als „Aufwandsentschädigung" . D a r ü b e r 
hinaus wurden auch jüdische Weingeschäfte ausgeplündert und die Flaschen für Feier-
l ichkeiten der Partei verwendet ; „Aris ierung" der Weinhandlung Selma O . , 6. 3. 1939; 
S tAN/Staatspol ize i s te l le N ü r n b e r g - F ü r t h / A r i s i e r u n g s a k t e n / 3 2 ; Verhör des K r e i s o b -
mannes E m m e r t vor der Prüfungskommiss ion am 23. 2. 1939; B A B / R 5 8 / 3 5 1 4 . 

2 3 0 Teil I des Ber ichts der G e s t a p o - P r ü f u n g s k o m m i s s i o n ; ebd. 
2 3 1 Aussage des D A F - M i t g l i e d s Nagel vor der G e s t a p o - P r ü f u n g s k o m m i s s i o n am 24. 2. 

1939; S tAN/Staatspol ize is te l le N ü r n b e r g - F ü r t h / A r i s i e r u n g s a k t e n / 4 1 . 
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waren Grundstückserwerbe durch die Gliederungen der Partei schließlich dem 
Reichsschatzmeister zur Genehmigung vorzulegen. Gleiches galt für Rechtsge-
schäfte, die einen Gegenstand im Wert von mehr als 10000 Reichsmark beinhal-
teten.232 

Waren schon die Boykottaktionen in Nürnberg zum Teil gegen den Willen der 
Reichsregierung durchgeführt worden, so führte bei dem Raub jüdischen Vermö-
gens die Trias aus ungesetzlichem Vorgehen, sadistischen Methoden und Korrup-
tion zu einem Konflikt mit der Spitze von Partei und Staat, der schließlich mit der 
Absetzung des Gauleiters endete. Unter Obersturmbannführer Meisinger vom 
Reichssicherheitshauptamt begann am 10. Februar 1939 eine Untersuchungskom-
mission, bestehend aus 14 Mitgliedern der Polizei sowie des Wirtschafts- und Fi-
nanzministeriums, die Vorgänge in Nürnberg zu untersuchen.233 Die Sonderkom-
mission überprüfte insgesamt 206 Fälle von „Entjudungen", wobei sie letztlich 
drei Fälle als eindeutig nachweisbare „Korruption" wertete.234 Zahlreiche Nürn-
berger Parteigenossen wurden verhaftet und das durch die Plünderungen einge-
nommene Geld eingezogen, die Verantwortung für die Abwicklung der weiteren 
Enteignung jüdischen Vermögens in die Hände der Gestapo gelegt.235 Unter den 
Verhafteten befanden sich vor allem Mitglieder der Parteispitze in Nürnberg, un-
ter anderem Gauschatzmeister Rudi Höllerich, der im Frühjahr 1939 aus seinem 
Amt ausscheiden musste236, SS-Obersturmbannführer Friedrich Ritter, dem das 
SS-Hauptamt Dienstgrad und Mitgliedschaft in der SS aberkannte237 , Gauwirt-
schaftsberater Strobl, den man von seinen Posten als Gauwirtschaftsberater und 
Präsident der I H K beurlaubte238 , sowie der DAF-Funkt ionär Johann-Heinrich 
Schätzler, gegen den ein OPG-Verfahren angestrengt und den das Parteigericht 
letztlich wegen „jüdischen Bluteinschlags seiner Großmutter" aus der Partei aus-
schloss.239 Schließlich wurde auch gegen den Gauleiter Julius Streicher 1940 ein 
Ehrengerichtsverfahren durchgeführt. Ein Gremium aus sechs Gauleitern kam zu 
dem Urteil, Streicher sei für die Menschenführung ungeeignet. Wohl auf Anwei-
sung Hitlers selber hatte sich Streicher daraufhin auf seinen Gutshof Pleikershof 

2 3 2 Teil I des Berichts der Gestapo-Prüfungskommission, S. 2 -12 ; StAN/KV-Anklagedoku-
mente/PS/1757. 

2 3 5 Brief des Gauschatzmeisters Höllerich an den Reichsschatzmeister Schwarz vom 15 .2 . 
1939; StAN/NS-Mischbestand/Gauleitung/181. 

2 3 4 Bericht über die im Gau Franken erfolgten „Arisierungen"; B A B (ehemals BDC)/Wurz-
bacher, Philipp. 

2 3 5 Bericht des Oberlandesgerichtspräsidenten vom 11. 1. 1940; BAB/3001/3381. 
2 3 6 Schreiben des Reichsschatzmeisters an Höllerich vom 4. 5. 1939; B A B (ehemals B D C ) / 

Höllerich, Rudi, *14. 4. 1902. Höllerich wurde dann allerdings wieder in sein Amt einge-
setzt, der Umgang mit dem Gauleiter war ihm verboten; Aktenvermerk über eine Beleh-
rung Höllerichs in der Parteikanzlei vom 6. 4. 1940; ebd. 

2 3 7 Schreiben des SS-Hauptamts vom 4. 3. 1940; B A B (ehemals BDC)/Ritter, Friedrich. 
238 J940 wurde Strobl dann zwar kurzfristig wieder in seine Ämter berufen, schied am 

31. August 1940 allerdings wegen gesundheitlicher Gründe endgültig aus; Schreiben an 
die Reichsleitung der N S D A P vom 14. 6. 1940; Schreiben des R W M vom 3. 3. 1939; B A B 
(ehemals BDC)/Strobl, Otto , "19. 9. 1887. 

2 3 9 Untersuchungen im Falle Schätzler vom 25. 7. 1939 und Notiz des O P G vom 10. 10. 
1942; B A B (ehemals BDC)/Schätzler, Johann-Heinrich, »21. 5. 1877. 
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in der Nähe von Fürth zurückzuziehen und seine Amtsgeschäfte ruhen zu las-
sen. 2 4 0 Während man seinen Stellvertreter H o l z an die Front schickte, übernahm 
der ehemalige Kreisleiter Zimmermann zunächst die Amtsgeschäfte des Gaulei-
ters. 2 4 1 

Auf den ersten Bl ick überrascht das harte Vorgehen gegen den Gauleiter, zumal 
die Gauleitung in München gegen dieselben Gesetze verstoßen und kurzzeitig 
auch Konflikte mit der Reichsregierung heraufbeschworen hatte, die sich auch in 
einer deutlichen Kritik an den Zuständen in München äußerte. 2 4 2 Der dortige 
Gauleiter Wagner behielt aber bis zu seinem Tod 1942 seine Machtstellung in 
Oberbayern. Die genaueren Hintergründe von Streichers Sturz sind heute nur 
schwer zu eruieren. Offensichtl ich waren aber nicht die Gesetzesübertretungen 
die eigentliche Ursache für den Sturz des Gauleiters. Vielmehr konnte sich dieser 
nicht, wie Wagner in München, neben dem Parteiamt auch auf die institutionelle 
Macht eines Staatsamts stützen und war daher umso mehr auf persönliche Loya-
litäten angewiesen. Sein herrschaftliches Gebaren und sein brutales Auftreten hat-
ten ihm nicht nur in seinem Gau Feinde und Neider geschaffen. Streichers Lokal-
rivalen, der Polizeipräsident B e n n o Martin und der Oberbürgermeister Williy 
Liebl, hatten bereits vor der „Holzakt ion" belastendes Material über die ständigen 
Eskapaden des Gauleiters gesammelt. Anfang 1937 etwa wollte die Gruppe um 
Martin eine Abtreibungsaffäre, in die der Adjutant des Gauleiters König verwi-
ckelt war, zunächst durch Postkarten, dann durch Flugblätter im Rahmen des 
Reichsparteitages publik machen. 2 4 3 Streicher vermochte seinen ehemaligen Weg-
gefährten König allerdings rechtzeitig zum Suizid zu zwingen, bevor dieser un-
liebsame Details über die Machenschaften seines Vorgesetzten preisgeben 
konnte . 2 4 4 Oberbürgermeister Liebl nutzte vor allem seine guten Kontakte zu 
Goebbels , um dem Propagandaminister Dinge „durchaus unerfreulicher Natur" 
über Streicher zu berichten und auf den „wahren Saustall", wie der Propaganda-

2 4 0 Grieser , M a n n , S. 195 f. 
2 4 1 Ber icht des Ober landesger ichtspräs identen v o m 8. 5. 1940; B A B / 3 0 0 1 / 3 3 8 1 . 
2 4 2 W i e G o e b b e l s seinem Tagebuch am 28. August 1942 anvertraute, beklagte sich Re ichs-

schatzmeister Schwarz über eine R e i h e von M ü n c h n e r Korrupt ionsersche inungen . K u r z e 
Zeit später notierte G o e b b e l s über ein Gespräch mit dem neuen Gaule i ter Giesler, die Z u -
stände im G a u seien nicht erfreulich, da Wagner die D i n g e habe schleifen lassen und sich 
mit einer Kamari l la umgeben habe, die falsch orientiert gewesen sei. „Es ist schon nicht 
le icht " , so G o e b b e l s , „in M ü n c h e n für die Integrität und Sauberkeit der nationalsozial is-
tischen L e h r e und Hal tung zu wirken. H i e r liegt einiges im argen. M a n kann schon ver-
stehen, dass große Teile der Bevö lkerung sich nicht mehr nach dem Gaulei ter Wagner zu-
rücksehnen. Wer weiß, wozu es gut ist, wenn er sein A m t nicht mehr antreten kann. " 
Goebbe l s -Tagebücher , E inträge v o m 28. , 29. und 30. 8. 1942, S. 4 1 1 - 4 2 4 . 

2 4 3 A u f die Betei l igung Mart ins bei der Affäre weist der Ber icht der G e s t a p o - P r ü f u n g s k o m -
mission lediglich hin; Ber icht der G e s t a p o - P r ü f u n g s k o m m i s s i o n ; I M T , S. 1 5 0 - 1 5 4 ; auf 
die Involvierung des Pol izeipräsidenten verweisen allerdings auch die Aussagen der 
Wahrsagerin Maria O . , die in engem K o n t a k t mit Mitgl iedern der Führungsspi tze der 
N ü r n b e r g e r Partei stand; Br ief an K ö n i g vom 29. 5. 1938; Aussage H a n s R.s im August 
1939; B A B (ehemals B D C ) / M a r t i n , B e n n o ; Grieser, M a n n , S. 170f . Gieser kann die U r -
heberschaft Mart ins und seiner Mitarbei ter nachzeichnen. 

2 4 4 Ber icht der G e s t a p o - P r ü f u n g s k o m m i s s i o n ; I M T , S. 1 5 0 - 1 5 4 . 
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minister in seinem Tagebuch die Zustände in Franken beschrieb, h inzuweisen. 2 4 5 

Während frühere Skandal is ierungsversuche an der fast uneingeschränkten Macht -
stel lung des Gauleiters scheiterten, brachte die Korrupt ion im Zusammenhang 
mit der wirtschaft l ichen Verfolgung der Juden nach dem Pogrom 1938 offensicht-
lich das Fass zum Uber laufen. Mart in war es schließlich gelungen, durch Berichte, 
geschickt gestreute Gerüchte und gezielt lancierte Indiskret ionen die Parteispitze, 
vor al lem Hermann Göring, gegen Streicher zu mobil is ieren.2 4 6 

Der Sturz des Gauleiters war also letztl ich ein von langer Hand vorbereiteter 
Coup , bei dem die „Holzakt ion" nur ein Glied in der Argumentat ionsket te dar-
stellte.247 Entscheidend für die Gruppe um Mart in war der Zugang zu den Schalt-
stellen der Macht , w o sie die Klaviatur aus persönlichen Beziehungen, Animosi tä-
ten und öffent l ichkeitswirksamen Akt ionen geschickt zu spielen verstanden. Zu 
den Gegnern Streichers gehörten Reichsjust izminister Gürtner, Heydr ich , 
Reichsschatzmeister Schwarz und schließlich wohl auch Göring und Himmler . 2 4 8 

Die Ursache für das harte Durchgreifen gegen Streicher waren mithin keine 
grundsätzl ichen Erwägungen, die Machtverte i lung zugunsten der Reichsregie-
rung zu verschieben. Die Absetzung des Gauleiters beruhte aller Wahrscheinl ich-
keit nach auch auf polykrat ischen Strukturkonf l ik ten innerhalb des NS-Reg imes . 
Akt ionismus und Eigenmächtigkeiten der einflussreichen Gauleiter bei der wi r t -
schaftl ichen Verfolgung der Juden war man also auch nach 1938 offensichtl ich so 
lange bereit zu tolerieren, solange diese nicht an den Stühlen führender Parteige-
nossen zu sägen begannen. 

3. Der „Rhönfonds" in Unterfranken 

Wie sehr die wirtschaft l iche Verfolgung auch nach 1938 von regionalen Macht -
konstel lat ionen abhängig blieb, kann abschließend auch das Beispiel Unterf ran-
ken verdeutl ichen. In Unterfranken verschärften, ähnlich w ie dies in München 

245 Goebbels-Tagebücher, Bd. 1/6, Eintrag vom 1. 5. 1939, S. 334. Der Nürnberger Kreislei-
ter Zimmermann war der Meinung, v. a. Göring habe Martin unterstützt; Aussage Zim-
mermanns im Spruchkammerverfahren gegen Martin, Protokoll vom 18. 4. 1950; StAM/ 
Spruchkammer/Karton 1122. 

246 Goebbels notierte in seinem Tagebuch am 1. Mai 1939: „Göring äußert sich schärfstens 
gegen Streicher, der auch tolle und gemeine Sachen gemacht hat. Er hat die Verbindung 
mit ihm abgebrochen." Goebbels-Tagebücher, Bd. 6, August 1938 bis Juni 1939, S. 334. 
Zur Bedeutung Martins beim Sturz des Gauleiters siehe v. a. Grieser, Mann, S. 179 ff. 

2 4 7 In die Aktion waren Reichsschatzmeister Schwarz und wohl auch Heinrich Himmler, 
Hermann Göring, Rudolf Heß und andere verwickelt. Auch die Spruchkammer, die mit 
der Entnazifizierung Martins befasst war, mutmaßte, dass es sich um eine Rivalität zwi-
schen SS und der Nürnberger Gauleitung gehandelt haben könnte; vgl. die zahlreichen 
Zeugenaussagen und den Spruch vom 30.6. 1950; StAM/Spruchkammer/Karton 1122. 
Wer letztlich für die Absetzung hauptverantwortlich war, bleibt allerdings unklar. 

248 Zu den erklärten Gegnern des Gauleiters gehörten neben dem Polizeipräsidenten Benno 
Martin v. a. der Oberbürgermeister Willy Liebl. Beide hatten bereits lange vor der Holz-
aktion auf den Sturz des Gauleiters hingewirkt; vgl. v. a. die zahlreichen Aussagen im 
Spruchkammerverfahren gegen Martin; StAM/Spruchkammer/Karton 1122; Nachlass 
Streichers; BAB/A L/127; Akte von Karl Holz; BAB (ehemals BDC)/Holz, Karl; siehe 
hierzu ausführlich Kuller/Drecoll, Volkszorn; Grieser, Mann. 
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und N ü r n b e r g der Fall war, vor allem die regionalen Partei- Inst i tut ionen die wirt -
schaftl iche Verfolgung durch zunehmende B o y k o t t e , durch die Kennzeichnung 
jüdischer Betr iebe und die systematische Entz iehung des Vermögens der jüdi-
schen Bevölkerung. Dabei kooperierten sie eng mit den lokalen Verwaltungsbe-
hörden. Offensicht l ich richteten sich die „Aris ierungsbestrebungen" auch hier 
zwar vorwiegend gegen jüdische Warenhäuser, im Einzelfall aber auch gegen den 
Handel im Allgemeinen, wobei die Gaubetr iebsgemeinschaft „Handel " der D A F , 
die ihren Einfluss in den Betr iebsgemeinschaften auch für die „Arisierung" 
nutzte, eine wichtige Rol le spiel te . 2 4 9 D i e Federführung in Unterfranken über-
nahm Gauwirtschaftsberater Hans Vogel mit den ihm untergeordneten Insti tu-
tionen, während sich der Gauleiter aus den laufenden „Ent judungsverfahren" 
weitgehend heraushielt und sich auch in organisatorischen Fragen wesentlich zu-
rückhaltender zeigte als Julius Streicher oder Adol f Wagner. Vogel etablierte in 
Unter f ranken eine straffe und hierarchisch gegliederte Organisat ion, die den Ver-
fahrensablauf der „Ent judung" bis ins kleinste Detai l regelte: U b e r alle laufenden 
Verhandlungen war der Kreiswirtschaftsberater regelmäßig zu informieren. D e r 
Kreiswirtschaftsberater hatte seinerseits den Gauwirtschaftsberater über Sitz und 
N a m e n des jüdischen Betr iebes, über den Erwerbszweig , über Verkaufswilligkeit 
und Jahresbi lanzen Ber icht zu erstatten. D e r Gauwirtschaftsberater entschied 
dann letztinstanzlich über Kaufpreis , wirtschaftspolit ische Auflagen oder Aus-
wahl der Käufer, wenn er nicht ausdrücklich die Entscheidungsbefugnis an ihm 
untergebene Funktionsträger delegierte. D i e Gewährleis tung einer „einheitlichen 
F o r m " und die Kontro l le des „jüdischen Kapitalflusses" bildeten die Hauptkr i te -
rien für die Auswahl der Opfer . D i e Beauftragten vor O r t waren die jeweiligen 
Kreiswirtschaftsberater, die die Verhandlungen selbst führten oder an die ihnen 
untergebenen Apparate delegieren konnten. J ede Dienststel le der Partei war ange-
wiesen, sich vor dem Erwerb jüdischen Vermögens mit dem Kreiswirtschaftsbera-
ter in Verbindung zu se tzen . 2 5 0 

D i e Bedingungen für die Ü b e r n a h m e jüdischer U n t e r n e h m e n legte Vogel mi-
nutiös fest. Juden mussten sich an die Kreiswirtschaftsberater wenden, wollten sie 
ihre Betr iebe verkaufen. Dieser legte dann den Preis fest und machte dem jüdi-
schen Inhaber zur Auflage, mit niemand anderem als ihm selbst zu verhandeln. 
Bei der Festsetzung der Preise war der Leiter der Fachgruppe der gewerblichen 
Wirtschaft zu hören. D i e vom jüdischen Inhaber veranlagten Preise galten generell 
als etwa 25 bis 30 Prozent zu hoch angesetzt. Bei Grundstücken und Gebäuden 
war der Einheitswert die maßgebliche G r ö ß e . Es sollte bei der Festsetzung der 
Preise auch berücksichtigt werden, dass der „Jude" ab der „Systemzeit" keine A n -
schaffungen mehr gemacht und immer nur auf den U m s a t z spekuliert habe. Auch 

- 4 9 Vgl. exemplarisch die Verhandlungen über die „Aris ierung" des Kaufhauses Zapf in 
W ü r z b u r g , an denen neben dem Kre iswir t schahsbera ter und der D A F auch die I H K , der 
Stadtrat und das G e w e r b e a m t beteiligt waren; S t A W / G a u M a i n f r a n k e n / 8 0 3 ; vgl. aber 
auch die anderen Beispiele in der A k t e sowie Schreiben der N S D A P - G a u l e i t u n g M a i n -
franken an die Gauamts le i ter und Kreisleiter vom 7. 4. 1938; S t A W / G a u M a i n f r a n k e n / 
288. 

A n o r d n u n g des Gauwirtschaf tsberaters zur U b e r f ü h r u n g „ jüdischer B e t r i e b e " auf 
„deutsche" Betr iebsführer vom 13. 5. 1938; S t A W / G a u M a i n f r a n k e n / 2 8 8 . 
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die Kriterien, die die Erwerber zu erfüllen hatten, oblagen letztlich Vogels Ent-
scheidung. Der Käufer musste in der Lage sein, den Betrieb noch weiterzuführen, 
daher musste er die Art seiner Finanzierung dem Gauwirtschaftsapparat der Par-
tei offenlegen. Nichtjüdische Arbeiter und Angestellte mussten unter gleichen 
Bedingungen weiterbeschäftigt werden, wobei Ausnahmen nur mit Zustimmung 
der DAF möglich waren. Als Grundsatz galt also nicht die Liquidierung, sondern 
die Weiterführung der Betriebe in vollem Umfang, wobei Sondergewinne, mit 
Ausnahme der „Alten Kämpfer", nicht dem Käufer, sondern dem Gau in Form 
einer Abgabe zukommen sollten.251 Bei Anzeichen für eine geplante Veräußerung 
erhielten die Inhaber von Betrieben, aber auch die Besitzer von Immobilien per 
Formblatt die Anweisung, sich im Büro des Kreiswirtschaftsberaters oder bei der 
Gemeinde einzufinden. Durch die Beamten des Reichsnährstands, der Gendarme-
riestationen, durch die Bürgermeister oder die DAF verfügte der Gauwirtschafts-
berater über ausreichende Informationsquellen, durch die er auf mögliche Veräu-
ßerungen hingewiesen wurde. Bei Nichterscheinen oder Unpünktl ichkeit ver-
hängte der Gauwirtschaftsberater eine „Gehorsamsstrafe", etwaige Einwände -
wie etwa fehlende Veräußerungsabsicht - mussten rechtzeitig im Büro des Gau-
wirtschaftsberaters eingehen.252 Die Vorprüfung übernahm dabei immer Vogel 
selbst. Schätzungen, Preise oder Gutachten sammelte der Kreiswirtschaftsberater. 
Kaufverträge genehmigte der Gauwirtschaftsberater erst dann, wenn der Käufer 
die Bezahlung per Quittung nachweisen konnte.253 

Mit der federführenden Funktion des Gauwirtschaftsberaters Vogel erlebte die 
„Arisierung" jüdischer Betriebe einen erheblichen Professionalisierungs- und 
Systematisierungsschub. Der promovierte Volkswirt hatte 1936 das Amt des 
Wirtschaftsberaters und Kreiskassenrevisors übernommen, war aber bis zu seiner 
hauptamtlichen Anstellung als Gauwirtschaftsberater 1938 als Regierungsrat in 
der Betriebsprüfungsstelle des Landesfinanzamts Würzburg tätig.254 

In seinem antisemitischen Eifer unterschied sich Vogel zunächst nicht wesent-
lich von den maßgeblichen NSDAP-Protagonisten in Franken und München-
Oberbayern. „Die Juden hetzen gegen Deutschland" - notierte der Parteifunktio-

251 Geheime Richtlinien des Gauwirtschaftsberaters an die Kreiswirtschaftsberater für die 
Durchführung der „Arisierung" vom 4. 6. 1938; ebd. 

252 Vorladung des Viehhändlers Arnold H. aus Hammelburg am 14. 7. 1938; StAW/WB IV/ 
a/2556. 

253 Schreiben des stellvertretenden Gauleiters an die Kreisleiter und Kreiswirtschaftsberater 
vom 4. 1. 1939; StAW/Staatsanwaltschaft Würzburg/558/II. 

254 Briefumschlag mit verschiedenen Ausweisen von Vogel; StAW/Gau Mainfranken/71; 
Tagebucheintrag Vogels vom 3. 1. 1938; StAW/Gau Mainfranken/73. Auch sein Vorgän-
ger Kurt Hasslinger war Steuer- und Wirtschaftsberater und erst 1933 in die Partei einge-
treten. Er war bis 1937 kommissarischer Wirtschaftsberater in Mainfranken; Arbeitsblatt 
der Spruchkammer Uffcnheim, 7. 1. 1948; StAW/Spruchkammer/3505a; Β AB (ehemals 
BDC)/Hasslinger, Kurt, "'26. 10. 1902. Kreiswirtschaftsberater in Hammelburg war Mi-
chael Gemperlein, über den allerdings keine weiteren Informationen ermittelt werden 
konnten. In Bad Kissingen waren die beiden Wirtschaftsberater der 1900 geborene Kauf-
mann Max Nägle sowie Dr. Wilhelm Feineis, der das Amt bis 1936 und ab 1942 ausübte; 
Personalbogen Nägle; BAB (ehemals BDC)/Nägle, Max, *7. 8. 1900; Brief Staatsarchiv 
Würzburg vom 30. 6. 2006/Privatbesitz. 
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när in einem Tagebucheintrag vom Februar 1937 - und trachten danach, die 
„deutsche Seele zu vernichten." Die schädliche „Spekulationswirtschaft" führte 
der Gauwirtschaftsberater auf den jüdisch-liberalistischen Einfluss zurück. 2 5 5 

U b e r die „Judenfrage in der Wirtschaft" referierte Vogel zudem auf Einladung 
Ministerpräsident Sieberts auf Lehrgängen der Kommission für Wirtschaftspoli-
t ik . 2 5 6 Sein Antisemitismus paarte sich allerdings mit der Fähigkeit zu äußerst 
effizientem Vorgehen und einer Einstellung zur „Judenfrage", die zwar auf rassi-
schem Gedankengut gründete, aber in ihrer äußeren F o r m „korrekt" erschien und 
die „Lösung der Judenfrage" „Fachmännern" , nicht wilden Schlägern überlassen 
wollte. Auf die Bedeutung von Wirtschaftsfachmännern im Prozess der wirt-
schaftlichen Verfolgung verwies der Gauleiter selbst, etwa in einem Schreiben 
vom April 1938, das eindringlich Vogels große Erfahrungen und ausgezeichnete 
Einblicke in die Wirtschaft Unterfrankens hervorhob. „Ich glaube", so Vogel, 
„dass es den Kreisleitern nur angenehm sein wird, wenn ein Fachmann diese um-
fangreiche Arbeit abnimmt und es Ihnen damit erspart bleibt, mit Juden zu ver-
handeln." 2 5 7 Hatten sich in München und Nürnberg die maßgeblichen Partei-
institutionen weitgehend dem ungeregelten und sprunghaften Führungsstil ihrer 
Gauleiter angepasst, so lässt sich in Unterfranken angesichts der Fachkompetenz 
des Personals und den klar geregelten und strikt auf den Anordnungen des Gau-
wirtschaftsberaters beruhenden Verfahrensweisen am ehesten von einer „Büro-
kratisierungstendenz" innerhalb der Partei sprechen. 

Für die Durchsetzung seiner Entscheidungen bediente sich Gauwirtschaftsbe-
rater Vogel - wie in München und Nürnberg auch - maßgeblich der weitver-
zweigten Organisation der D A F . Ihm direkt untergeordnet war der mit besonde-
ren Zuständigkeiten versehene Kreisleiter und Kreiswalter der Arbeitsfront, Lud-
wig Popp, der 1938 durch den Kreisobmann der D A F Würzburg, Heinrich Rie-
del, abgelöst wurde. Beide waren lange vor der „Machtergreifung" Parteimitglie-
der geworden und bereits vor Übernahme durch die D A F 1935 Mitglieder der 
N S - H a g o gewesen. 2 5 8 Für die Textilbranche war Eduard Huth verantwortlich, 
Gaufachabteilungswalter der „Fachabteilung Textil und Leder" der Arbeitsfront. 
Auch er war bereits seit 1933 aktives Mitglied der N S B O und langjähriges Partei-
mitglied. 2 5 9 Außer mit der D A F kooperierte Vogel auch eng mit der Gestapo bei 
der Ausplünderung jüdischen Vermögens. Beamte der Geheimen Staatspolizei 
waren nicht nur als zusätzliche Bedrohung bei den Verkaufsverhandlungen anwe-
send, sie konnten durch die Schutzhaft auch direkt die Veräußerung der Betriebe 

2 5 5 E intrag vom 14. 2. 1937; S t A W / G a u M a i n f r a n k e n / 7 2 . 
2 5 6 E in ladung z u m fünften großen Lehrgang der K o m m i s s i o n für Wirtschaftspol i t ik v o m 

2 4 . - 2 9 . 1. 1938; B a y H S t A M / S t K / 6 7 2 9 . 
2 5 7 Schre iben der Gaule i tung Mainfranken an die Gauamts le i ter und Kreisleiter v o m 7. 4. 

1938; S t A W / G a u M a i n f r a n k e n / 2 8 8 . 
2 5 8 L u d w i g P o p p , gelernter Buchdrucker , seit 1929 N S D A P - M i t g l i e d und seit 1935 Kreis -

walter der D A R Heinr i ch Riedel war seit 1931 N S D A P - M i t g l i e d und seit 1938 K r e i s o b -
mann der Arbei ts f ront ; Vorladung L u d w i g P o p p s am 24. 7. 1950 und Vernehmung H e i n -
rich Riedels am 18. 7. 1950; S tAW/Staatsanwal tschaf t W ü r z b u r g / 5 5 8 / I . 

259 Vernehmung Eduard H u t h s am 24. 7. 1950; ebd. 
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und sonstigen Vermögenswerte erzwingen.2 6 0 Die Gestapo blieb in die Verkaufs-
verhandlungen eingeschaltet und schlug auch von sich aus potentielle Erwerber 
jüdischen Vermögens vor.2 6 1 

Mit dem Zugriff auf die Abteilungen der D A F war es dem Gauwirtschaftsbera-
ter gelungen, einen Konkurrenten im Wettlauf um das jüdische Vermögen seiner 
Kontrolle zu unterstellen. Offensichtlich hatte die D A F auch hier versucht, nach 
Eingliederung der Handels- und Handwerks- sowie der Betriebszellenorgani-
sation in die Arbeitsfront im Jahr 1935 und nach der zunehmenden innen- und 
außenpolitischen Konsolidierung des Reiches 1936 die „Arisierung" ab 1937 in 
eigener Initiative und als „Wiedergutmachung" für ihre oft altgedienten Kämpfer 
voranzutreiben. Nach Aussagen von betroffenen jüdischen Erwerbstätigen ließ 
sich die D A F ab 1937 Veräußerungsverträge jüdischer Firmen zur Genehmigung 
vorlegen. Die Arbeiter und Angestellten sollten an dem Betrieb beteiligt werden, 
während jüdische Arbeitnehmer von allen Leistungen ausgeschlossen blieben. Be-
reits zu diesem Zeitpunkt musste bei geplanter Übernahme eines jüdischen Betrie-
bes mit Popp und Riedel verhandelt werden, die meist 100 Reichsmark pro Be-
schäftigungsjahr für jeden Betriebsangehörigen als „Gebühr" verlangten.262 Ein 
führender Mitarbeiter des Gauwirtschaftsapparates führte im Jahr 1950 aus, der 
Gauleiter und sein Gauwirtschaftsberater hätten auch deshalb bereits Anfang 
1938 so massiv in die wirtschaftliche „Ausschaltung" der Juden eingegriffen, um 
die „wilden Arisierungen" der D A F in geordnete Bahnen zu lenken.2 6 3 Diese Be-
hauptung ist nicht vollkommen aus der Luft gegriffen. Die Aussagen bestätigt ein 
Schreiben der NSDAP-Gaulei tung Mainfranken an die Gauamts- und Kreisleiter 
vom 7. April 1938, in dem der Gauleiter noch einmal auf die Verfahrensweisen bei 
der „Entjudung" hinwies: „Es ist festgestellt worden, dass sich eine Reihe von 
Dienststellen mit der Uberführung jüdischer Betriebe in arische Hände beschäfti-
gen, die für die Bewältigung einer so wichtigen und teilweise auch schwierigen 
Aufgabe gar nicht berufen und vielfach auch nicht befähigt sind. U m Einheitlich-
keit in diese Verhandlungen zu bringen und unter allen Umständen zu vermeiden, 
dass sich 3 oder 4 Stellen ohne gegenseitige Verständigung mit einer einzigen An-
gelegenheit beschäftigen, hat der Gauleiter mit der Durchführung der Übernahme 
jüdischer Betriebe durch Arier den Gauwirtschaftsberater Pg. Vogel beauftragt." 
Und weiter heißt es: „Ich bitte den Gauobmann, von dieser Anordnung die D A F -
Dienststellen in Kenntnis zu setzen. Von allen Verhandlungen, die bisher von der 
Kreisverwaltung der DAF, ohne Verständigung des Gauwirtschaftsberaters 
durchgeführt worden sind, ist dem Gauwirtschaftsberater auf dem Dienstweg 
über Kreisleitung-Kreiswirtschaftsberater unverzüglich Mitteilung zu machen. 
Das Gleiche gilt für irgendwelche bei Gaudienststellen der D A F gestellte Anträge, 

2 6 0 Aussage des Justizrats Dr. R. am 13. 7. 1950; ebd; Vernehmungsniederschrift des Verhörs 
von der Stenotypistin Elisabeth B. vom 12. 8. 1950; ebd. 

2 6 1 Eidesstattliche Versicherung Karl R.s im Prozess gegen den Gauwirtschaftsberater Vogel, 
o . D . ; ebd. 

2 6 2 Aussage des Justizrats Dr. R. am 13. 7. 1950, der mehrere jüdische Unternehmen als 
Rechtsanwalt betreut hatte; ebd. 

263 Vernehmung des Kreiswirtschaftsberaters Hermann Wiblishauser am 8. 9. 1950; ebd. 
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die dem Gauwirtschaftsberater unmittelbar zugeleitet werden müssen, der dann 
seinerseits die Kreisleitung entsprechend in Kenntnis setzt. D e r Gauleiter legt auf 
die genaue Beachtung dieser Anordnung den größten W e r t . " 2 6 4 

Das Schreiben der Gauleitung verweist auch auf vorhandene Rivalitäten zwi-
schen den Parteigliederungen bei der „Aris ierung" jüdischen Vermögens unterei-
nander. D u r c h das Machtwor t des Gauleiters konnten diese Konf l ikte ab 1938 
zugunsten des Gauwirtschaftsberaters offenbar ausgeräumt werden. U n t e r der 
Aufsicht des Gauwirtschaftsberaters hatte die D A F nun die Aufgabe, auf die B e -
legschaft D r u c k auszuüben, um jüdische Betr iebe so von innen heraus zur Veräu-
ßerung zu zwingen. N a c h erfolgter „Aris ierung" hatte sich die Arbei ts f ront um 
die Ü b e r n a h m e der „nicht jüdischen Gefo lgschaf t " zu kümmern und durch Son-
derabgaben für das Wohl der Arbeiterschaft zu sorgen. 2 6 5 

Auch in der Region Bad Kiss ingen/Hammelburg leitete der P o g r o m vom 
9. N o v e m b e r 1938 eine Radikalisierung der Judenverfolgung ein. In der Kurstadt 
selber zerstörten Angehörige von Parteigliederungen 16 Geschäf te mit einem G e -
samtschaden von etwa 5 5 0 0 0 Reichsmark. 21 jüdische Angestellte und Arbei ter 
waren durch die A k t i o n erwerbslos geworden . 2 6 6 Wie in den meisten Gebieten 
des Reiches war auch hier die S A maßgeblich für die Ubergri f fe auf die jüdische 
Bevölkerung verantwort l ich . 2 6 7 In der Verfahrensweise bei der „Aris ierung" än-
derte sich durch die personelle Verschränkung von Gaulei ter und Regierungsprä-
sident aber of fenbar nicht viel. F ü r die „Arisierung" von Großhandelsgeschäften 
und Industriebetrieben war grundsätzlich die Genehmigung des Gauwirtschafts-
beraters einzuholen. Bei der Veräußerung von Grundbes i tz und Gebrauchsgegen-
ständen war das Gutachten eines eng mit dem Ortsgruppenlei ter der Partei zu-
sammenarbeitenden Sachverständigen maßgebl ich . 2 6 8 Vogel selbst bestätigte nach 
dem Krieg, dass die „Aris ierungspraktiken" auf Initiative der Gauverantwort l i -
chen entstanden und die Verordnungen nach dem P o g r o m daher lediglich eine 
„längst gängige Praxis" sanktionierten. Bereits vor den entsprechenden Gesetzen 
habe „Gewohnhe i t s recht " bestanden. 2 6 9 

O b Dif ferenzen mit der Reichsregierung das Vorgehen Vogels einschränkten 
und letztlich die Arbei t der „Werbestel le" zum Erliegen brachten, ist unklar. N a c h 
Aussagen von Vogel selbst kam es zu Streitereien mit Ministerpräsident Siebert 
und Staatssekretär B a c k e aus dem Reichslandwirtschaftsministerium. Tatsächlich 
finden sich keine Hinweise auf grundsätzliche Erwägungen Berlins hinsichtlich 

2 6 4 Schre iben der N S D A P - G a u l e i t u n g Mainfranken an die G a u a m t s - und Kreislei ter v o m 
7. 4. 1938; S t A W / G a u M a i n f r a n k e n / 2 8 8 . 

2 6 5 A k t e n n o t i z der Gaule i tung v o m 2 5 . 5 . 1938; Vernehmung Heinr i ch Riedels am 1 8 . 7 . 
1950; Vorladung L u d w i g Popps am 24. 7. 1950; Vernehmung H e r m a n n Wibl ishausers am 
18. 7. 1950; S tAW/Staatsanwaltschaf t W ü r z b u r g / 5 5 8 / I . 

2 6 6 Aufstel lung der Kr iminalpol ize i B a d Kissingen vom 14. 11. 1938; S t A W / L R A Bad Kis -
s ingen/3101 . 

2 6 7 Vgl . hierzu ausführlich das Strafverfahren der G r o ß e n S t ra fkammer des L G Schweinfurt , 
Urte i l am 14. 12. 1949; I f Z / G s / 0 3 . 0 4 . 

2 6 8 Anweisung des stel lvertretenden Gaulei ters an die Kreisleiter und Kreiswirtschaf tsbera-
ter v o m 4. 1. 1939; S tAW/Staatsanwal tschaf t W ü r z b u r g / 5 8 8 / I I . 

269 Vernehmung Vogels am 7. 10. 1950; ebd. 
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des Tempos oder der Umsetzung der Ausplünderung, die für die Differenzen und 
damit letztlich für das Ende des Rhönfonds ausschlaggebend waren.2 7 0 

Insgesamt setzten damit in München, Nürnberg und Unterfranken um die Jah-
reswende 1937/38, begünstigt durch die Gesetzgebung der Reichsregierung, die 
systematische Überwachung und Entziehung von jüdischem Vermögen ein. Meh-
rere Institutionen - auf Seiten der Partei neben dem Gauwirtschaftsapparat vor 
allem die Deutsche Arbeitsfront - beteiligten sich je nach regionalen Gegebenhei-
ten in unterschiedlicher Intensität an dem Bereicherungswettlauf. 

Die ausgewählten Beispiele verdeutlichen nicht nur die von der Region ausge-
henden Impulse und die Unterschiede in der Verfolgungspraxis, die die Gauspe-
zifika der wirtschaftlichen „Ausschaltung" der Juden deutlich vor Augen führen. 
Es zeigt sich darüber hinaus die zentrale Stellung, die die „Entjudung" im ge-
samten Feld der Gaupolitik einnahm. Diese besondere Bedeutung der „Arisie-
rung" hob auch Gauwirtschaftsberater Vogel explizit hervor, als er im Sommer 
1938 seinem Tagebuch anvertraute: „Seit 1. 7. 1938 bin ich nun ganz beim Gau. 
In engster Zusammenarbeit mit dem Gauleiter werden die großen Probleme der 
Jetztzeit gelöst. Die größte und auch die schwierigste Arbeit sind die Arisierun-
gen. Der Ausschluss der Juden aus der Wirtschaft ist vordringlich. Lange und 
schwierige Verhandlungen schließen so manches jüdisches Geschäft für alle Zeit 
ab."27i 

In allen drei Gauen verbanden sich ideologische Motive mit dem Bestreben, 
Macht und Ressourcen auf einem Politikfeld zu akkumulieren, dem eine hohe 
strategische Bedeutung zukam. Nach dem Ende außen- und wirtschaftspoliti-
scher Rücksichtnahmen in den Jahren 1937 und 1938 bestimmten machtstrategi-
sche Gesichtspunkte auch das Verhältnis zwischen Zentrum und Region. Nun 
trachteten vermehrt Angehörige der Führungsspitze von Staat und Partei, allen 
voran Hermann Göring, danach, ihren Einfluss durch eine Profilierung auf dem 
Feld der wirtschaftlichen Verfolgung der jüdischen Bevölkerung zu vergrößern 
und gleichzeitig die Erlöse der Ausplünderung für die Staatskasse zu sichern. Dies 
führte jedoch weder zu einem Ende der „wilden Arisierungen" zugunsten einer 
zentralen Steuerung noch zu einer zügellosen regionalen Kraftentfaltung. Das 
Verhältnis von Reich und Region bis zur endgültigen Ausplünderung, Vertrei-
bung und Ermordung der jüdischen Bevölkerung in den Jahren 1941/42 war viel-
mehr durch ein fragiles System mühsam ausbalancierter Interessen gekennzeich-
net. Aufbauend auf einem gemeinsamen ideologischen Fundament brach es nur in 
Ausnahmefällen durch radikale Intervention Berlins zusammen. Die Umstände, 
die zum Sturz Julius Streichers führten, sind zudem ein Hinweis auf ähnlich insta-
bile regionale Interaktionssysteme im Verfolgungsprozess. Nicht nur die Gaulei-
ter und ihre Spitzenfunktionäre waren auf diesem Politikfeld aktiv. Zahlreiche an-
dere Institutionen wie Stadt- und Regionalverwaltungen, die Bayerische Politi-
sche Polizei oder Gendarmeriestationen beteiligten sich an der wirtschaftlichen 
„Ausschaltung" der jüdischen Bevölkerung genauso wie am Bereicherungswett-

2 7 0 Vorladung Vogels am 26. 9. 1950; StAW/Staatsanwaltschaft Würzburg/558/I . 
» i Eintrag vom 20. 4. 1938; StAW/Gau Mainfranken/73. 
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lauf um deren Vermögen. Ziel der folgenden Überlegungen ist es daher, nicht nur 
die Rol le der Regional- und Kommunalverwaltung bei der wirtschaftlichen Ver-
folgung der Juden zu analysieren, sondern darüber hinaus auch die besondere 
Ausprägung regionaler Herrschaftsgefüge und insbesondere das Zusammenspiel 
von staatlicher Verwaltung und parteilichen Hoheitsträgern in den Blick zu neh-
men. 


